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Qualitatssicherung der Gemeindehaushaltsdaten

Kurzfassung

Prufungsziel

Der RH {iberprifte von September 2016 bis Janner 2017 die Qualitatssicherung der
Gemeindehaushaltsdaten im Rahmen der Gebarungsstatistikverordnung 2014. Die
Prifung umfasste das Bundesministerium fiir Finanzen (in der Folge: Ministerium),
die Bundesanstalt Statistik Osterreich (Statistik Austria) und sdmtliche Linder mit
Ausnahme von Wien. Ziel der Gebarungstberpriifung war die Beurteilung des Er-
hebungsprozesses der Gemeindehaushaltsdaten durch die Statistik Austria und der
durch die Lander vorgenommenen QualitdtssicherungsmaBnahmen im Zusam-
menhang mit der Ubermittlung dieser Daten. Eine hohe Qualitdt der Gemeinde-
haushaltsdaten ist deshalb von besonderer Bedeutung, weil sie etwa die Grundlage
flr die Ableitung der Maastricht—Kennzahlen (6ffentlicher Haushaltssaldo, 6ffentli-
cher Schuldenstand) und der Fiskalregeln im Rahmen des Osterreichischen Stabili-
tatspakts 2012 (OStP 2012) sind sowie fiir Berechnungen zum Finanzausgleich he-
rangezogen werden. Der RH fihrte auch eigenstandige Analysen zur Beurteilung
der Datenqualitat durch. Einen weiteren Schwerpunkt bildete die Beurteilung der
Erhebung der Gemeindedaten im Hinblick auf die (innerstaatlichen) Verpflichtun-
gen aufgrund des OStP 2012. (TZ 1)

Prozess der Qualitatssicherung der Gemeindehaushaltsdaten

Aus der Gebarungsstatistikverordnung 2014 war nicht eindeutig ableitbar, welche
Form der Qualitatssicherung auf Landes— bzw. Gemeindeebene stattfinden sollte.
Diese legte die Statistik Austria in einem Leitfaden fest. (TZ5,TZ 6, TZ 8, TZ 10)
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Sowohl die Statistik Austria als auch die Lander gaben den Gemeinden fiir die Da-
tenlieferung Fristen vor, um (iber einen Zeitrahmen zur Uberpriifung der Daten zu
verfligen. Die von den Landern vorgegebenen Termine lieRen aber teilweise nur
sehr kurze Zeitrdume fiir die Uberpriifung und eine allfillige Fehlerbehebung der
Daten zu. (TZ 11)

Gemal Gebarungsstatistikverordnung 2014 waren vom Gemeinderat genehmigte
Haushaltsdaten zu ibermitteln. Dies war den Gemeinden in den Landern Salzburg
und Vorarlberg jedoch dann nicht méglich, wenn sie die landesgesetzlichen Fristen
fr die Beschlussfassung und Vorlage der Rechnungsabschlisse ausnutzten. (TZ 12)

Qualitatssicherung auf Ebene der Lander

Die acht Lander setzten unterschiedliche Prifroutinen ein, die teilweise von den
Vorgaben der Statistik Austria abwichen. Einige Lander erfiillten nicht alle Vorga-
ben (Niederosterreich, Salzburg, Vorarlberg). Andere Lander verbesserten ihre
Prifroutinen laufend bzw. nutzten zusatzlich weiterfiihrende, teils umfangreiche
Prifungen, die Gber die Kontrollanforderungen der Statistik Austria hinausgingen
(Burgenland, Steiermark, Tirol). Erfolgten die Uberpriifung und Fehlerbereinigung
der Rechnungsabschluss—Daten schon vor Beschlussfassung durch den Gemeinde-
rat, wie in den Landern Steiermark und Tirol, war sichergestellt, dass qualitatsge-
sicherte Daten an die Statistik Austria weitergeleitet wurden. (TZ 17, TZ 18)

Eine vom RH durchgefiihrte Analyse zur Qualitat der von den Landern an die Statis-
tik Austria weitergeleiteten Daten fiir das Haushaltsjahr 2015 auf formelle Richtig-
keit zeigte erhebliche Qualitdatsunterschiede: Eine hohe Datenqualitat stellte der
RH in den Landern Steiermark und Tirol fest. Die Anzahl der Gemeinden, deren
Daten keine formellen Fehler beinhalteten, lag bei Giber 80 %, in den Landern Karn-
ten, Niederdsterreich, Oberdsterreich und Salzburg hingegen unter 30 %. (TZ 21)

Qualitatssicherung durch die Statistik Austria

Die Statistik Austria nahm neben der Prifung der Gemeindehaushaltsdaten auf
deren formelle Richtigkeit auch eine Plausibilitatspriifung zur inhaltlichen Richtig-
keit vor. Waren bei dieser Priifung Daten unvollstindig oder nicht plausibel, er-
fasste die Statistik Austria diese landerweise in einer Excel-Liste und Gibermittelte
diese Liste zur Nacherhebung an die Lander. Die von den Landern riickiibermittel-
ten , korrigierten” Daten waren fiir die Statistik Austria fir die weitere Bearbeitung
maRgeblich, auch wenn diese von den bereits beschlossenen Jahresabschlussdaten
der Gemeinden abwichen. (TZ 25)
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Best Practice—Modelle

Der RH sah die Vorgangsweise der Lander Steiermark und Tirol als Best Practice.
Beide Lander hatten die Datenlibermittlung Gber ein Portal organisiert und tber
die Vorgaben der Statistik Austria hinausgehende, weiterflihrende Prifungen ins-
talliert, was ihnen erlaubte, die Rechnungsabschliisse der Gemeinden noch vor der
Weiterleitung der Daten an die Statistik Austria qualitdtszusichern. Dies bestatigte
sich sowohl bei der Fehleranalyse durch den RH als auch bei der Nacherhebung
durch die Statistik Austria, bei denen beide Léander die besten Ergebnisse aufwiesen
(siehe nachstehende Tabelle). (TZ 26)

Ermittlung Best Practice-Modell

elektronische
Priifung von
Rechnungs-

abschliissen

Qualitat der
Priifroutinen der
Lander

erforderliche
Nacherhebungen

Gemeinden
ohne Fehler

Dateniiber-

mittlung

Burgenland E-Mail Jau_b:?;riltﬁz':\egn- Vorgaben erfillt 230 % <80 % 210 % <30 %
Karnten Portal nein Vorgaben erfiillt <30 % 210 % <30 %
. . . . ja—nach Daten- zu wenige o o
— < >
Niederosterreich E—Mail/Portal g VereElsem il 30 % 30 %
Oberosterreich E-Mail nein Vorgaben erfiillt <30 % 210 % <30 %
. . zu wenige o o
—| < >
Salzburg E-Mail nein VereElem il 30 % 30 %
Steiermark Portal Ja.‘. N vor.Daten- Vorgaben erfiillt >80 % <10 %
Ubermittlung
Tirol Portal Ja —vor Daten- Vorgaben erfiillt >80 % <10 %
Ubermittlung
Vorarlberg E-Mail nein .Vor.gaben“ nicht beurteilt >30 %
teilweise erfillt

Quellen: Statistik Austria; Lander Burgenland, Karnten,
Niederdsterreich, Oberdsterreich, Salzburg, Steiermark, Tirol und Vorarlberg; RH

Gebarungsstatistik und Osterreichischer Stabilititspakt

Die Statistik Austria hatte entsprechend den Vorgaben des OStP 2012 auf Grund-
lage ihrer Gebarungsstatistikerhebung einen Bericht mit Kennzahlen nach europa-
rechtlichen Vorgaben an das Osterreichische Koordinationskomitee zu erstatten.
Der OStP 2012 sah zudem eine Datenerhebung iiber Linder— und Gemeindehaus-
haltsdaten vor. Die Erhebung der Gemeindedaten erfolgte tiber den Weg der Lan-
der an das Ministerium, welches wiederum dem Osterreichischen Koordinations-
komitee berichtete. Dieser gesonderte Erhebungsvorgang nutzte nicht die bereits
etablierten Ablauf— und Kontrollschritte der Gemeindehaushaltsdaten—Erhebung,
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Empfehlungen

sondern erfolgte lGber Excel-Formulare, die eine Differenzierung bei der Datenein-
gabe nicht zulieRen und vom Ministerium unzureichend geprift und zusammenge-
fasst wurden. Sowohl das Ministerium als auch die Statistik Austria veréffentlichten
einzelne erhobene Daten (6ffentlicher Schuldenstand und 6ffentlicher Haushalts-
saldo der Gemeinden), die sich deutlich voneinander unterschieden. (TZ 30, TZ 31,
TZ 32)

Bei der durch den OStP 2012 vorgesehenen Koordinierung der Haushaltsfiihrung
von Bund, Ldndern und Gemeinden kam den Gemeindeaufsichten der Lander eine
steuernde Aufgabe zu. Diese verfligten jedoch nicht tber alle dafiir erforderlichen
Daten (z.B. Daten der aulRerbudgetaren Einheiten). (TZ 34, TZ 35)

Die Empfehlungen der Gebarungsiiberprifung zielten auf eine Verbesserung der
Datenqualitdt sowie der Qualitatssicherungsmallnahmen ab. Der RH wies mehr-
fach auf dafiir erforderliche einheitliche Vorgaben hin und betonte die Notwendig-
keit einer Verbesserung der durchgefiihrten Prifungen und der Weiterentwicklung
der Qualitatssicherung. Weiters sollten die Voraussetzungen fiir eine Integration
der zusatzlichen Datenanforderungen des Stabilitatspakts (z.B. Mittelfristige
Finanzplanung) in die Gebarungsstatistikerhebung geschaffen werden. (TZ 36)
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Kenndaten

Rechtsgrundlagen

Richtlinie 2011/85/EU des Rates vom 8. November 2011 Gber die Anforderungen an die haushalts-
politischen Rahmen der Mitgliedstaaten

Verordnung (EU) Nr. 549/2013 des europaischen Parlaments und des Rates vom 21. Mai 2013 zum
Europdischen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen auf nationaler und regionaler Ebene
in der Europaischen Union (ESVG 2010)

Verordnung (EG) Nr. 479/2009 des Rates vom 25. Mai 2009 lber die Anwendung des dem Vertrag zur
Grindung der Europdischen Gemeinschaft beigeftigten Protokolls Giber das Verfahren bei einem tiber-
maRigen Defizit, in der Fassung der Verordnung (EU) Nr. 220/2014 der Kommission vom 7. Marz 2014
Verordnung (EG) Nr. 1221/2002 des europaischen Parlaments und des Rates vom 10. Juni 2002 iber
die vierteljahrlichen Konten des Staates fiir nichtfinanzielle Transaktionen

Verordnung (EG) Nr. 501/2004 des europdischen Parlaments und des Rates vom 10. Mé&rz 2004 iber
die vierteljahrlichen Finanzkonten des Staates

Verordnung (EG) Nr. 1222/2004 des Rates vom 28. Juni 2004 {iber die Erhebung und Ubermittlung
von Daten zum vierteljdhrlichen 6ffentlichen Schuldenstand

Verordnung (EG) Nr. 2223/96 des Rates vom 25. Juni 1996 zum Europédischen System Volkswirt-
schaftlicher Gesamtrechnungen auf nationaler und regionaler Ebene in der Europdischen Gemein-
schaft (ESVG 1995)

Verordnung (EG) Nr. 113/2002 der Kommission vom 23. Januar 2002 zur Anderung der Verordnung
(EG) Nr. 2223/96 des Rates im Hinblick auf tiberarbeitete Klassifikationen der Ausgaben nach dem
Verwendungszweck

EU-Recht

Verordnung (EG) Nr. 264/2000 der Kommission vom 3. Februar 2000 zur Durchfiihrung der Verordnung
(EG) Nr. 2223/96 des Rates hinsichtlich der Ubermittlung kurzfristiger 6ffentlicher Finanzstatistiken
Gebarungsstatistik—VO 2014, BGBI. Il Nr. 345/2013

Vereinbarung zwischen dem Bund, den Lindern und den Gemeinden iiber einen Osterreichischen
Osterreichisches Stabilitatspakt 2012 - OStP 2012, BGBI. | Nr. 30/2013, i.d.F.d. BGBI. | Nr. 45/2013

Recht Voranschlags— und Rechnungsabschlussverordnung 1997 — VRV 1997, BGBI. Nr. 787/1996 i.d.F.d.
BGBI. Il Nr. 118/2007

Bundesstatistikgesetz 2000, BGBI. | Nr. 163/1999 i.d.F.d. BGBI. | Nr. 40/2014
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Kenndaten fiir das Jahr 2015

£ 5| 5 e 3
= £ LD S 2 £ 8 £
[7) =] v = PO o a _ = H
80 c T g o 9 N 2 o o o
5 ] g9 r- © I = ] ]
Bundesland [ ¥ 20 O 0 wn & S > (U]
Anzahl
Gemeinden (ohne Wien) 71|  132|  s73|  as2| 19| 27|  279| 96| 2099
in Mio. EUR
Offentlicher Haushaltssaldo
Gemeindeebene -2,78 25,46 24,47 -17,07 58,59 53,01 15,78 18,63| 176,08
Gemeinden -3,78 20,66 41,25| -55,48 55,30 30,56 6,83 13,30 108,66
aulerbudgetare Einheiten 1,00 4,79 -16,78 38,41 3,29 22,44 8,95 5,33 67,43
Offentlicher Schuldenstand
Gemeindeebene (konsolidiert) 213,4 299,8| 1.822,7| 1.863,9 365,9| 1.786,7 453,8 491,6 (7.297,81
Gemeinden 110,9 127,2| 1.338,4 862,7 287,3| 1.067,8 362,6 281,9(4.438,89
auBerbudgetare Einheiten 102,5 174,2 503,4| 1.050,0 97,8 723,6 95,9 236,8(2.984,11

Quelle: Statistik Austria, September 2016

Ubermittlung und Qualititssicherung der Gemeindehaushaltsdaten 2016

g 5| s E >

T | 5 | sE| .8l B OE 2 g

) E S = PUB. = 2 o — = H

S| 5 | 28| 28| 3| = | B § $
Bundesland ) 4 2 0 O :0 n an [ > (U]
Dateniibermittlung per E-Mail ja ja ja ja ja
Datenlibermittlung Gber Portal ja ja ja ja

in %
. nicht
Gemeinden ohne Fehler 73 24 5 22 21 84 86 . 38
beurteilt

Nacherhebung erforderlich 23 24 33 22 58 7 5 48 24

Quellen: Statistik Austria; Lander Burgenland, Karnten,
Niederdsterreich, Oberosterreich, Salzburg, Steiermark, Tirol und Vorarlberg

Prifungsablauf und —gegenstand

1 (1) Der RH liberprifte von September 2016 bis Janner 2017 die Qualitatssicherung
der Gemeindehaushaltsdaten (GHD) im Rahmen der Gebarungsstatistikverord-
nung 2014 (Gebarungsstatistik—VO 2014). Die Priifung umfasste das Bundesminis-
terium fiir Finanzen (in der Folge: Ministerium), die Bundesanstalt Statistik Oster-
reich (Statistik Austria) und samtliche Bundeslander mit Ausnahme von Wien.

Zu dem im Oktober 2017 Gbermittelten Prifungsergebnis nahmen die Lander Bur-
genland, Oberdsterreich, Tirol und Vorarlberg im Dezember 2017 und das Ministe-
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rium, die Statistik Austria und die Lander Karnten, Niederosterreich, Salzburg und
Steiermark im Janner 2018 Stellung. Der RH Uibermittelte seine GegenduRerung im
Juni 2018.

Die von der Statistik Austria erhobenen Daten lieferten Informationen Uber die Fi-
nanzwirtschaft des offentlichen Sektors fiir nationale und internationale Verwen-
dungszwecke. Diese Daten bildeten bspw. die Grundlage fiir die Ableitung der
Maastricht—Kennzahlen (6ffentlicher Haushaltssaldo, 6ffentlicher Schuldenstand)
und der Fiskalregeln im Rahmen des Osterreichischen Stabilitatspakts 2012
(OStP 2012) und wurden zudem fiir Berechnungen zum Finanzausgleich herange-
zogen. Die Statistik Austria erstellte auf Grundlage der Gebarungsstatistik—VO 2014
die Gebarung des 6ffentlichen Sektors (Gebarungsstatistik) und kam in diesem Zu-
sammenhang auch den diesbeziiglichen Lieferverpflichtungen an das statistische
Amt der Europdischen Union (Eurostat) nach.

(2) Ziel der Gebarungsiberprifung war die Beurteilung

— des Erhebungsprozesses der Gemeindehaushaltsdaten durch die Statistik Aust-
ria und

— der durch die Lander vorgenommenen QualitdtssicherungsmaRnahmen im Zu-
sammenhang mit der Ubermittlung dieser Daten.

Dabei fiihrte der RH auch eigenstdndige Analysen zur Beurteilung der Datenquali-
tat durch.

Einen weiteren Schwerpunkt bildete die Beurteilung der Erhebung der Gemeinde-
daten im Hinblick auf die (innerstaatlichen) Verpflichtungen aufgrund des
OStP 2012.

Nicht von dieser Priifung umfasst waren die Aufgabenerfillung der Gemeindeauf-
sichten der Lander, soweit sie nicht die Qualitatssicherung der Gemeindehaushalts-
daten betrafen, sowie eine Uberpriifung der Statistik Austria bzw. einzelner Ge-
meinden.

(3) Der Priifungszeitraum umfasste die Haushaltsjahre 2011 bis 2016. Fiir die Uber-
prifung der Qualitatssicherung bzw. der Qualitdt der Gemeindehaushaltsdaten lag
der Schwerpunkt auf den Jahren 2015 und 2016, weil mit der Gebarungsstatistik—
VO 2014 eine neue Datenschnittstelle eingefiihrt wurde. Die Gebarungsiiberpri-
fung bertlicksichtigte die Daten aller Gemeinden, erforderlichenfalls wurde eine
Unterscheidung hinsichtlich der Stadte mit eigenem Statut vorgenommen (TZ 12).
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Rechtsgrundlagen und einheitliche Vorgaben
Europaische Rechtsgrundlagen

2 Die européischen Vorschriften verpflichteten Osterreich gegeniiber der Europi-
schen Union, Statistiken tber die Finanzkonten des Staates zu erstellen.’

Die Fiskalrahmenrichtlinie? legte Vorgaben fiir die haushaltspolitischen Rahmen
der Mitgliedstaaten fest. Die Mitgliedstaaten hatten Uber ein 6ffentliches Rech-
nungswesen zu verfligen, das samtliche Teilsektoren des Staates umfassend und
koharent abdeckt und Informationen zur Vorbereitung von Daten nach dem Stan-
dard des Européischen Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG)
liefert. Weiters verlangte die Richtlinie von den Mitgliedstaaten eine effektive und
zeitnahe Uberwachung der Einhaltung der Haushaltsregeln.

Mit der Verordnung (EG) Nr. 479/2009 des Rates vom 25. Mai 2009 iber die An-
wendung des dem Vertrag zur Griindung der Europdischen Gemeinschaft beigefiig-
ten Protokolls Gber das Verfahren bei einem tibermaRigen Defizit, zuletzt gedndert
durch die Verordnung (EU) Nr. 220/2014 der Kommission vom 7. Marz 2014, wur-
den vor allem die Befugnisse der Kommission als Statistikbehorde (wahrgenom-
men durch Eurostat) zur Uberpriifung der im Rahmen des Defizitverfahrens heran-
gezogenen statistischen Daten der Mitgliedstaaten gestarkt; weiters wurden
Definitionen von Begriffen, wie z.B. des Schuldenstands, prazisiert. Die Mitglied-
staaten hatten Eurostat zweimal jahrlich die Hohe ihrer geplanten und tatsachli-
chen offentlichen Defizite sowie die Hohe ihres tatsachlichen 6ffentlichen Schul-
denstands mitzuteilen.

Eine weitere fiir Osterreich maRgebliche Vorschrift, vor allem im Hinblick auf die
Sektorengliederung und die Definition des Sektors Staat sowie fiir den Umfang der
an Eurostat zu Gibermittelnden Daten und deren Liefertermine, war die Verordnung
(EU) Nr. 549/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 21. Mai 2013
zum Europaischen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen auf nationaler
und regionaler Ebene in der Europaischen Union (ESVG 2010), die im Septem-
ber 2014 das bis dahin geltende ESVG 1995 ersetzte. Eine fiir Osterreich wesentli-
che Anderung betraf die Kriterien zur Abgrenzung des Sektors Staat, wodurch da-

1 Verordnung (EG) Nr. 501/2004 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 10. Marz 2004 (iber die
vierteljdhrlichen Finanzkonten des Staates und Verordnung (EG) Nr. 1222/2004 des Rates vom 28. Juni 2004
iber die Erhebung und Ubermittlung von Daten zum vierteljahrlichen éffentlichen Schuldenstand

2 Richtlinie 2011/85/EU vom 8. November 2011 iiber die Anforderungen an die haushaltspolitischen Rahmen
der Mitgliedstaaten, ABI. L 306 vom 23. November 2011, S. 41
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mals rd. 1.400 6ffentliche Unternehmen® oder Hilfseinheiten* — vor allem im
Bereich der Gemeinden — dem Sektor Staat zugerechnet wurden.

Der Sektor Staat war definiert als die Summe der institutionellen Einheiten, die
Nichtmarktproduzenten sind und die sich primar mit Zwangsabgaben von Einhei-
ten anderer Sektoren finanzieren und/oder die Einkommen und Vermoégen umver-
teilen.

Der offentliche Sektor setzte sich aus den staatlichen und sonstigen 6ffentlichen
Einheiten zusammen. Zu den staatlichen Einheiten zdhlten die Gebietskorperschaf-
ten (Bund, Lander, Gemeinden) und die (ibrigen Einheiten des Sektors Staat (auRer-
budgetdre Einheiten, Kammern, Sozialversicherungstrdager, Gemeindeverbande).
Sonstige 6ffentliche Einheiten werden nicht dem Sektor Staat zugerechnet, jedoch
von staatlichen Stellen kontrolliert.®

Nationale Rechtsgrundlagen
Bundesstatistikgesetz 2000

3 GemaR Bundesstatistikgesetz 2000 umfasste die Bundesstatistik die Erstellung von
Statistiken aller Art, einschlieRRlich der damit zusammenhéngenden Analysen, Pro-
gnosen und statistischen Modelle, die (iber die Interessen eines einzelnen Landes
hinausgehen.® Die Statistiken werden durch innerstaatlich unmittelbar wirksame
internationale Rechtsakte (EU), durch Bundesgesetze oder durch Verordnungen an-
geordnet.” Die Umsetzung der Bundesstatistik erfolgte vor allem durch die Statistik
Austria. Auf Grundlage des Bundesstatistikgesetzes 2000 erliel8 die Bundesministe-
rin fiir Finanzen® im Einvernehmen mit dem Bundeskanzler® im November 2013 die
Gebarungsstatistik—VO 2014, die jene aus dem Jahr 2002 ersetzte.

Gebarungsstatistik—Verordnung

4 Die rechtliche Grundlage fir die verpflichtende Erhebung der Statistiken Uber die
Gebarung im offentlichen Sektor war die Gebarungsstatistik—VO 2014. Aufgrund
dieser Verordnung waren alle Einheiten des 6ffentlichen Sektors verpflichtet,

3 2.B. die OBB-Infrastruktur AG, 6ffentliche Krankenanstalten und der Osterreichische Rundfunk

4 ausgelagerte Unternehmensfunktionen, wie z.B. Beschaffung, Buchhaltung, Immobiliengesellschaften
5 siehe auch Gebarungsstatistik—VO 2014, § 2 Begriffsbestimmungen

& gemiR § 2 Bundesstatistikgesetz 2000

7 gemiR § 4 Bundesstatistikgesetz 2000

8 Mag. Dr. Maria Fekter

Werner Faymann
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finanzwirtschaftliche Daten (Rechnungsabschlisse, Bilanzdaten) elektronisch an
die Statistik Austria zu Gibermitteln. Diese erstellte die Gebarungsstatistik.

Wahrend Bund, Lander, Gemeindeverbande und die {ibrigen Einheiten des Sektors
Staat sowie die sonstigen 6ffentlichen Einheiten ihre Daten unmittelbar an die Sta-
tistik Austria zu Ubermitteln hatten, mussten die Gemeinden ihre Daten Uber die
zustandige Landesbehdrde'™ an die Statistik Austria senden.

Abbildung 1: Darstellung des Sektors Staat und Dateniibermittlung der Gemeindeebene

Statistik Austria

Dateniibermittlung

PRJIp

liber Landesebene

Sektor Staat

Bundesebene

Landesebene Gemeindeebene Sozialversicherung

auBerbudgetare auBerbudgetare aulerbudgetdre auBerbudgetare
Bundeseinheiten Landeseinheiten Gemeindeeinheiten? Sozialversicherungseinheiten
Krankenfiirsorgeanstalten

Krankenversicherungstrager

Unfallversicherungstrager
Pensionsversicherungstrager

Gemeindeverbande!

staatlich kontrollierte staatlich kontrollierte staatlich kontrollierte staatlich kontrollierte
Bundeseinheiten Landeseinheiten Gemeindeeinheiten Sozialversicherungseinheiten

sonstige 6ffentliche Einheiten

! behandeltin TZ 28
2 behandelt in TZ 27

5.1

10

Quellen: Statistik Austria; RH

Die in rot bzw. grau gehaltenen Felder stellen jene Einheiten der Gemeindeebene
des Sektors Staat dar, die Daten an die Statistik Austria zu Ubermitteln hatten.

Nach der Gebarungsstatistik—VO 2014 hatten die Gemeinden die an die Lander zu
meldenden Haushaltsdaten auf ihre formelle Richtigkeit (Satzaufbau und Codie-
rung) und auf ihre Konformitdt mit den Rechnungslegungsvorschriften (Voran-

Bei den Landern waren fir die Sammlung, Plausibilitdtspriifung und Weiterleitung der Gemeindedaten
neben den Gemeindeabteilungen und zum Teil den Abteilungen fiir Statistik der Amter der Landesregierun-
gen in einigen Landern auch die jeweiligen Bezirkshauptmannschaften zustandig bzw. eingebunden.
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5.2

5.3

11

12

schlags— und Rechnungsabschlussverordnung 1997 — VRV 1997) zu Uberpriifen.”
Die Lander wiederum hatten diese Daten — vor der Weiterleitung an die Statistik
Austria — auf Plausibilitat, insbesondere hinsichtlich der Konformitat mit den Be-
stimmungen der VRV 1997, zu lberpriifen.™

Eine inhaltliche Beschreibung und Abgrenzung der vorgesehenen Uberpriifungen,
einerseits jener auf ,formelle Richtigkeit” und , Konformitat mit den Rechnungsle-
gungsvorschriften” durch die Gemeinden, andererseits auf ,,Plausibilitat insbeson-
dere hinsichtlich Konformitat mit den Bestimmungen der VRV 1997“ durch die Lan-
der enthielt die Gebarungsstatistik—VO 2014 nicht.

Das Ergebnis der von den Landern durchgefiihrten Plausibilitatspriifungen war in
einem Bericht festzuhalten und zeitgleich mit der Datenlieferung an die Statistik
Austria zu Ubermitteln (siehe TZ 15).

Der RH stellte kritisch fest, dass die Gebarungsstatistik—VO 2014 die vorgesehene
,Plausibilitatsprifung insbesondere hinsichtlich Konformitat mit der VRV 1997“
durch die Lander nicht naher beschrieb und auch inhaltlich nicht klar von der den
Gemeinden obliegenden ,Prifung der formellen Richtigkeit und Konformitat mit
der VRV 1997“ abgrenzte. Dadurch blieb offen, welche konkreten Qualitdtssiche-
rungsmalnahmen auf welcher Ebene nach der Gebarungsstatistik—VO 2014 vorzu-
nehmen waren.

Der RH empfahl dem Ministerium, in der Gebarungsstatistik—VO 2014 die von den
Lindern und den Gemeinden jeweils durchzufiihrenden Qualitatssicherungsmal-
nahmen der Gemeindehaushaltsdaten inhaltlich klar zu beschreiben.

Das Ministerium teilte in seiner Stellungnahme mit, es beabsichtige, die Empfeh-
lung des RH umzusetzen und auf Basis von Gesprachen mit der Statistik Austria und
dem Bundeskanzleramt bzw. den Landern und Gemeinden eine Novelle der Geba-
rungsstatistik-VO zu erlassen. Darin sollten die QualitdtssicherungsmalBnahmen
Beriicksichtigung finden.

gemaR § 5 Abs. 4 Gebarungsstatistik-VO 2014

gemal § 5 Abs. 5 Gebarungsstatistik—VO 2014
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Vorgaben der Statistik Austria

Datenschnittstelle

13
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15
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(1) Die Ubermittlung der Daten an die Statistik Austria erfolgte elektronisch im Wege
einer Datenschnittstelle. Unter einer Datenschnittstelle war die Festlegung von Form
und inhaltlichem Aufbau (= Satzaufbau) der zu Gbermittelnden Daten zu verstehen.
Die Statistik Austria legte das fiir die Ubermittlung der Gemeindehaushaltsdaten zu
verwendende Datenformat™ und dessen Aufbau mit dem Dokument ,,Satzaufbau
GHD-V3.7“ fest.” Demnach waren die Gemeindehaushaltsdaten (Quartals— und
Rechnungsabschlussdaten) als Textdatei zu Gbermitteln. Der Satzaufbau legte fir
jede einzelne Satzart (= definierte Gruppe von Daten) exakt fest, welche Informatio-
nen an welcher Stelle eines Satzes (= Textzeile) anzugeben waren.™ '

In der Datenschnittstelle GHD-V3.7 (im Folgenden: Schnittstelle Gemeindehaus-
haltsdaten) waren folgende Satzarten spezifiziert, d.h. die Daten (bspw. Schulden,
Personal) waren entsprechend der darin vorgegebenen, nach Satzarten geglieder-
ten Struktur zu Gbermitteln:

Satzart 01 Allgemeine Daten

Satzart 02 Haushaltskonten (voranschlagswirksame und durchlaufende Gebarung)
Satzart 03 Schulden und Verbindlichkeiten

Satzart 04 Finanzvermogen und Forderungen

Satzart 05 Ubrige Vermdgenskonten (ohne Finanzvermdogen)

Satzart 06 Personal

Satzart 07 Sonstige Kennzahlen fir Finanzstatistik

Satzart 08 Beteiligungen an 6ffentlichen Unternehmen

Satzart 09 Haftungen

Satzart 91 Stabilitatspakt Anhang | — Personaldaten

Bei den Quartalsdaten war im Unterschied zu den Rechnungsabschlussdaten nur
die Lieferung der Satzarten 01 bis 04 verpflichtend vorgesehen. Anhang | stellt in
Tabelle B als Beispiel die ersten 59 Satzzeichen der ersten drei Zeilen einer Textda-
tei entsprechend dem vorgegebenen Satzaufbau zur Veranschaulichung dar.

gemaR § 5 Abs. 4 Gebarungsstatistik—VO 2014

Der Satzaufbau GHD-V3.7 war erstmals fiir die Lieferung der Quartalsdaten des Haushaltsjahres 2015
und der Rechnungsabschlussdaten des Haushaltsjahres 2014 anzuwenden.

Dafiir waren Felder mit bestimmter Breite und fiir manche Informationen Codes vordefiniert, wie bspw. fur
den Katalog von Finanzierungsinstrumenten die Codes: furr Kredite = 1, fir Wertpapiere = 2 usw.

z.B. im Feld von 1 bis 4, Lange 4 Satzzeichen, Typ c (Code): das Haushaltsjahr (z.B. 2016); oder in Satzart 02
Haushaltskonten im Feld von 31 bis 36, Lange 6 Satzzeichen, Typ c (Code): Haushaltskonto—Post linksbindig
(z.B. 729000)
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(2) Zusatzlich zu den von der Statistik Austria fiir die Erstellung der Statistiken be-
notigten Daten konnten Uber die Datenschnittstelle auch solche Daten Gibermittelt
werden, die ausschlielRlich der Datensammlung der Lander zur Erfillung ihrer Mel-
deverpflichtungen aus dem Stabilitdtspakt dienten (z.B. Mittelfristige Finanzplan-
daten). Diese Moglichkeit konnten Lander dazu benutzen, um weitere Daten von
den Gemeinden elektronisch zu erheben.

Benutzerhandbuch

7.1

7.2

Zur Qualitatsverbesserung und einheitlichen Handhabung der Datenmeldungen
stellte die Statistik Austria ein Benutzerhandbuch fir die Schnittstelle Gemeinde-
haushaltsdaten zur Verfligung. Dieses sollte durch Erkldrungen, Hinweise und Defi-
nitionen von einzelnen Merkmalen die Arbeit mit der Datenschnittstelle erleich-
tern, Fehlinterpretationen vermeiden und Klarheit im Umgang mit zu vergebenden
Merkmalen schaffen.”

Die Bemiihungen der Statistik Austria, Erlauterungen fiir die Handhabung der Da-
tenschnittstelle zur Verfligung zu stellen, beurteilte der RH positiv.

Leitfaden zur Plausibilitatspriifung

8.1

17

18

(1) Die Statistik Austria erstellte auf Grundlage des Satzaufbaus der Datenschnitt-
stelle einen Leitfaden fiir die Plausibilitdtsprifung der Gemeindehaushaltsdaten
und empfahl den Gemeinden und Landern, diesen bei der Durchfiihrung der Plau-
sibilitatsprifung einzuhalten. Dadurch sollte ein Mindeststandard fiir die Qualitats-
sicherung in sdmtlichen Bundeslandern gewahrleistet werden.

Der von der Statistik Austria im Leitfaden verwendete Begriff ,Plausibilitatspri-
fung” war weiter gefasst als jener in der Gebarungsstatistik—VO 2014." Die Statistik
Austria erfasste darunter samtliche Prifungen sowohl auf Gemeinde— als auch auf
Landesebene und unterschied nicht zwischen der Priifung der ,formellen Richtig-
keit” und einer ,,Plausibilitatsprifung” im Sinne der Gebarungsstatistik—VO 2014.
Fiir die Landesebene unterschied die Statistik Austria zwischen technischer und
,syntaktischer” Uberpriifung der Daten zur Verwendbarkeit (Lesbarkeit, Daten-
struktur) und einer inhaltlichen Kontrolle, ohne dass diese Begriffe aber ndher de-
finiert, abgegrenzt oder einzelnen Priifschritten zugeordnet waren.

(2) Die empfohlene Plausibilitatspriifung sah fir die Gemeinde— und die Landes-
ebene jeweils unterschiedlich umfangreiche Prifschritte vor. Jene fir die Gemein-

Das Handbuch war auf der Website der Statistik Austria abrufbar: https://www.statistik.at/web_de/frage-
boegen/gebarung_oeffentlicher_sektor/erhebung_gemeinden/index.html.

gemal § 5 Abs. 5 Gebarungsstatistik—VO 2014 vorgesehene Plausibilitatspriifung auf Landesebene


https://www.statistik.at/web_de/frageboegen/gebarung_oeffentlicher_sektor/erhebung_gemeinden/index.html
https://www.statistik.at/web_de/frageboegen/gebarung_oeffentlicher_sektor/erhebung_gemeinden/index.html

Qualitatssicherung der Gemeindehaushaltsdaten H

8.2
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deebene war umfassender und enthielt auch vereinzelt Prifschritte mit Fehler-
codes, die auf eine inhaltliche Plausibilitdt der Daten gerichtet waren.” Jene fir die
Landesebene enthielt hingegen ausschlieRlich Prifschritte mit Fehlercodes zur for-
mellen Richtigkeit der Daten, also Satzaufbau und Codierung, und zur Konformitat
mit der VRV 1997.

Die formelle Richtigkeit der Daten war Voraussetzung fiir die weitere EDV—-maRige
Verarbeitung durch die Statistik Austria und deshalb der Hauptbestandteil der
empfohlenen Prifschritte.2® Nach Ansicht der Statistik Austria sollte diese ,for-
melle Prifung”, wenngleich als Plausibilitdtspriifung bezeichnet, sowohl auf Ge-
meinde— als auch auf Landesebene die gleiche sein, obwohl eine solche Priifung
nach der Gebarungsstatistik—VO 2014 begrifflich nur in § 5 Abs. 4 leg. cit. fur die
meldenden Einheiten (Gemeinden) festgelegt war. AbschlieRend sollte entspre-
chend dem Leitfaden auch auf der Landerebene ein Abgleich z.B. der Haushalts-
summen oder des Personalstands sowie der Schulden— und Vermdgensanfangs—
und —endstande mit dem Vorjahr erfolgen.

(1) Der RH hob positiv hervor, dass die Statistik Austria fiir die Plausibilitdtsprifung
der Gemeindehaushaltsdaten einen Leitfaden erstellte, durch dessen Anwendung
ein Mindeststandard an Qualitdtssicherung auf Gemeinde— und Landesebene ge-
wahrleistet werden sollte.

(2) Der RH stellte jedoch kritisch fest, dass die von der Statistik Austria empfohlene
Plausibilitatsprifung fiir die Gemeinde— und die Landesebene nicht mit den Begrif-
fen und der Abgrenzung in der Gebarungsstatistik—VO 2014 im Einklang stand. Die
Statistik Austria fasste in Abweichung zur Gebarungsstatistik—VO 2014 die Begriffe

,formelle Priifung”, ,inhaltliche Prifung” und ,technische und syntaktische Pri-
fung” unter dem Oberbegriff ,Plausibilitatsprifung” zusammen.

Fir die Landesebene legte die Statistik Austria unter dem Titel der Plausibilitatspri-
fung neben der Kontrolle der Konformitat mit der VRV 1997 auch die Prifung der
formellen Richtigkeit (Satzaufbau und Codierung) der Daten nahe, obwohl dies
nach der Gebarungsstatistik—VO 2014 ausdricklich nur fiir die Gemeinden als mel-
dende Einheiten vorgesehen war.

d.h. Richtigkeit des Zahlenmaterials; z.B. ,,Anfangsstand plus/minus Zugang/Abgang ergibt nicht den End-
stand” ware ein Fehler

Bspw. war die richtige Verwendung des Wahrungscodes wie z.B. EUR anstatt des Eurozeichens oder CHF fir
Schweizer Franken Voraussetzung dafiir, dass Summen zu den einzelnen Wahrungen ermittelt werden konnten.
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Der RH empfahl der Statistik Austria, die fiir eine hohe Datenqualitdt erforderlichen
und von ihr vorgesehenen Prifschritte fir die Gemeinde— und Landesebene im Ein-
zelnen festzulegen und mit den Begriffen und Abgrenzungen der unterschiedlichen
Qualitatssicherungsmallinahmen in der Gebarungsstatistik—VO 2014 abzustimmen.

Termine fiir die Dateniibermittlung

9 In § 5 Abs. 2 Gebarungsstatistik—VO 2014 waren die Fristen bzw. Termine fir die
Ubermittlung der Gemeindehaushaltsdaten an die Statistik Austria festgelegt. Die
Statistik Austria erstellte jahrlich zu Jahresbeginn einen Terminkalender, in dem die
einzelnen Liefer(end)termine fir die Gemeinden? an die Lander und der Lander an
die Statistik Austria aufgelistet waren.

Einige Lander gaben den Gemeinden abweichend vom Terminkalender der Statistik
Austria friihere Lieferfristen vor (siehe TZ 11).

Ubermittlung und Qualititssicherung Gemeindehaushaltsdaten

Prozess der Qualitatssicherung

10.1 Die nachfolgende Abbildung zeigt einen Uberblick (iber den gesamten Prozess der
Qualitatssicherung der Gemeindehaushaltsdaten auf dem Weg von der Gemeinde
bis zu deren Weiterleitung bzw. Weiterverwendung durch die Statistik Austria:

21 hinsichtlich der Quartalsdaten
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Qualitatssicherung der Gemeindehaushaltsdaten

Abbildung 2: Prozess der Qualititssicherung der Gemeindehaushaltsdaten im Uberblick
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In den kommunalen Haushaltsverrechnungssystemen?? war es nach Angaben der
Lander mehrheitlich moglich, dass einerseits vom vorgegebenen Satzaufbau der
Datenschnittstelle abweichende Eingaben? erfolgten bzw. nicht in der VRV 1997%
vorgesehene Haushaltskonten angelegt werden konnten. Andererseits war die von
der Statistik Austria fiir die Gemeindeebene empfohlene Plausibilitdtsprifung nicht
in Form von automatischen Prifroutinen bei der Erstellung der Gemeindehaus-
haltsdaten—Datei flaichendeckend? implementiert. Daher traten in diesem Bereich
im Zuge der Plausibilitatspriifungen auf Landesebene oder bei der Statistik Austria
immer wieder Fehlermeldungen auf.

Die Lander gaben den Gemeinden die Art der Ubermittlung entweder als Portallo-
sung oder durch Ubermittlung der Daten per E-Mail vor. Der wesentliche Unter-
schied zwischen der Portallésung und der Ubermittlung per E-Mail lag darin, dass
die Gemeinden bei einer Portallésung nur solche Datentrager erfolgreich auf das
Portal hochladen konnten, die nach der jeweils implementierten Plausibilitatspri-
fung keine Fehler aufwiesen. Bei einer Fehlermeldung waren die Gemeinden selbst
(ohne Tatigwerden einer bzw. eines Bediensteten der Landesbehdrde) zur Fehler-
behebung aufgefordert, bis ein Hochladen (Upload) der Datentrdager moglich war.

Demgegenliber mussten die per E-Mail an die Lander Gbermittelten Daten manuell
in das jeweilige EDV-System importiert werden. Im Zuge dieses Imports lief die
jeweils implementierte Plausibilitatspriifung ab. Bei Fehlermeldungen erfolgte ein
Abbruch des Importprozesses und die Gemeinden mussten per E-Mail zur Fehler-
behebung und neuerlichen Ubermittlung aufgefordert werden bzw. wurden festge-
stellte Fehler selbst korrigiert.

Die nachstehende Tabelle zeigt die Ubermittlungsart fiir die Gemeindehaushaltsda-
ten im Jahr 2016 in den Landern:

von den Gemeinden fiir die Haushaltsverrechnung bzw. Buchhaltung verwendete IT-Systeme

Bspw. waren bei der Eingabe des Wahrungscodes einer Finanzschuld nicht nur die von der Statistik Austria
vorgegebenen Codes, wie z.B. EUR oder CHF, sondern auch andere Schreibweisen moglich.

bzw. auch landerspezifischen Vorgaben, wie z.B. einer tiefergehenden Gliederung nach dem Tiroler Kontenplan

Eine Uberpriifung einzelner Gemeinden bzw. deren Haushaltsverrechnungssysteme war nicht von der Ge-
barungstiberprifung umfasst.
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Tabelle 1: Art der Dateniibermittlung der Gemeindehaushaltsdaten im Jahr 2016
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Dateniibermittlung per o :0 ) *n >

E-Mail ja ja ja ja ja
Portal ja ja ja ja

Quellen: Lander Burgenland, Karnten, Niederdsterreich,
Oberosterreich, Salzburg, Steiermark, Tirol und Vorarlberg; RH

In Karnten, der Steiermark und in Tirol waren die Gemeindehaushaltsdaten im ge-
samten Betrachtungszeitraum (Haushaltsjahre 2011 bis 2016) von den Gemeinden
Gber ein Portal zu melden. Niederosterreich beteiligte sich ab dem Jahr 2016 am
Portal des Landes Steiermark. Gegen Abgeltung eines Finanzierungsanteils erhielt
das Land Niederdésterreich Zugang zur Nutzung des Portals samt implementierter
Plausibilitatsprifung. In den Ubrigen Landern Ubermittelten die Gemeinden ihre
Datentrager im Prifungszeitraum per E-Mail. In Oberdsterreich war eine Umstel-
lung auf das Portal des Landes Steiermark bereits vereinbart und sollte im Laufe
des Jahres 2017 schrittweise erfolgen. Im Burgenland beschloss die Landesregie-
rung am 20. Juni 2017 den Umstieg auf das Portal des Landes Steiermark mit einer
geplanten Umstellung noch im Laufe des Jahres 2017.

Neben den Gemeindeabteilungen und zum Teil den Abteilungen fir Statistik?® der
Amter der Landesregierungen waren fiir die Sammlung, Plausibilititspriifung und
Weiterleitung gemal Gebarungsstatistik—VO 2014 in einigen Landern auch die je-
weiligen Bezirkshauptmannschaften (BH) zustdandig bzw. eingebunden.

Tabelle 2: Zustandigkeit fiir die Datentibermittlung der Gemeindehaushaltsdaten im Jahr 2016

osterreich,
osterreich
Steiermark

Ober-

-
5
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Salzburg,
Vorarlberg

BH und Land/
Zustandigkeit Land/ Land/ BH und Land/ Gemeindeabteilung
Gemeindehaushaltsdaten | Gemeindeabteilung | Abteilung fur Statistik | Gemeindeabteilung | (Uber 5.000 Einwohne-
rinnen und Einwohner)

Quellen: Lander Burgenland, Karnten, Niederosterreich,
Oberosterreich, Salzburg, Steiermark, Tirol und Vorarlberg; RH

% in den Landern Niederdsterreich und Oberésterreich
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(1) Der RH stellte kritisch fest, dass es in den Haushaltsverrechnungssystemen der
Gemeinden mehrheitlich moglich war, vom Satzaufbau der Datenschnittstelle ab-
weichende Eingaben zu tatigen oder in der VRV 1997 nicht vorgesehene Haushalts-
konten anzulegen. Dadurch kam es im Zuge der Plausibilitatsprifung auf Landes-
ebene und bei der Statistik Austria hdufig zu Fehlermeldungen. Dies erforderte
wiederum einen vermeidbaren Zeit— und Ressourceneinsatz zur Fehlerbehebung.

Der RH empfahl daher den Uberpriiften Landern, als Gemeindeaufsichtsbehdrden
darauf hinzuwirken, dass in den kommunalen Haushaltsverrechnungssystemen nur
solche Eingaben moglich sind, die im Einklang mit dem vorgegebenen Satzaufbau
der Datenschnittstelle und dem jeweils aktuellen Kontenplan stehen. Dadurch
konnten bereits auf Gemeindeebene mogliche Fehlerquellen ausgeschlossen wer-
den und ein malgeblicher Beitrag zur Qualitatssicherung bzw. zur Minimierung des
Prif— und Fehlerbehebungsaufwands geleistet werden. Diese Anforderungen an
die Qualitatssicherung kénnten bspw. im Rahmen der Umstellung der kommunalen
Haushaltsverrechnungssysteme auf die VRV 2015 umgesetzt werden.

(2) Der RH hob positiv hervor, dass die Lander Karnten, Steiermark und Tirol iber
Portale zur Datenlibermittlung verfiigten und bereits im gesamten Prifungszeit-
raum die Meldung der Gemeindehaushaltsdaten (iber diese Portale erfolgte. Er
erachtete diese Form der Datenlibermittlung — in Verbindung mit einer automati-
sierten Plausibilitdtskontrolle im Rahmen der Ubermittlung — als die im Vergleich
zu einer Ubermittlung per E-Mail ressourcenschonendere Lésung der Abwicklung
der Datenlibermittlung und Plausibilitdtsprifung auf Landesebene.

Weiters begriiRte der RH ausdriicklich, dass das Land Steiermark auch anderen
Landern die Moglichkeit der Nutzung ihres Portals einrdumte, weil dadurch ein be-
reits implementiertes System und somit bestehende Synergien genutzt werden
konnten. Er begriiSte auBerdem die Entscheidung der Lander Niederosterreich,
Oberdsterreich und Burgenland, von dieser Méglichkeit Gebrauch zu machen.

Der RH empfahl daher den Landern Salzburg und Vorarlberg, ebenfalls auf eine
Portallésung samt implementierter Plausibilitdtspriifung fiir die Ubermittlung der
Gemeindehaushaltsdaten umzusteigen.

(1) Das Land Burgenland teilte in seiner Stellungnahme mit, dass der Empfehlung
seiner Ansicht nach durch die Ubernahme der Portallésung des Landes Steiermark
(,GEMFIN“) und den damit verbundenen automatischen Priifungen entsprochen
werde.
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Das Land Karnten vertrat in seiner Stellungnahme die Ansicht, dass fir eine bun-
desweit einheitliche Lésung die Priifung der Kontierungsvergaben im Rahmen der
Plausibilitatspriifung durch die Statistik Austria erfolgen solle. Erst nach Korrektur
diesbezliglich ermittelter Fehler sollte ein Datenupload durch die Gemeinde an das
Land ermoglicht werden.

Das Land Niederdsterreich fihrte in seiner Stellungnahme aus, dass die Gemein-
deaufsichtsbehoérde bereits jetzt die Gemeinden immer wieder im Zuge von ,,Geba-
rungseinschauen” sowie bei Voranschlagsberatungen auf die Verwendung VRV—
konformer Konten und Ansdtze hinweise. Dariiber hinaus sicherte das Land
Niederosterreich zu, diesbeziiglich auch auf die Anbieter der Haushaltssoftware
einzuwirken.

Laut Stellungnahme des Landes Tirol werde es weiterhin auf die Anbieter von
Haushaltssoftware einwirken, nur solche Eingaben zu ermdglichen, welche im Ein-
klang mit dem von der Statistik Austria vorgegebenen Satzaufbau und dem Konten-
plan laut VRV stehen.

Das Land Vorarlberg merkte in seiner Stellungnahme an, dass die in Vorarlberg
flichendeckend angewandte Haushaltssoftware auch in anderen Bundeslandern
zur Anwendung komme und deshalb ein Hinwirken auf die genannte Zielsetzung
landeriibergreifend erfolgen solle.

(2) Das Land Salzburg teilte in seiner Stellungnahme mit, dass es bereits in der ers-
ten Jahreshalfte 2018 das Tiroler Modell mit der Zielsetzung einer moglichen Adap-
tierung flr Salzburg prifen werde.

Das Land Steiermark begriiRte ausdriicklich die Anerkennung durch den RH.

Das Land Vorarlberg teilte in seiner Stellungnahme die Ansicht des RH bezliglich
des Einsatzes einer Portallosung. Allerdings habe es bislang bewusst davon Abstand
genommen, um die Gemeinden bei ihren Prozessen zur internen Qualitatssteige-
rung der Gemeindehaushaltsdaten besser unterstiitzen zu kénnen. Dies bestatige
auch die positive Entwicklung der Feedbackmeldungen der Statistik Austria. Das
Land Vorarlberg merkte jedoch an, dass es durch die Umstellung auf die VRV 2015
Uberlegungen anstelle, inwieweit eine Portalldsung zweckmaRig umsetzbar wére.
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Zeitliche Vorgaben der Lander an die Gemeinden zur Datenlieferung
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(1) Die Gebarungsstatistik—VO 2014 legte die Termine fest, bis zu denen die Lander
die Gemeindehaushaltsdaten an die Statistik Austria zu Ubermitteln hatten
(Liefertermine).?” Erganzend dazu erstellte die Statistik Austria jahrlich einen Ter-
minkalender, der neben den Lieferterminen der Lander an die Statistik Austria auch
die Termine fir die Lieferung der Quartalsdaten von den Gemeinden an die Lander
vorgab.

Die Lander — mit Ausnahme von Oberosterreich — gaben den Gemeinden zudem
vom Terminkalender der Statistik Austria abweichende Liefertermine bekannt. Da-
bei handelte es sich um kirzere, aber auch um langere Fristen (siehe Anhang Il
Tabelle C).

Die landerweise unterschiedlichen Vorgaben flihrten dazu, dass die Lander unter-
schiedliche Zeitfenster zur Verfliigung hatten, um einerseits die von der Statistik
Austria empfohlenen Plausibilitdtspriifungen bzw. allenfalls dariber hinausge-
hende Prifungen durchfiihren zu kénnen und andererseits erforderliche Fehlerbe-
hebungen durch die Gemeinden vor Weiterleitung der Daten an die Statistik Aust-
ria veranlassen zu kénnen. Hinsichtlich des Zeitbedarfs war auch zu unterscheiden,
ob die Gemeinden ihre Daten Uber ein Portal oder per E-Mail zu melden hatten
(siehe TZ 10).

Die folgende Abbildung 3 stellt die unterschiedlichen Zeitfenster dar, die sich auf-
grund der unterschiedlichen Vorgaben der Lander fir die Datenlieferung der Ge-
meinden (Rechnungsabschluss 2015 und Quartalsdaten 2016) ergaben (zu den
Vorgaben im Detail siehe Anhang Il):

§ 5 Abs. 2 Gebarungsstatistik—VO 2014
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Abbildung 3: Zeitfenster fiir Landesbeh6rden zur Qualitdtssicherung, Rechnungsabschluss 2015
und Quartalsdaten 2016
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Quellen: Statistik Austria; Lander Burgenland, Karnten, Niederosterreich,
Oberosterreich, Salzburg, Steiermark, Tirol und Vorarlberg; RH

(2) Die Zeitfenster betrugen bei den Quartalsdaten zwischen drei (Burgenland) und
32 Tagen (Vorarlberg) in den Ldndern ohne Portalibermittlung und zwischen null
(Niederosterreich) und 26 Tagen (Tirol) bei Léndern mit Portalibermittlung. Im Bur-
genland waren die Zeitfenster fir die Quartale eins bis drei mit drei bis vier Tagen
duBerst kurz bemessen.

Bei den Quartalsdaten variierten die Zeitfenster aufgrund der jeweiligen Vorgaben
in den Landern, mit Ausnahme von Oberésterreich, auch je nach Quartal:

— In Niederosterreich war ab der Datenlieferung fir das 3. Quartal 2016 die Re-
duktion auf null Tage durch die Umstellung auf die Portallosung begriindet.
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— Die vergleichsweise langeren Zeitfenster fiir die Priifung der Daten des 4. Quar-
tals 2016 waren im Burgenland, in der Steiermark und in Tirol auch darin be-
griindet, dass mit diesen Quartalsdaten bereits samtliche Satzarten verlangt
wurden und diese Datenmeldungen daher, im Vergleich zu den vorherigen
Quartalsmeldungen, umfangreicher waren (siehe TZ 14).

— In Karnten war das Zeitfenster fir das 4. Quartal im Vergleich zu den anderen
Quartalen von 18 auf elf Tage verkiirzt. Ein ersichtlicher Grund lag dafiir nicht
VOr.

— Das Land Salzburg setzte den Gemeinden fiir die Ubermittlung der Daten fiir das
4. Quartal 2016 einen Termin, der erst nach jenem Termin lag, zu dem das Land
an die Statistik Austria zu liefern hatte. Fiir die Durchfiihrung der Plausibilitats-
prifung stand somit kein Zeitfenster zur Verfligung; vielmehr war dem Land
— sofern die Gemeinden die Frist ausniitzten — auch ohne Durchfiihrung einer
Plausibilitatsprifung eine termingerechte Weiterleitung der Daten an die Statis-
tik Austria nicht moglich.

Fiir die Prifung der umfangreicheren Rechnungsabschlussdaten hatten die Lander
mit Ausnahme von Vorarlberg, Karnten?® und der Steiermark durch ihre Fristvorga-
ben an die Gemeinden langere Zeitfenster zur Verfligung. In Oberdsterreich konnte
mangels einer konkreten Frist fiir die Ubermittlung der Rechnungsabschlussdaten
kein konkretes Zeitfenster beziffert werden.?®

— InVorarlberg standen fir die Priifung der Rechnungsabschlussdaten nur neun Tage
zur Verfligung — im Unterschied zu 25 bzw. 32 Tagen bei den Quartalsdaten.

— In Karnten stand mit 15 Tagen nur geringfligig weniger Zeit zur Verfligung als fiir
die Quartale eins bis drei mit 18 Tagen.

— In der Steiermark war beim Zeitfenster zur Priifung der Rechnungsabschlussdaten
zu beriicksichtigen, dass die Gemeinden die Datentrager mit den Haushaltsdaten
bereits vor Beschlussfassung im Gemeinderat dem Land zu tibermitteln hatten. Erst
nach Fehlerbehebung im Zuge des Uploads sowie nachfolgend festgestellter Fehler
bei der zusatzlich durchgefiihrten Plausibilitatspriifung durften die Gemeinden in
der Steiermark den Rechnungsabschluss im Gemeinderat beschlieRen.

im Vergleich zum Zeitfenster fiir die Daten der Quartale eins bis drei

In Oberdsterreich ergingen keine zusatzlichen Vorgaben oder Schreiben zu dem Terminkalender der Statistik
Austria; damit war fir die Quartalsdaten die Frist laut Terminkalender der Statistik Austria maRgeblich; bei
den Rechnungsabschlussdaten war den Gemeinden der Liefertermin an die Statistik Austria bekannt; sie
lieferten auch ohne Vorgabe eines konkreten Termins, ab Beschlussfassung ihrer Rechnungsabschliisse be-
ginnend im April und im Mai wurden vom Land erforderlichenfalls Erinnerungsschreiben versendet.
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Der RH stellte fest, dass sich die Lander durch geeignete Fristvorgaben an die Ge-
meinden einen ausreichenden Zeitrahmen sowohl fir die Prifung der Gemeinde-
haushaltsdaten auf Plausibilitat als auch fir allfallige Fehlerbehebungen durch die
Gemeinden schaffen konnten. Von dieser Moglichkeit machten die Lander aller-
dings in unterschiedlichem AusmalR Gebrauch. In einzelnen Landern waren die Vor-
gaben nicht schllssig nachvollziehbar:

— Im Burgenland, wo die Dateniibermittlung seitens der Gemeinden per E-Mail
erfolgte, lieBen die eigenen Vorgaben dem Land bei den Meldungen fir das
1. bis 3. Quartal 2016 nur eine sehr kurze Zeitspanne von drei bis vier Tagen fir
die Plausibilitatsprifung und fir allfallige Fehlerbehebungen.

— In Karnten bestand mit elf Tagen fir die Daten des 4. Quartals 2016 und mit
15 Tagen fiir die umfangreicheren Rechnungsabschlussdaten ein engeres Zeit-
fenster fir die Priifung und allfallige Fehlerbehebung als fiir die Gbrigen Quar-
tale mit 18 Tagen.

— In Vorarlberg war bei den — umfangreicheren — Rechnungsabschlussdaten im
Vergleich zu den Quartalsdaten 2016 ein kiirzeres Zeitfenster von neun Tagen
im Unterschied zu 25 bzw. 32 Tagen bei den Quartalsdaten vorgegeben.

— Im Land Salzburg lag der den Gemeinden vorgegebene Termin zur Lieferung der
Daten flr das 4. Quartal 2016 zeitlich nach jenem Termin, den das Land fiir die
Weiterleitung der Daten an die Statistik Austria beanspruchen konnte. Somit
ware dem Land — selbst ohne Durchfiihrung der Plausibilitatspriifung — eine
termingerechte Datenlbermittlung an die Statistik Austria nicht moglich.

Der RH empfahl den Landern Burgenland, Karnten, Salzburg und Vorarlberg, gegen-
Uber den Gemeinden die Termine fiir die Datenibermittlung so vorzugeben, dass
ausreichend Zeit fur die Plausibilitatsprifung zur Verfligung steht und eine allfallige
Fehlerbehebung durch die Gemeinden noch termingerecht erfolgen kann.

Das Land Burgenland verwies in seiner Stellungnahme auf § 75 Abs. 5 Burgenlandi-
sche Gemeindeordnung 2003, wonach die Rechnungsabschliisse jahrlich zum
30. April der Fachabteilung vorgelegt werden missen. Eine Weiterleitung von kor-
rigierten Gemeindehaushaltsdaten nach dem 1. Juni an die Statistik Austria wiirde
von dieser abgelehnt.

Das Land Karnten erachtete in seiner Stellungnahme den bisher vorgegebenen
Zeitrahmen von rd. 14 Tagen als ausreichend, eine Ausweitung auf Wunsch der
Karntner Gemeinden kénne aber jederzeit erfolgen.
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Das Land Salzburg teilte in seiner Stellungnahme mit, dass es sich bei der Fristset-
zung fir die Datentbermittlung fir das 4. Quartal um einen redaktionellen Fehler
im Voranschlagsrundschreiben gehandelt habe, der mittlerweile im Rundschreiben
flir das Jahr 2018 korrigiert worden sei.

Laut Stellungnahme des Landes Vorarlberg sehe die im Jahr 2018 geplante Novelle
des Vorarlberger Gemeindegesetzes eine Verkiirzung der Beschluss— und Vorlage-
fristen vor. Dadurch solle ein entsprechendes Zeitfenster fiir die notwendigen Priif-
schritte geschaffen werden.

Der RH entgegnete dem Land Burgenland, dass durch eine Vorverlegung der Fris-
ten fiir die Gemeinden ausreichend Zeit zur Plausibilitdtskontrolle, insbesondere
far das 1. und 3. Quartal, vorhanden sein soll. Er hielt daher seine Empfehlung an
das Land Burgenland aufrecht.

Landesrechtliche Rahmenbedingungen

Vorlage von Rechnungsabschliissen

12.1

30

Der im Gemeinderat beschlossene Rechnungsabschluss konnte, bspw. aufgrund
von zwischenzeitig erfolgten ergdnzenden Buchungen, von den elektronisch an das
Land Ubermittelten Haushaltsdaten abweichen. Deshalb sahen samtliche Lander,
ausgenommen Karnten, einen Abgleich des beschlossenen Rechnungsabschlusses
(Papierform) mit den elektronisch ibermittelten Gemeindehaushaltsdaten vor. Die
Ubereinstimmung war deshalb wichtig, weil in den meisten Landern die elektroni-
schen Daten der weiteren Priiftatigkeit der Gemeindeaufsicht zugrunde lagen und
flr die Erstellung der Gemeindefinanzstatistik herangezogen wurden.

Die Termine fir die Beschlussfassung der Rechnungsabschliisse der Gemeinden
und der Stadte mit eigenem Statut und deren Vorlage an die Gemeindeaufsichten
waren in den Landern unterschiedlich festgelegt. Daraus resultierten landerweise
unterschiedliche Zeitraume fir den Abgleich der elektronisch Gbermittelten Ge-
meindehaushaltsdaten mit den vom Gemeinderat letztlich beschlossenen Rech-
nungsabschliissen (Papierform).

a) Rechtliche Rahmenbedingungen fiir Gemeinden

(1) Die Gemeinden3® waren in allen Landern, ausgenommen Karnten, zur Vorlage
des beschlossenen Rechnungsabschlusses an die Gemeindeaufsicht innerhalb ei-
ner festgelegten Frist verpflichtet (siehe nachstehende Tabelle; Lénder mit Portal-

I6sung sind farblich hervorgehoben):

ohne Stadte mit eigenem Statut, siehe dazu TZ 12.1 b)
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Tabelle 3: Vorlage beschlossener Rechnungsabschliisse der Gemeinden an die Gemeinde-
aufsichten, Rechnungsabschluss 2015
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Salzburg
Steiermark
Vorarlberg

Terminvorgabe

Statistik Austria Rechnungsabschlussdaten bis spatestens 1. Juni des Folgejahres an die Statistik Austria

Frist bis

Vorgabe durch Lander
an Gemeinden fir
Lieferung GHD-Daten-
trager

30. April 17. Mai 9. Mai keine 15. Mai 31. Mai 30. April 23. Mai

Gemeindeordnung
Vorlage beschlossener
Rechnungsabschliisse
an Gemeindeaufsicht

Vorlage vor
& Beschluss

. . . . . "
30. April 23511::;? 30. April | 30. April | 31.Mai | 30. April 31, Marz? 30. Juni

Anzahl Tage

Zeitfenster fur Abgleich,
ob Gemeindehaushalts-
daten mit den
beschlossenen
Rechnungsabschliissen
libereinstimmen®

32 - 23 k.A.m. 1 1 32 0

GHD = Gemeindehaushaltsdaten
k.A.m. = keine Angabe mdglich

1 GemiR der Kirntner Allgemeinen Gemeindeordnung war der Rechnungsabschluss vom Gemeinderat bis spatestens 30. April des Fol-

gejahres zu beschlieBen und analog den Bestimmungen zum Voranschlag spatestens mit der Kundmachung vor der Beschlussfassung

der Landesregierung vorzulegen. Eine Vorlage des vom Gemeinderat beschlossenen Rechnungsabschlusses war hingegen nicht vorge-
sehen.

Gemal den Richtlinien des Landes zum Rechnungsabschluss waren die Rechnungsabschlussdaten bereits vor Beschlussfassung im
Gemeinderat in Form eines Datentragers als Test—-Upload im Portal der Gemeindeaufsicht zur Priifung zu tibermitteln. D.h. die Priifung
fand bereits vor dieser Frist zur Ubermittlung der beschlossenen Gemeindehaushaltsdaten statt.

Gemal der Tiroler Gemeindeordnung 2001 war der Rechnungsabschluss bis spatestens 31. Marz zu beschlieRen und der Bezirkshaupt-
mannschaft als Gemeindeaufsichtsbehdrde unverziiglich zu tibermitteln.

spatester Termin bei Ausnutzen aller Fristen gemaR § 78 Vorarlberger Gemeindegesetz

Gerechnet ab dem Zeitpunkt, zu dem sowohl die Gemeindehaushaltsdaten elektronisch als auch der beschlossene Rechnungsabschluss
als Papierausfertigung vorliegen mussten, bis zum vorgegebenen Termin der Weiterleitung an die Statistik Austria. Es bestand allerdings
noch die Méglichkeit, bis Ende Juni an die Statistik Austria nachzuliefern bzw. nachtraglich festgestellte Abweichungen zu korrigieren.

Quellen: Statistik Austria; Lander Burgenland, Karnten, Niederdsterreich,
Oberosterreich, Salzburg, Steiermark, Tirol und Vorarlberg; RH

(2) In Kérnten war die Vorlage des Rechnungsabschlusses nur vor der Beschlussfas-
sung durch den Gemeinderat landesgesetzlich verpflichtend vorgesehen. Daher
konnte die Gemeindeaufsicht keinen Abgleich auf Ubereinstimmung der elektro-
nisch Gbermittelten Daten mit den beschlossenen Daten vornehmen.
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(3) In den Landern Burgenland, Niederdsterreich, Steiermark und Tirol waren die
Termine fiir die Vorlage der beschlossenen Rechnungsabschliisse ident mit jenen
zur Ubermittlung der Haushaltsdaten oder lagen vor diesen. In diesen Landern la-
gen daher bei Lieferung der Gemeindehaushaltsdaten an die Statistik Austria durch
die Gemeindeaufsichten bereits die beschlossenen Rechnungsabschliisse vor.

(4) In Oberosterreich ergingen keine zuséatzlichen Vorgaben oder Schreiben zum Ter-
minkalender der Statistik Austria. Damit war fir die Quartalsdaten die Frist laut Ter-
minkalender der Statistik Austria mafgeblich; bei den Rechnungsabschlussdaten war
den Gemeinden der Liefertermin an die Statistik Austria bekannt; sie lieferten auch
ohne Vorgabe eines konkreten Termins ab Beschlussfassung ihrer Rechnungsab-
schlisse beginnend im April; im Mai wurden vom Land erforderlichenfalls Erinne-
rungsschreiben versendet. Eine Bezifferung eines Mindestzeitfensters war deshalb in
der Tabelle nicht moglich.

(5) Im Land Salzburg endete die Frist flr die Vorlage des beschlossenen Rechnungs-
abschlusses einen Tag vor Ende der Frist zur Weiterleitung der Daten an die Statistik
Austria. Nahmen die Gemeinden diese landesgesetzliche Frist vollstandig in An-
spruch, blieb dem Land fiir einen Abgleich der elektronisch Gibermittelten Gemeinde-
haushaltsdaten mit den beschlossenen Rechnungsabschliissen (in Papierform) bzw.
flr eine Plausibilisierung der beschlossenen Rechnungsabschlussdaten nur ein Tag.

(6) In Vorarlberg waren die landesgesetzlichen Fristen fiir die Beschlussfassung und
anschlieRende Vorlage des Rechnungsabschlusses am langsten. Der Vorlagetermin
fir die Gemeinden lag fast einen Monat nach dem Termin fiir die Weiterleitung der
Daten an die Statistik Austria. Zum Zeitpunkt der Plausibilitatsprifung und bei erst-
maliger Weiterleitung der Daten lagen demnach bei Ausschopfen der Fristen durch
die Gemeinden nur vorlaufige Rechnungsabschlussdaten vor.

b) Rechtliche Rahmenbedingungen fiir Stadte mit eigenem Statut

Mit Ausnahme von Vorarlberg gab es in allen Landern Stadte mit eigenem Statut.*
In Oberosterreich, Salzburg, Steiermark und Tirol waren diese nicht zur Vorlage ih-
rer beschlossenen Rechnungsabschliisse an die Lander verpflichtet. In den Landern
Burgenland®? und Karnten wiederum war fiir die Vorlage keine Frist festgelegt. Nur
in Niederosterreich war die Vorlage der beschlossenen Rechnungsabschliisse ver-
pflichtend vorgesehen und an eine Frist gebunden. Selbst fiir die Beschlussfassung

Eisenstadt (B), Graz (St), Innsbruck (T), Klagenfurt am Wérthersee (K), Krems an der Donau (NO), Linz (00),
Rust (B), Salzburg (S), St. Pélten (NO), Steyr (00), Villach (K), Waidhofen an der Ybbs (NO), Wels (00),
Wr. Neustadt (NO)

Mit Gemeinderechts—Sammelnovelle vom 1. Dezember 2016, LGBI. 83/2016, in Kraft ab 2. Oktober 2017,
erfolgte eine Anpassung der Stadtrechte an die Burgenlandische Gemeindeordnung durch Festlegung der-
selben Frist (spatestens 30. April) fur die Vorlage der Rechnungsabschliisse bei der Gemeindeaufsicht.
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des Rechnungsabschlusses war nur in Karnten und implizit in Niederdsterreich eine
Frist festgelegt (siehe nachstehende Tabelle):

Tabelle 4: Vorlage beschlossener Rechnungsabschliisse der Stadte mit eigenem Statut an die
Gemeindeaufsichten
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k.A.m. = keine Angabe moglich

1 Eisenstadt (B), Graz (St), Innsbruck (T), Klagenfurt am Wérthersee (K), Krems an der Donau (NO), Linz (00), Rust (B), Salzburg (S), St. P&l-
ten (NQ), Steyr (00), Villach (K), Waidhofen an der Ybbs (NO), Wels (00), Wr. Neustadt (NO)

In den Stadtrechten von Eisenstadt und Rust war eine Vorlage des Rechnungsabschlusses nach Genehmigung durch den Gemeinderat
vorgesehen. Weder fiir die Beschlussfassung noch fiir die Vorlage war eine Frist vorgesehen. Mit Gemeinderechts—Sammelnovelle vom
1. Dezember 2016, LGBI. 83/2016, in Kraft ab 2. Oktober 2017, erfolgte eine Anpassung der Stadtrechte an die Burgenldndische Gemein-
deordnung durch Festlegung derselben Frist (spatestens 30. April) fur die Vorlage der Rechnungsabschliisse bei der Gemeindeaufsicht.

In den Klagenfurter und Villacher Stadtrechten war eine Ubermittlung des Rechnungsabschlusses nach dessen Feststellung durch den
Gemeinderat geregelt, ohne dass hiefiir eine Frist vorgesehen war.

gemaR § 67 Abs. 2 NO Stadtrechtsorganisationsgesetz; Beschlussfassung zeitgerecht, sodass rechtzeitig vorgelegt werden kann

In den Stadtrechten von Linz, Steyr und Wels war fiir die Beschlussfassung des Rechnungsabschlusses keine Frist festgelegt; die Vorlage
des beschlossenen Rechnungsabschlusses war nicht explizit normiert. Die Stadte mit eigenem Statut legten ihre Rechnungsabschlisse
gemaR § 18 Abs. 5 RHG vor der Beschlussfassung durch den Gemeinderat der Gemeindeaufsicht vor.

Nach dem Salzburger Stadtrecht war der Rechnungsabschluss spatestens bis 30. Juni dem Gemeinderat vorzulegen. Fiir die Beschluss-
fassung war keine Frist festgesetzt. Eine Vorlage des Rechnungsabschlusses bei der Gemeindeaufsicht war nicht explizit normiert. In
der Praxis erfolgte jedoch die Vorlage des beschlossenen Rechnungsabschlusses.

Nach dem Statut der Landeshauptstadt Graz war der Rechnungsabschluss bis spatestens 31. Marz dem Gemeinderat zur Beschlussfas-
sung vorzulegen. Fur die Beschlussfassung war keine Frist festgesetzt. Eine Vorlage des Rechnungsabschlusses bei der Gemeindeauf-
sicht war nicht verpflichtend vorgesehen. In der Praxis erfolgte die Vorlage des Rechnungsabschlusses auf Ersuchen der Gemeindeab-
teilung auch in Papier bis Ende Mai; je nachdem, ob der Rechnungsabschluss zu diesem Zeitpunkt bereits beschlossen war, handelte es
sich um den vorldufigen oder den endgultigen.

Nach dem Stadtrecht der Landeshauptstadt Innsbruck war der Rechnungsabschluss dem Gemeinderat bis spatestens 30. Juni vorzule-
gen. Fur die Prifung und Erledigung durch den Gemeinderat war keine Frist festgelegt. Eine Vorlage des Rechnungsabschlusses bei der
Gemeindeaufsicht war nicht verpflichtend vorgesehen. Die Stadt Innsbruck legte, wie auch gemaR § 18 Abs. 5 RHG vorgesehen ist, den
Rechnungsabschluss vor Behandlung im Gemeinderat der Gemeindeaufsicht vor.

Quellen: Statistik Austria; Lander Burgenland, Karnten, Niederosterreich,
Oberosterreich, Salzburg, Steiermark, Tirol und Vorarlberg; RH
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12.2

Die Kontrolle der Gemeindehaushaltsdaten auf Ubereinstimmung mit den be-
schlossenen Rechnungsabschliissen war aus zeitlichen oder rechtlichen Griinden
(mangels Verpflichtung zur Vorlage des beschlossenen Rechnungsabschlusses) da-
her nicht in allen Landern mdglich. In der Praxis erfolgte nur vereinzelt auch ohne
ausdriickliche gesetzliche Verpflichtung die Vorlage der beschlossenen Rechnungs-
abschliisse an die Lander, wie z.B. durch die Stadt Salzburg.

Der RH stellte kritisch fest, dass der vom Gemeinderat beschlossene Rechnungsab-
schluss aufgrund von zwischenzeitigen ergdnzenden Buchungen von den elektro-
nisch an das Land ibermittelten Haushaltsdaten abweichen konnte. Deshalb erach-
tete der RH eine Kontrolle auf Ubereinstimmung dieser Daten als wesentlich.

Der RH stellte kritisch fest, dass die Lander Salzburg und Vorarlberg nur vorlaufige
Gemeindehaushaltsdaten an die Statistik Austria (ibermitteln konnten, wenn die
Gemeinden die landesgesetzlichen Fristen fiir die Beschlussfassung und Vorlage
der Rechnungsabschliisse ausnutzten. Die Gebarungsstatistik—VO 2014 sah jedoch
die Ubermittlung von genehmigten Daten vor. Aufgrund der landesgesetzlichen
Vorgaben war es nicht moglich, zum vorgegebenen Termin fiir die Weiterleitung
der Gemeindehaushaltsdaten an die Statistik Austria vom Gemeinderat beschlos-
sene, plausibilisierte Daten zu tibermitteln. Ein Abgleich der plausibilisierten Daten
mit den beschlossenen Daten war erst im Nachhinein, d.h. nach Weiterleitung der
Daten an die Statistik Austria, moglich.

Der RH empfahl daher den Landern Salzburg und Vorarlberg, auf eine Anpassung der
rechtlichen Rahmenbedingungen hinzuwirken, um den Gemeindeaufsichten die Er-
fallung der ihnen nach der Gebarungsstatistik—VO 2014 obliegenden Aufgaben — zur
Erzielung eines qualitativ hochwertigen Datenbestands — zu ermdoglichen.

Der RH stellte kritisch fest, dass in Karnten aufgrund der landesgesetzlichen Rege-
lungen fiir Gemeinden die Vorlage des beschlossenen Rechnungsabschlusses nicht
verpflichtend vorgesehen war. Ein Abgleich der elektronisch libermittelten Haus-
haltsdaten mit dem beschlossenen Rechnungsabschluss war daher nicht moglich.

Der RH empfahl dem Land Karnten, auf eine verpflichtende Vorlage der beschlos-
senen Rechnungsabschliisse durch die Gemeinden an das Land in den gesetzlichen
Rahmenbedingungen hinzuwirken.

Der RH stellte kritisch fest, dass in den Landern Oberdsterreich, Salzburg, Steier-
mark und Tirol aufgrund der landesgesetzlichen Regelungen fiir Stadte mit eige-
nem Statut die Vorlage des beschlossenen Rechnungsabschlusses nicht verpflich-
tend vorgesehen war. Ein Abgleich der elektronisch Gbermittelten Haushaltsdaten
mit dem beschlossenen Rechnungsabschluss war daher nicht moglich.
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Der RH empfahl den Landern Oberosterreich, Salzburg, Steiermark und Tirol, auf
rechtliche Rahmenbedingungen fiir eine verpflichtende Vorlage der beschlossenen
Rechnungsabschliisse durch die Stadte mit eigenem Statut an das Land hinzuwir-
ken.

12.3 Das Land Karnten flihrte in seiner Stellungnahme aus, dass es eine verpflichtende
Vorlage der beschlossenen Rechnungsabschliisse im Rahmen der ndchsten Novelle
zur Karntner Allgemeinen Gemeindeordnung vorsehe. Ergdnzend hielt das Land
Karnten jedoch fest, dass schon bisher samtliche Rechnungsabschlisse zu tibermit-
teln waren.

Das Land Salzburg kiindigte in seiner Stellungnahme an, es werde eine Bestimmung
ausarbeiten und dem Gesetzgeber vorschlagen, derzufolge die Frist fir die Vorlage
der beschlossenen Jahresrechnungen der Gemeinden zumindest um einen Monat
vorverlegt wird. Dariiber hinaus begriiRe es die Empfehlung des RH zu einer ver-
pflichtenden Vorlage des Rechnungsabschlusses der Stadt Salzburg.

Das Land Steiermark sicherte in seiner Stellungnahme eine Umsetzung der Emp-
fehlung durch eine Novelle des Statuts der Stadt Graz im Rahmen der Umsetzung
der VRV 2015 auf Gemeindeebene zu.

Das Land Tirol wies in seiner Stellungnahme darauf hin, dass Voranschlag und Rech-
nungsabschluss der Stadt Innsbruck der Gemeindeaufsicht vorgelegt wiirden und flr
die elektronische Ubermittlung — wie fiir alle anderen Gemeinden — als Stichtag der
30. April gelte. Eine verpflichtende Regelung fiir die Stadt Innsbruck prife das Land
Tirol im Rahmen einer kiinftigen Novellierung des Stadtrechts.

Laut Stellungnahme des Landes Vorarlberg werde die im Jahr 2018 geplante No-
velle des Vorarlberger Gemeindegesetzes eine Verkirzung der Beschluss—und Vor-
lagefristen betreffend die Rechnungsabschliisse der Gemeinden vorsehen.

Testpriifung (Test—Upload)

13.1 (1) In Tirol bestand fiir Gemeinden die Maoglichkeit, bereits die vorldufigen Rech-
nungsabschlussdaten fiir Testzwecke im Portal hochzuladen, um so allfdllige Fehler
noch vor der Beschlussfassung durch den Gemeinderat zu beheben. Die Gemein-
deaufsicht nahm nach erfolgreichem Upload (formelle Plausibilitdtspriifung) auch
inhaltliche Plausibilitdtsprifungen vor. Der (iberwiegende Anteil der Gemeinden
folgte der Empfehlung des Landes Tirol und nutzte diese Moglichkeit. In Karnten
und Niederosterreich war aufgrund der Portall6sung ebenfalls eine Testprifung auf
formelle Plausibilitat moglich, die in der Praxis von den Gemeinden aber kaum ge-
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nutzt wurde. In Vorarlberg nahmen einzelne Gemeinden auch bei der Ubermittlung
per E-Mail eine Testprifung (durch das Land) in Anspruch.

(2) In der Steiermark waren die Gemeinden verpflichtet, vor Beschlussfassung
durch den Gemeinderat ein Test—-Upload im Portal durchzufiihren und aufgetre-
tene Fehler zu beheben. Dariiber hinaus nahm die Gemeindeaufsicht inhaltliche
Plausibilitatsprifungen mit dem vom Land Steiermark verwendeten Gemeinde—
Bonitdts—Analyseprogramm vor. Erst nach erfolgten Korrekturen durfte der Rech-
nungsabschluss dem Gemeinderat zur Beschlussfassung vorgelegt werden.

Die nachstehende Tabelle gibt einen Uberblick iiber die Nutzung von Testpriifun-
gen in den Landern (Lander mit Portallésung sind farblich hervorgehoben):

Tabelle 5: Testpriifung im Jahr 2016
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13.2

Quellen: Lander Burgenland, Karnten, Niederdsterreich,
Oberosterreich, Salzburg, Steiermark, Tirol und Vorarlberg; RH

(3) Mit Ausnahme von Tirol und der Steiermark war in den Landern eine Priifung
vorlaufiger Rechnungsabschlussdaten zur Behebung allfalliger inhaltlicher Fehler
noch vor Beschlussfassung durch den Gemeinderat nicht vorgesehen. Aber auch eine
Prifung auf formelle Richtigkeit im Zuge des Uploads bzw. der Importprifung nah-
men in Karnten, Niederdsterreich und Vorarlberg nur einzelne Gemeinden in An-
spruch. Nachtrigliche Anderungen eines bereits beschlossenen Rechnungsabschlus-
ses durch neuerliche Beschlussfassung waren nur in einzelnen Léandern bei Vorliegen
gravierender Griinde vorgesehen. Ohne Testpriifung konnten die Gemeinden festge-
stellte inhaltliche Fehler erst im folgenden Haushaltsjahr korrigieren.

Der RH stellte fest, dass die Test—Uploads in Tirol und in der Steiermark mit nachfol-
genden inhaltlichen Plausibilitatspriifungen die Moglichkeit boten, allfallige Fehler in
den Haushaltsdaten, die im Zuge der durchgefiihrten Plausibilitatsprifung festge-
stellt wurden, noch vor Beschlussfassung durch den Gemeinderat zu korrigieren. Im
Unterschied dazu erfolgte die Plausibilitatsprifung und allfillige Fehlerfeststellung in
den anderen Landern erst nach der Beschlussfassung durch den Gemeinderat, wes-
halb eine Korrektur von inhaltlich unrichtigen Daten erst im Folgejahr durchgefiihrt
werden konnte.
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13.3

Der RH empfahl daher den Landern Burgenland, Karnten, Niederdsterreich, Ober-
dsterreich, Salzburg und Vorarlberg, den Gemeinden eine testweise Ubermittlung
der Haushaltsdaten und zumindest eine Kontrolle der formellen Richtigkeit vor der
Beschlussfassung zu ermoglichen bzw. sicherzustellen.

Weiters empfahl der RH den Landern Burgenland, Karnten, Niederosterreich, Ober-
Osterreich, Salzburg und Vorarlberg, im Zuge der Testpriifung bereits eine Kontrolle
der inhaltlichen Richtigkeit der Daten vorzusehen, um durch diese Uberpriifung
eine Fehlerkorrektur noch im laufenden Jahr sicherzustellen.

Das Land Burgenland fiihrte in seiner Stellungnahme an, dass die Portallosung ab
dem Jahr 2018 die Kontrolle der formellen Richtigkeit vor der Beschlussfassung im
Gemeinderat ermogliche. Dariliber hinaus teilte das Land Burgenland mit, dass es
Regeln hinterlege, die eine Kontrolle der inhaltlichen Richtigkeit sicherstellen.

Das Land Karnten teilte in seiner Stellungnahme mit, dass es den Gemeinden kiinf-
tig die testweise Ubermittlung der Haushaltsdaten zur Kontrolle der formellen
Richtigkeit vor Beschlussfassung des Rechnungsabschlusses ermoglichen werde.

Laut Stellungnahme des Landes Niederdsterreich waren durch den Umstieg auf die
Portallésung Test—Uploads mittlerweile moglich. Zusatzlich wirke es bereits seit
Jahren auf die Gemeinden ein, ihre Haushaltssoftware dahingehend zu verbessern,
dass bereits bei der Anlage von Daten die Eingabe falscher oder widerspriichlicher
Informationen nicht maoglich sei.

Das Land Oberdsterreich teilte in seiner Stellungnahme mit, durch die Ubernahme
des Best Practice—Modells (Portallosung Steiermark) der Empfehlung entsprochen
zu haben.

Das Land Vorarlberg verwies in seiner Stellungnahme auf die bereits vorhandene
Méglichkeit der testweisen Ubermittlung der Haushaltsdaten und merkte in die-
sem Zusammenhang an, dass es durch die Umstellung auf die VRV 2015 Uberle-
gungen anstelle, inwieweit eine Portalldsung zweckmaRig umsetzbar ware.

Umfang der 4. Quartalsdatenlieferung

14.1

Bei den Quartalsdaten waren jeweils nur die Satzarten 01 bis 04 verpflichtend an
die Statistik Austria zu libermitteln. Abweichend davon konnten die Lénder von den
Gemeinden umfassendere Datenmeldungen abverlangen.
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Tabelle 6: Umfang der 4. Quartalsdatenlieferung
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1 In Vorarlberg war die umfassende Datenlieferung samtlicher Satzarten nicht bei der 4. Quartalsdatenlieferung, sondern bei den Voran-
schlagsdaten vorgesehen, die ebenfalls Anfang des Jahres zu tibermitteln waren.

14.2

14.3

Quellen: Lander Burgenland, Karnten, Niederosterreich,
Oberosterreich, Salzburg, Steiermark, Tirol und Vorarlberg; RH

Die Lander Burgenland, Steiermark, Tirol und Vorarlberg verlangten bereits vor
Ubermittlung der Rechnungsabschlussdaten sdmtliche Satzarten. Dies bot den Vor-
teil, dass bereits frihzeitig Prifungen durchgefiihrt werden konnten. Dabei festge-
stellte Fehler, z.B. eine nicht entsprechende Verbuchung, konnten somit vor Erstel-
lung des Rechnungsabschlusses behoben werden.

Der RH empfahl den Landern Karnten, Niederdsterreich, Oberdsterreich und Salz-
burg, die Moglichkeit zu berdenken, bei der Datenlieferung zum 4. Quartal bereits
samtliche Satzarten abzuverlangen und die dabei gewonnenen Informationen friih-
zeitig fur die Qualitatssicherung der Rechnungsabschlussdaten zu verwenden.

Laut Stellungnahme des Landes Karnten werde es diese Moglichkeit Gberdenken.

Das Land Niederosterreich fiihrte in seiner Stellungnahme aus, es strebe an, im
Zuge der zur VRV 2015 neu zu erarbeitenden Schnittstelle kiinftig alle Satzarten bei
den Quartalsmeldungen abzuverlangen.

Das Land Oberdsterreich teilte in seiner Stellungnahme mit, dass es durch sein Vor-
haben, sich zu den Daten des 4. Quartals auch die Voranschlagsdaten des kommen-
den Jahres mit samtlichen Satzarten liefern zu lassen, die Empfehlung tUbererfillen

werde.

Bericht Uiber Plausibilitatspriifung

15.1

Nur Tirol Gbermittelte den vorgesehenen Bericht iber die Plausibilitatspriifung ge-
meinsam mit den Gemeindehaushaltsdaten an die Statistik Austria. Dieser Bericht
enthielt auch diverse Erlauterungen, insbesondere zur inhaltlichen Plausibilitat der
Daten (z.B. Begriindungen bei hohen Personalstandsverdnderungen), sodass viel-
fach gesonderte Nacherhebungen durch die Statistik Austria unterbleiben konnten.
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15.2

15.3

15.4

Die Statistik Austria forderte allerdings diese Berichte von den (brigen Landern
nicht ein.

Der RH stellte kritisch fest, dass nur Tirol den in der Gebarungsstatistik—VO 2014
vorgesehenen Bericht Gber die durchgefiihrte Plausibilitdtsprifung an die Statistik
Austria GUbermittelte.

Im Sinne einer effizienten Vorgangsweise empfahl der RH den Landern Burgenland,
Karnten, Niederosterreich, Oberdsterreich, Salzburg, Steiermark und Vorarlberg,
klinftig den vorgesehenen Bericht liber die durchgefiihrte Plausibilitatspriifung zu
erstellen und an die Statistik Austria zu Gbermitteln.

Die Lander Burgenland, Karnten und Steiermark sicherten in ihren Stellungnahmen
zu, kiinftig einen Bericht Gber die Plausibilitdtsprifungen an die Statistik Austria zu
Ubermitteln.

Das Land Niederosterreich flihrte in seiner Stellungnahme an, dass es im Rahmen
seiner Mitwirkung an der neuen Schnittstelle zur VRV 2015 versuchen werde, einen
standardisierten Plausibilitatsprifungsbericht zu erarbeiten. Aus 6konomischen
Grinden kénne aus Sicht des Landes Niederdsterreich auch eine landeribergrei-
fende Losung angedacht werden.

Laut Stellungnahme des Landes Oberdsterreich bestlinde ein Missverhaltnis zwi-
schen Ressourcenaufwand und Mehrwert fur die Statistik Austria, zumal diese Be-
richte auch nie aktiv eingefordert worden seien.

Das Land Vorarlberg fiihrte in seiner Stellungnahme an, dass ein Bericht Uber die
durchgefiihrten Plausibilitatspriifungen erst dann zweckmaRig erscheine, wenn die
zugrunde gelegten Prifroutinen der Statistik Austria fur die Gemeinde— und Landes-
ebene im Einzelnen festgelegt und mit den Begriffen und Abgrenzungen der unter-
schiedlichen Qualitatssicherungsmallnahmen in der Gebarungsstatistik—vVO 2014
abgestimmt seien. Zudem schienen aus Sicht des Landes Vorarlberg bundesweit ein-
heitliche Mindeststandards betreffend Inhalt und Aufbau des Berichts zweckmaRig.

Der RH begriifSite die Anregungen der Lander Niederdsterreich und Vorarlberg hin-
sichtlich einer bundesweit einheitlichen Vorgehensweise, sah diese jedoch nicht im
Widerspruch zur Ubermittlung eines Berichts (iber die Plausibilisierungstatigkeit.

Der RH wies gegeniiber dem Land Oberd6sterreich auf den reduzierten Verwal-
tungsaufwand fiir das Land Tirol im Rahmen der Nacherhebung durch die Statistik
Austria hin.
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Qualitatssicherung auf Ebene der Lander

Allgemeines

16

33

34

In den nachfolgenden TZ 17 bis TZ 21 befasste sich der RH mit der Qualitatssiche-
rung der Gemeindehaushaltsdaten auf Ebene der Lander. Dabei analysierte er so-
wohl die Qualitat der Prifroutinen der Lander als auch die Qualitat jener Daten, die
die Lander nach der erfolgten Qualitdtssicherung an die Statistik Austria
weiterleiteten:33

— InTZ 17 Gberprifte der RH, ob die Priifroutinen der Lander das Kontrollniveau
der Statistik Austria erreichten;

— in TZ 18 analysierte der RH, welche Lander inhaltliche Plausibilitdtsprifungen
implementiert hatten bzw. die elektronischen Gemeindehaushaltsdaten zur
Prifung der Rechnungsabschliisse der Gemeinden nutzten;

— in TZ 19 lberprifte der RH, ob und in welchem Ausmal die Vollstandigkeit der
libermittelten Satzarten gegeben war;

— in TZ 20 analysierte der RH die Datenqualitat der libermittelten Satzarten aus-
gehend vom Feedback der Statistik Austria;

— in TZ 21 fUhrte der RH eigene, weiterfiihrende Analysen zur Datenqualitat
durch.

Der RH wies einleitend darauf hin, dass er fiir die nachfolgende Uberpriifung der
Datenqualitat die im Jahr 2016 erhobenen Rechnungsabschlussdaten aus dem
Jahr 2015, fir die Beurteilung der implementierten Prifroutinen jedoch den aktu-
ellen Stand zur Zeit der Gebarungstiberprifung (Herbst 2016) heranzog. Eine zwi-
schenzeitlich erfolgte Weiterentwicklung der technischen Prifroutinen durch die
Lander konnte dazu fihren, dass der vom RH analysierte Datenbestand noch Fehler
enthielt, die durch die aktuellen Prifroutinen bereits beseitigt worden waren.34

Die vom RH festgestellten Fehler betreffen zum Teil formelle Kriterien (z.B. Wahrungs— und Landerkirzel)
und lassen daher nicht automatisch auf betragsmaRig fehlerhafte Rechnungsabschliisse der Gemeinden
schlieBen.

Dies konnte v.a. das Land Niederosterreich betreffen, weil die vom RH herangezogenen Daten das Haus-
haltsjahr 2015 betrafen und das Land Niederdsterreich mittlerweile einen Systemwechsel zu einer Portall6-
sung vollzogen hat.
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Qualitat der Prifroutinen der Lander

Erreichen des Kontrollniveaus der Statistik Austria

17.1

Satzarten

(1) Die Statistik Austria erstellte einen Leitfaden fiir die Plausibilitatsprifung der
Gemeindehaushaltsdaten und empfahl den Ldndern und Gemeinden, diesen bei
der Plausibilitatspriifung einzuhalten (siehe TZ 8). Die Statistik Austria wich jedoch
bei der von ihr durchgefiihrten Plausibilitdtsprifung von der empfohlenen Vor-
gangsweise ab und prifte einerseits die ihr am wesentlichsten erscheinenden Be-
reiche und erganzte diese andererseits um zwei zuséatzliche Prifroutinen, deren
Ergebnisse sie als Feedback den Landern riickiibermittelte.3* Diese Feedbackmel-
dung bezeichnete der RH als Kontrollniveau der Statistik Austria (siehe TZ 24).

(2) Die folgende Tabelle gibt einen Uberblick tiber die Priifroutinen der Lander im
Hinblick auf das Kontrollniveau der Statistik Austria nach Satzarten:3®

Tabelle 7: Zusammenfassung der Priifroutinen der Lander nach Satzarten und Gegeniiber-
stellung mit dem Kontrollniveau der Statistik Austria

° ~
c < < = oo
s S S o ]
c o [ £ 2
[7) = = - r=
oo 7] ] Q ©
= = - 7] =
=3 17 17 - o
o o] 0 n >

allgemeine Prifschritte erfillt | erfall | erfull | BroBteils | groBteils |- o | erfullt | erfult
erfullt erfullt
Satzart 01 — Allgemeine Daten erfullt erfillt erfullt erfullt greorféﬁils erfullt erfullt erflllt
Satzart 02 — Haushaltskonten erfllt erfille | BOBTEIS | gy nicht erfillt erfullt erfillt
erfullt erfullt
e groRteils . groRteils . nicht . " teilweise
Satzart 03 — Finanzschulden erfiillt erfillt erfiillt erfillt erfiillt erfillt erflllt erfillt
= . grofRteils | groRteils | teilweise | groRteils nicht groRteils " grofteils
Satzart 04 — Finanzvermogen erfillt | erfullt | erfulle | erfulle | erfullt | erfullt | T | erfie
. ) . . . nicht groRteils nicht . . groRteils
Satzart 05 — Vermaogen ohne Finanzvermogen | erfullt erfullt erfillt erfiillt erfillt erfillt erfullt erfiillt
nicht vor-
handen,
weil auto-
_ grofteils . teilweise | groRteils nicht grofteils | matisch aus| groRteils
Satzart 06 - Personal erfillt | €T | “orft | erfullt | erfillt | erfallt | Dienstpos- | erfallt
tennach-
weisen ge-
neriert!
Satzart 07 — Finanzstatistik erfullt erfillt erfallt grol%fells m‘f.ht erfullt erfullt erfillt
erfullt erfullt
- . . nicht . nicht . . .
Satzart 08 — Beteiligungen erfullt erfullt erfillt erfullt erfillt erfillt erfullt erfullt
Satzart 09 — Haftungen erfullt erfullt n|c__ht erfullt nlc__ht erfullt erfullt erfullt
erfullt erfullt

1

In Tirol wurden die Informationen zum Personal der Gemeinden den elektronisch bermittelten Dienstpostennachweisen entnommen. Die

Satzart 06 wurde auf dieser Basis durch das Land Tirol erstellt. Daher bestanden keine Prifroutinen fuir diese Satzart.

35

36

Quellen: Statistik Austria; Lander Burgenland, Karnten, Niederdsterreich,
Oberosterreich, Salzburg, Steiermark, Tirol und Vorarlberg; RH

Ein weiterer zusatzlicher Prifschritt (Fehlercode 3.11) wurde in der Feedbackmeldung nicht berticksichtigt.

flr eine nach Prifschritten bzw. Fehlercodes aufgeschliisselte Tabelle siehe Anhang Ill: Die Lander sind ent-
sprechend dem erreichten Kontrollniveau gereiht.
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(3) Die Priifroutinen des Landes Tirol erreichten zu allen Satzarten das Kontrollni-
veau der Statistik Austria. Die Satzart 06 (Personal) entzog sich insofern dieser Be-
wertung, als diese nicht von den Gemeinden tbermittelt, sondern aus den im Por-
talsystem des Landes Tirol hinterlegten Dienstpostennachweisen generiert wurde.

(4) In Karnten stellte der RH in den fiir die Satzart 04 (Finanzvermogen) angewand-
ten Prifroutinen eine Abweichung vom Kontrollniveau der Statistik Austria fest (ab-
weichende Listen von zuldssigen Kombinationen von Schuldner und Vermogens-

gruppe).

(5) In der Steiermark, im Burgenland und in Oberdsterreich bestanden geringfiigige
Abweichungen vom Kontrollniveau der Statistik Austria.

(6) Die in Vorarlberg fur die Gemeindehaushaltsdaten angewandten Prifroutinen
wichen in ihrem Vorgehen teilweise von den Priifroutinen der Statistik Austria ab.?”

Vorarlberg, das seine Prozesse mit dem Umstieg auf die Schnittstelle GHD neu aus-
gerichtet hatte, teilte mit, dass es eine weitere Verbesserung des Kontrollsystems
beabsichtige. Da seitens der Statistik Austria jedoch kaum Beanstandungen der
Qualitat der von Vorarlberg tGbermittelten Daten erfolgten, beabsichtige das Land
Vorarlberg aus Griinden der Wirtschaftlichkeit, mit der Uberarbeitung des Systems
auf die Neuspezifikation der Schnittstelle im Zuge der Umstellung auf die VRV 2015
zu warten.

(7) Die Kontrollen des Landes Niederosterreich erreichten die Vorgaben der Statis-
tik Austria nicht, insbesondere die auf die Satzarten 05, 08 und 09 angewandten
Prifroutinen waren mangelhaft (siehe Anhang Ill).

Das Land Niederosterreich hatte sich zur Zeit der Gebarungstiberpriifung durch den
RH bereits am Portal des Landes Steiermark beteiligt und eine sukzessive Aktivie-
rung der implementierten Priifroutinen in Aussicht gestellt.

(8) Die Priifroutinen des Landes Salzburg blieben in allen Satzarten hinter dem Kon-
trollniveau der Statistik Austria zurlick (siehe Anhang IIl). Dabei entsprachen ledig-
lich die auf alle Satzarten angewandten allgemeinen Prifroutinen und die Kontrol-
len der allgemeinen Haushaltsdaten dem Kontrollniveau der Statistik Austria. Die
Uberpriifung der Satzarten 02 (Haushaltskonten), 03 (Finanzschulden) und 04 (Ver-
mogen) beschrankte sich auf eine einzelne implementierte Routine. Zu den Satzar-
ten 05 und 07 fanden sich im vorgelegten Programmcode keine Prifroutinen, die
Satzarten 06, 08 und 09 wurden lediglich auf ihr Vorhandensein Giberpruft.

Bspw. wurde Uberprift, ob bestimmte Datenfelder befiillt waren, wahrend die Vorgaben der Statistik Aust-
ria einen Abgleich mit einer hinterlegten Liste vorsahen.
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17.3

Der RH bemangelte, dass sich die implementierten Prifroutinen in den Léandern
wesentlich unterschieden und in einigen Landern Defizite auswiesen.

Er empfahl den Landern und der Statistik Austria, gemeinsam einen Standard fir
erforderliche Prifroutinen festzulegen und diese exakt zu spezifizieren, um eine
einheitliche Umsetzung der Plausibilitatspriifung sicherzustellen.

Insbesondere empfahl der RH den Landern Salzburg und Niederdsterreich, ihre
Prifroutinen unter Berlicksichtigung der empfohlenen Prifroutinen der Statistik
Austria zu Uiberarbeiten.

Das Land Karnten regte in seiner Stellungnahme an, dass die Statistik Austria im
Rahmen der bestehenden Plausibilitatspriifung zur Erzielung einer verbesserten
Datenqualitat weitere Gsterreichweit einzuhaltende Prifkriterien implementieren
sollte.

Das Land Niederosterreich teilte in seiner Stellungnahme mit, es setze die sukzes-
sive Aktivierung der im Portal implementierten Priifroutinen fort.

Das Land Salzburg teilte in seiner Stellungnahme mit, dass es die vom RH beman-
gelte Datenqualitat durch entsprechende Malinahmen schon fiir die Daten des Jah-
res 2016 wesentlich verbessert habe, was auch im diesbeziiglichen Datenfeedback
der Statistik Austria zu ersehen sei.

Die Statistik Austria kiindigte in ihrer Stellungnahme an, dass sie die empfohlene
Plausibilitatsprifung aktualisieren, ergdnzen und bis Ende Marz 2018 auf ihrer
Website zur Verfligung stellen werde.

Inhaltliche Plausibilitatspriifungen; Nutzung der Gebarungsdaten zur Rechnungsabschlusspriifung

18.1

(1) Die aufgrund der Gebarungsstatistik-VO 2014 zu erhebenden Daten entspra-
chen inhaltlich grundsatzlich den Rechnungsabschliissen. Dementsprechend konn-
ten diese Daten herangezogen werden, um die Rechnungsabschlusspriifungen
durch die Lander mit in der EDV implementierten Priifroutinen zu unterstitzen (zu
Rahmenbedingungen und Einschrankungen siehe TZ 12). Dadurch konnte die Effizi-
enz der Rechnungsabschlusspriifung erhéht werden.

(2) Tirol und die Steiermark zogen die Haushaltsdaten bereits vor einer Beschluss-
fassung durch den Gemeinderat zu einer weitgehenden Prifung der Rechnungsab-
schliisse der Gemeinden heran und stellten zudem sicher, dass qualitatsgesicherte
Daten an die Statistik Austria weitergeleitet wurden.
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Dazu waren zahlreiche Priifroutinen implementiert. Diese umfassten etwa die
Ubereinstimmung der Endstinde des Vorjahres mit den Anfangsstinden des Fi-
nanzjahres (bei Vermogens—, Schulden—, Haftungs— und Beteiligungskonten) oder
die Uberpriifung, ob sich der Endstand eines Vermdgens— bzw. Schuldenkontos aus
dem Anfangsstand sowie der Zu— und Abgidnge ergab. Auch die Einhaltung von
Verbuchungsregeln im Sinne der VRV 1997 priiften die beiden Lander vertiefend.

Sowohl Tirol als auch die Steiermark nutzten zusatzliche Informationen zur Daten-
plausibilisierung. Bspw. erfolgte ein Abgleich von bekannten Zahlungsstrémen zwi-
schen dem Land und den Gemeinden mit den gemeldeten Gebarungsdaten.3®

Die Priufroutinen der Steiermark umfassten weiters Gegeniberstellungen von
Schuldaufnahmen und Schuldentilgungen mit den entsprechenden Einnahmen
und Ausgaben im ordentlichen Haushalt oder die Uberpriifung der Gebiihrenhaus-
halte auf Kostendeckung.

Dariliber hinaus waren sowohl in Tirol als auch in der Steiermark die zustandigen
Fachabteilungen maRgeblich in die Entwicklung der Prifroutinen eingebunden.

(3) Auch das Burgenland fuhrte inhaltliche Plausibilitatspriifungen durch und nutzte
diese zur Kontrolle der Rechnungsabschliisse. Die implementierten inhaltlichen
Kontrollroutinen im Burgenland entsprachen nahezu jenen der Steiermark.3® Aller-
dings erfolgten diese Kontrollen im Rahmen der Rechnungsabschlusspriifung erst
nach der Ubermittlung der Haushaltsdaten an die Statistik Austria, wodurch Ver-
besserungen erst im Folgejahr moglich waren.

(4) Auch das in Oberosterreich zur Datenplausibilisierung eingesetzte Softwarepa-
ket umfasste eine Vielzahl inhaltlicher Kontrollschritte, die jenen des Burgenlands
entsprachen. Allerdings meldete Oberdsterreich die Ergebnisse der Datenprifung,
d.h. insbesondere festgestellte Fehler, nicht an die Gemeinden zuriick, sondern lei-
tete die nicht korrigierten Daten an die Statistik Austria weiter. Die Ergebnisse wur-
den auch nicht als Arbeitsgrundlage flir die Rechnungsabschlusspriifungen heran-
gezogen.

Somit bestanden die technischen Moglichkeiten sowohl zur Verbesserung der Qua-
litat der an die Statistik Austria Gbermittelten Gemeindehaushaltsdaten als auch
zur Weiterverwendung der Daten fiir die Rechnungsabschlusspriifung von Gemein-
den. Diese blieben jedoch gadnzlich ungenutzt.

Bedarfszuweisungsmittel, Finanzzuweisungen nach § 21 FAG 2008, Transfers innerhalb des Landes; in Tirol
zudem Teilbetrage der Unterverteilung der Ertragsanteile

Beide Bundeslander nutzen ein von der TU-Wien entwickeltes Softwarepaket, das fir das Portalsystem in
der Steiermark adaptiert worden war.
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(5) Im Land Salzburg testeten inhaltliche Prifroutinen einzelne unzuléssige Kombi-
nationen von Haushaltskennziffern, Posten und Ansatzen, die zu Fehlermeldungen
fihrten. Anhand von Gesamtsummen Uber Schulden, Haftungen, Wertpapiere,
Riicklagen, gegebene Darlehen, Beteiligungen und Verwaltungsschulden erfolgte
eine Uberpriifung der Abweichungen der Endstinde des Vorjahres von den An-
fangsstanden des Haushaltsjahres. Diese fiihrte — wie auch das Fehlen der Satzar-
ten 06, 08 und 09 — zu Warnmeldungen, die das Land Salzburg jedoch nicht an die
Gemeinden riickmeldete, wodurch fehlerhafte bzw. unplausible Daten an die Sta-
tistik Austria weitergeleitet wurden.

Das Land Salzburg zog die Gemeindehaushaltsdaten zudem als Hilfestellung bei der
grundsatzlich manuell durchgefiihrten Rechnungsabschlusspriifung heran.

(6) In Vorarlberg waren systemseitig keine inhaltlichen Priifroutinen implementiert.
Da die Ubermittlungsfristen fiir die Gemeindehaushaltsdaten vor dem letztmégli-
chen Beschlussdatum der Rechnungsabschliisse lagen, sah die Fachabteilung in der
Verwendung der mitunter vorlaufigen Gemeindehaushaltsdaten zur Rechnungsab-
schlusspriifung ein potenzielles Risiko, da die (ibermittelten Haushaltsdaten von
den beschlossenen Rechnungsabschliissen abweichen konnten. Die zustidndige
Fachabteilung des Landes Vorarlberg nutzte die Gemeindehaushaltsdaten daher
nur eingeschrankt zur Unterstlitzung der Rechnungsabschlussprifung, die grund-
satzlich anhand des gedruckten Exemplars erfolgte (siehe TZ 12).

(7) Niederosterreich fiihrte inhaltliche Plausibilitatsprifungen durch und nutzte
diese zur Kontrolle der Rechnungsabschlisse. Allerdings erfolgten diese Kontrollen
im Rahmen der Rechnungsabschlusspriifung erst nach der Ubermittlung der Haus-
haltsdaten an die Statistik Austria, wodurch Verbesserungen erst im Folgejahr mog-
lich waren.

(8) Karnten hatte keine inhaltlichen Prifroutinen implementiert und zog die Ge-
meindehaushaltsdaten auch nicht zur Prifung der vorldufigen Rechnungsab-
schlussdaten heran.

Der RH identifizierte die Lander Steiermark und Tirol als Best Practice—Beispiele
(siehe TZ 26).

Er sah die Moglichkeit, die dortigen Systeme und Prozesse noch weiterzuentwi-
ckeln und empfahl den beiden Landern einen Erfahrungsaustausch.

Der RH stellte zudem ein hohes Niveau der implementierten inhaltlichen Prifrou-
tinen im Burgenland und in Oberdésterreich fest.
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Der RH empfahl dem Land Burgenland, die vorhandenen Méglichkeiten zur Daten-
plausibilisierung vor Weiterleitung der Daten an die Statistik Austria zu nutzen.

Der RH empfahl dem Land Oberosterreich, die vorhandenen Moglichkeiten tat-
sachlich zur Verbesserung der Datenqualitat vor Weiterleitung an die Statistik Aus-
tria und zur Priifung der Rechnungsabschliisse der Gemeinden zu nutzen.

Der RH stellte fest, dass Niederdsterreich tber inhaltliche Priifroutinen zur Rech-
nungsabschlussprifung verflgte, diese aber nicht zur Verbesserung der Datenqua-
litat vor Weiterleitung an die Statistik Austria nutzte.

Der RH empfahl daher dem Land Niederosterreich, die vorhandenen Moglichkeiten
tatsachlich zur Verbesserung der Datenqualitdt vor Weiterleitung an die Statistik
Austria zu nutzen.

Der RH stellte fest, dass in Kdrnten, Salzburg und Vorarlberg keine bzw. nur wenige
inhaltliche Prifroutinen implementiert waren.

Der RH empfahl den Landern Karnten, Salzburg und Vorarlberg, auch im Hinblick
auf die Nacherhebungserfordernisse (siehe TZ 25), inhaltliche Priifroutinen zu im-
plementieren und diese tatsachlich zur Verbesserung der Datenqualitat vor Weiter-
leitung an die Statistik Austria zu nutzen.

Zudem empfahl der RH den Landern Salzburg und Vorarlberg, diese zur Prifung der
Rechnungsabschliisse der Gemeinden zu verwenden.

Das Land Steiermark begrite in seiner Stellungnahme die Initiative des RH, durch
Erfahrungsaustausch bestehende Systeme zu verbessern und verwies auf die im
Zuge der Umstellung auf die VRV 2015 gebildete Arbeitsgruppe mit Vertreterinnen
und Vertretern samtlicher Gemeindeaufsichtsbehdrden Osterreichs. Das Land Stei-
ermark werde aus diesem Anlass auf eine Weiterfiihrung der Arbeitsgruppe auch
nach der Umsetzung der VRV 2015 hinwirken.

Das Land Tirol teilte in seiner Stellungnahme mit, dass es eine Kontaktaufnahme
mit dem Land Steiermark andenke und positiv betrachte.

Das Land Oberdsterreich wies in seiner Stellungnahme darauf hin, dass durch die
Ubernahme der Portallésung die Ergebnisse der Plausibilitatspriifung kiinftig auto-
matisch an die Gemeinden riickiibermittelt wirden.
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Das Land Niederosterreich hielt in seiner Stellungnahme fest, dass es eine Verbes-
serung der inhaltlichen Prifroutinen anstrebe bzw. im Zuge der neuen Schnittstel-
lenerarbeitung standardisierte Prifroutinen einfordern werde.

Das Land Kéarnten sicherte in seiner Stellungnahme zu, dass es kiinftig entspre-
chende Priifroutinen vorsehe, um die erforderlichen Nacherhebungen zu verrin-
gern. Dariliber hinaus schlug es vor, dass die Priifkriterien von der Statistik Austria
vorgegeben und in die bereitgestellte Plausibilitdtsprifung implementiert werden
sollten.

Laut Stellungnahme des Landes Salzburg habe die Gemeindeaufsicht hinsichtlich
der Nacherhebungserfordernisse bereits konkrete Prifroutinenvorschlage an die
Landesinformatik Gibermittelt.

Das Land Vorarlberg teilte in seiner Stellungnahme mit, dass es im Zuge der not-
wendigen Weiterentwicklung der Prifroutinen bzw. im Rahmen eines moglichen
Umstiegs auf eine Portalldsung kiinftig auch inhaltliche Priifroutinen implementie-
ren werde. Die Empfehlung des RH, elektronische Daten als Grundlage zur Rech-
nungsabschlussprifung zu verwenden, nehme das Land Vorarlberg zur Kenntnis. Es
wies jedoch darauf hin, dass der Beschluss der Gemeindevertretung sich auf die
dort vorgelegte (analoge) Fassung beziehe.

Qualitat der an die Statistik Austria tibermittelten Daten

Vollsténdigkeit der libermittelten Satzarten

19.1

(1) Als grundlegendes Qualitatsmerkmal der an die Statistik Austria Gbermittelten
Daten sah der RH die vollstindige Ubermittlung der Rechnungsabschlussdaten an,
wie in der Gebarungsstatistik—VO 2014 vorgesehen. Dabei hielt der RH all jene
Satzarten fur notwendig, die zwingend vorliegende Sachverhalte, wie allgemeine
Informationen, Konten der Haushaltsfiihrung, Vermogen, Personal oder Angaben
zur Finanzstatistik (Satzarten 01, 02, 05, 06 und 07) erfassten. Demgegeniiber war
es etwa moglich, dass Gemeinden nicht tGber Finanzschulden, Finanzvermdégen, Be-
teiligungen oder Haftungen (Satzarten 03, 04, 08 und 09) verfiigten.

Zur Beurteilung der Vollstandigkeit der Gbermittelten Satzarten analysierte der RH
die Meldedokumentation der Statistik Austria. Die nachstehende Tabelle gibt einen
Uberblick tiber die gemeldeten Satzarten nach Bundesland (zwingend erforderliche
Satzarten sind farblich hervorgehoben):
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Tabelle 8: Volistindigkeit der Satzarten — Haushaltsjahr 2015/Ubermittlungszyklus 2016
01 02 03 04 05 06 07 08 09
Y Beteiligun-
H Schulden | Finanzver- | ... . Sonstige etelhgt.:'n
= . . Ubrige Ver- gen an o6f-
£ |Allgemeine| Haushalts- | und Ver- | mégen und . Kennzahlen .
£ - . mogens- Personal | . fentlichen | Haftungen
< Daten konten |bindlichkei-| Forderun- flr Finanz-
o konten . Unterneh-
3 ten gen statistik
: men
Anzahl der Gemeinden
ja 171 171 168 170 171 169 167 44 159
Burgenland
nein 0 0 3 1 0 2 4 127 12
ja 132 132 131 132 69 132 132 74 102
Karnten
nein 0 0 1 0 63 0 0 58 30
Nieder- ja 573 573 573 567 398 573 567 163 384
osterreich nein 0 0 0 6 175 0 6 410 189
Ober- ja 442 442 440 442 429 438 402 29 402
osterreich nein 0 0 2 0 13 4 40 413 40
ja 119 119 119 119 91 119 80 52 109
Salzburg
nein 0 0 0 0 28 0 39 67 10
ja 287 287 286 284 237 287 287 201 265
Steiermark
nein 0 0 1 3 50 0 (1] 86 22
ja 279 279 277 279 229 279 279 161 158
Tirol
nein 0 0 2 0 50 0 0 118 121
ja 96 96 96 96 95 96 70 65 87
Vorarlberg
nein 0 0 0 0 1 0 26 31 9
ja 2.099 2.099 2.090 2.089 1.719 2.093 1.984 789 1.666
Summe
nein 0 0 9 10 380 6 115 1.310 433

Quellen: Statistik Austria; RH

(2) Die Satzarten 01 (Allgemeine Daten zu den Gemeinden) sowie 02 (Konten der
Haushaltsfiihrung) wurden im Jahr 2016 (betreffend das Haushaltsjahr 2015) von
allen 2.099 Gemeinden (ohne Wien) Ubermittelt.

(3) 380 Gemeinden libermittelten keine Informationen zur Satzart 05 (Ubrige Ver-
mogenskonten (ohne Finanzvermdogen)). 115 Gemeinden meldeten keine Daten
zur Satzart 07 (Sonstige Kennzahlen zur Finanzstatistik), obwohl die dort abgebilde-
ten Angaben zur Finanzstatistik zwangslaufig in jeder Gemeinde vorhandene Gege-
benheiten abbildeten, z.B. die Hebesatze der Grundsteuer.

(4) Bei der Satzart 03 (Schulden und Verbindlichkeiten) fehlten die Meldungen von
neun Gemeinden, bei der Satzart 04 (Finanzvermogen und Forderungen) von zehn
Gemeinden und bei der Satzart 06 (Personal) von sechs Gemeinden.
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19.2

19.3

(5) Daten zu ihren Beteiligungen (Satzart 08) tibermittelten 789 der 2.099 6sterrei-
chischen Gemeinden (rd. 38 %). Keine Beteiligungsdaten meldeten u.a. zwei Lan-
deshauptstadte sowie sechs weitere Gemeinden lGber 20.000 Einwohnerinnen und
Einwohner und 16 Gemeinden lber 10.000 Einwohnerinnen und Einwohner.

Der RH hielt kritisch fest, dass selbst Satzarten, die Sachverhalte umfassten, welche
jedenfalls vorliegen mussten, nicht alle Gemeinden tGbermittelten.

Der RH empfahl den Liandern, auf eine vollstindige Ubermittlung aller erforderli-
chen Satzarten durch alle Gemeinden hinzuwirken. Dies betraf insbesondere die
Lander Oberdsterreich, Salzburg und Vorarlberg (Satzart 07) sowie die Lander Karn-
ten, Niederosterreich, Salzburg, die Steiermark und Tirol (Satzart 05).

Das Land Karnten teilte in seiner Stellungnahme mit, dass kiinftig sdmtliche Ge-
meinden die Vermoégenskonten (Satzart 05) zu Gbermitteln hatten.

Auch das Land Niederosterreich sagte in seiner Stellungnahme zu, dass es im Zuge
der Umstellung auf die Portallésung vermehrt auf eine Meldung der Satzart 05
durch die Gemeinden einwirken werde.

Das Land Steiermark sicherte in seiner Stellungnahme zu, entsprechende Priifrou-
tinen aufzubauen, um kiinftig eine vollstindige Ubermittlung von Satzarten sicher-
zustellen.

Das Land Tirol teilte in seiner Stellungnahme mit, es werde zusammen mit den
Anbietern der Haushaltssoftware darauf hinwirken, dass die Gemeindehaushalts-
daten bereits vor der Einflihrung der VRV 2015 die Vermdgensdaten (Satzart 05)
enthalten.

Datenqualitat der iibermittelten Satzarten

20.1

40

(1) Als jahrliches Feedback an die Lander fasste die Statistik Austria ihre Fehleraus-
wertung nach Satzarten und fehlerhaften Gemeinden pro Land zusammen (siehe
TZ 24). Der RH ermittelte auf Basis dieser Fehlerauswertung (aufgeschliisselt nach
Fehlercodes) die Zahl jener Gemeinden, bei denen in der Plausibilitatspriifung der
Statistik Austria enthaltene Fehler zumindest einmal auftraten.*°

(2) Neben den in den Landern implementierten Prifroutinen bestimmten noch an-
dere Faktoren die Datenqualitat. Bspw. konnte eine gute Datenqualitdt auch darauf
zurtckzufihren sein, dass Gemeinden von vornherein korrekte Daten an die Lan-

Jede Gemeinde wurde pro Fehlercode nur einmal gezahlt, auch wenn der Fehler in der Gemeinde 6fters
auftrat.
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der Gibermittelten. Daher konnte eine geringe Fehlerhaufigkeit auch bei mangelhaf-
ter Umsetzung der empfohlenen Plausibilitidtspriifung erreicht werden.

(3) Die nachstehende Tabelle zeigt die Anzahl der Gemeinden, in denen die in der
formellen Plausibilitatspriifung der Statistik Austria festgestellten Fehler zumindest

einmal auftraten:

Tabelle 9: Datenqualitdat anhand der Feedbackmeldungen der Statistik Austria, Gemeinden
mit Fehlern pro Fehlercode (FC) und Bundesland; Haushaltsdaten 2015
Bedingung | Anzahl der Gemeinden mit Abweichungen
< s | 58 gl s £ 2
| £ | 25| 55| 2| & | 3 5
2| € |3/ 3%8, g8 | & | & | 8
FC 0.05: Quartal und Monat in jedem Datensatz _ _ B 1 B B _ _
gleich 0 (Jahresdaten)
FC 1.03: Haushaltsjahr = Erstellungsjahr -1 - - 1 1 - - - -
FC 2.03: Giiltiger Haushaltskonto—Ansatz - - 1 - - - - -
FC 2.04: Giiltige Haushaltskonto—Post - - 1 - - - - -
FC 3.01: Richtiger Datentyp je Datensatzmerkmal - - - 1 - - - -
FC 3.02: Giiltiger Ansatz des Schuldenkontos - - - 1 - - - -
FC 3.07: Giiltige Codierung: Deckungsart - - 1 - - - - -
FC 3.08: Giiltige Codierung: Wahrung - - 5 - - - - -
FC 3.10: Glltige Kombination: Finanzierungsinstru- 5 B 19 _ _ _ _ _
ment/Deckungsart
FC 4.04: Giiltige Codierung: Schuldner - - - - - - -
FC 4.06: Giiltige Codierung: Wahrung - - 2 - - - -
FC 4.08: Glltige Kombination: Schuldner/Vermo-
gensgmppe / 1 1 63 9 3 16 - 4
FC 5.03: Gliltige Vermogensgruppe - - 1 - - - - -
FC 6.01: Richtiger Datentyp je Datensatzmerkmal - - - 1 - - 3 -
FC 6.02: Glltiger Ansatz - - - 1 - - - -
FC 6.03: Glltige Meldegruppe - - 20 1 5 - - -
FC 6.04: Giiltiger Personenkreis - - 22 1 5 - - -
FC 6.05: Giltige Kombination: Meldegruppe/Perso-
nenkreis/Vollzeitdquivalente - B 1 ! ! - ! !
FC 7.02: Positionsnummer: glltige Codierung - - - 1 - - - -
FC 7.03: Positionsnummern 001 und 002 (Hebeséatze
der Grundsteuer) sind vorhanden - B ! - - - - 2
FC 8.01: Richtiger Datentyp je Datensatzmerkmal - - 3 - - - - -

Anmerkung: Die Statistik Austria wies den Uberpriften Fehlern Fehlercodes zu. Die erste Ziffer wies auf die betroffene Satzart hin,
wobei die Ziffer 0 Fehler kennzeichnete, die in allen Satzarten gleichermaRen auftreten konnten.

L In Tirol kam es in der Satzart 06 (Personal) zu einem Fehler, der auf der (mittlerweile korrigierten) Programmierung des Landes beim
Konvertieren der Dienstpostennachweise beruhte.

Quellen: Statistik Austria; RH
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20.2

20.3

(4) Bei der Plausibilisierungsprifung durch die Statistik Austria trat in den Landern
Burgenland, Karnten, Steiermark und Tirol nur eine geringe Anzahl an Fehlern auf,
wobei ungiiltige Kombinationen aus Schuldner und Vermoégensgruppe (in Satz-
art 04 — Finanzvermogen) die haufigste Fehlerart darstellten. Die meisten Fehler
verzeichneten die vom Land Nieder0sterreich an die Statistik Austria ibermittelten
Daten.

Der RH empfahl den Landern, auf Basis des Feedbacks der Statistik Austria kontinu-
ierlich gezielte Verbesserungen in den Datenkontrollsystemen vorzunehmen und
dabei gegebenenfalls auch die nétigen Detailinformationen einzuholen (TZ 24).

Laut Stellungnahme des Landes Burgenland wirde es das Feedback der Statistik
Austria sowohl an die betroffenen Gemeinden tbermitteln, damit Fehler in deren
Haushaltssoftware behoben werden kénnen, als auch in die Anpassung des eige-
nen Prifprogramms einflieBen lassen. Darliber hinaus wiirde es kiinftig durch die
Portallésung den Gemeinden Fehler beim Upload aufzeigen, sodass diese die Feh-
ler unmittelbar korrigieren kénnten.

Das Land Karnten fiihrte in seiner Stellungnahme an, dass es entsprechend der
bisherigen Verbesserung der Datenqualitdt bei den Karntner Gemeinden auch
kiinftig bemiiht sein werde, eine kontinuierliche Verbesserung der Datenkontroll-
systeme umzusetzen, um die bestehende Fehlerquote weiter zu reduzieren.

Das Land Niederosterreich sicherte in seiner Stellungnahme zu, dass es die Empfeh-
lung im Zuge der Umstellung auf die Portallésung und der damit verbundenen
Plausibilitatsprifungen sukzessive umsetzen werde.

Das Land Salzburg hielt in seiner Stellungnahme fest, dass die Salzburger Gemein-
den laut Feedbackmeldungen vergleichsweise gut abschnitten.

Das Land Steiermark teilte in seiner Stellungnahme mit, dass es durch einen bereits
implementierten kontinuierlichen Verbesserungsprozess daran arbeite, die Daten-
qualitat sicherzustellen und zu heben.

Das Land Tirol sicherte in seiner Stellungnahme zu, dass es weiterhin das Feedback
der Statistik Austria im Detail beachten und an einer Verbesserung der Priifrouti-
nen arbeiten werde.
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Weiterfiihrende Analysen zur Datenqualitat

21.1 (1) Der RH analysierte auch die Qualitat der Gemeindehaushaltsdaten, die von den
Landern an die Statistik Austria libermittelt wurden. Die inhaltliche Basis dieser
Analysen bildeten die von der Statistik Austria empfohlene Plausibilitatsprifung
auf Gemeinde— und Landesebene (formelle Richtigkeit) sowie weitere Prifkriterien
auf Basis des Prifsystems des Landes Steiermark*' (vorrangig inhaltliche Plausibili-
tat).

Der RH wandte seine Analyseschritte auf den letztgliltig an die Statistik Austria
Ubermittelten Gesamtbestand an Gebarungsdaten der Gemeinden fiir das Haus-
haltsjahr 2015 an. Um eine Aussage liber die Qualitdtssicherung der Gebarungsda-
ten durch die Lander treffen zu konnen, griff der RH auf den Datenbestand vor
Korrektur durch die Statistik Austria zurtck.

(2) Die Vorarlberger Gemeinden fiihrten ein Rechnungswesen auf doppischer Ba-
sis. Ihre Daten mussten auf die Kameralistik umgerechnet werden. Manche der in
der Analyse des RH aufgetretenen Fehler waren auf diese Umrechnung zuriickzu-
flhren, wodurch eine Beurteilung der Qualitat der Gemeindehaushaltsdaten des
Landes Vorarlberg nur eingeschrankt aussagekraftig war.

(3) Die nachstehende Tabelle gibt einen Uberblick, in wie vielen Gemeinden die
vom RH angewandten Prifroutinen in den an die Statistik Austria Gbermittelten

Gemeindehaushaltsdaten keine Fehler auswiesen:

Tabelle 10: Anzahl der Gemeinden ohne Fehler nach Bundeslidndern, Basis Haushaltsdaten 2015

°
c < = = <
L O 2 © )
5 g g E 2
) 3 z g g
5 i @ 3 S
() o} :0 n >

beriicksichtigte Kriterien

Anzahl Gemeinden ohne Fehler

alle Kriterien (RH und Statistik Austria) 1 - - - - | 140 - - 141
nur Kriterien der Statistik Austria

2 - 1 1 - 2 - 1 21
(empfohlene Plausibilitatspriifung) 05 0
nur Kriterien der Statistik Austria ohne Berlick- 125 32 30 99 25 242 240 1 794

sichtigung der zwei haufigsten Fehler

Anteil der Gemeinden in %

nur Kriterien der Statistik Austria ohne Berlick-

sichtigung der zwei haufigsten Fehler 3 24 > 22 21 84 86 1 38

Quellen: Statistik Austria (Daten); RH (Auswertung)

41 Dies begriindete sich zum einen darin, dass der RH die Datenpriifung der Steiermark als eines der Best

Practice—Beispiele erachtete. Zum anderen lag zu den im Land Steiermark implementierten Prifroutinen
eine detaillierte und schliissige Dokumentation vor.
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(4) Bei den Daten von 140 steirischen Gemeinden und einer Gemeinde im Burgen-
land ergab die Analyse des RH keine Fehler, und zwar weder nach den Prifkriterien
der Statistik Austria noch nach den zuséatzlich vom RH angewandten Prifkriterien.

(5) Die von der Statistik Austria empfohlenen Priifroutinen durchliefen 210 Ge-
meinden ohne Fehlermeldungen, davon befanden sich 205 Gemeinden in der Stei-
ermark, zwei im Burgenland und je eine in Niederosterreich, Oberdsterreich und
Vorarlberg. Die Daten aller anderen Gemeinden wiesen formale Fehler auf.

(6) Die beiden haufigsten Fehler in der Analyse nach den Kriterien der Statistik Aus-
tria betrafen die Zuordnung von Posten (Konten) zum voranschlagswirksamen bzw.
zum voranschlagsunwirksamen Haushalt. Die zahlreichen Fehler dieser Art deute-
ten somit auf eine durchgehend andersartige Buchungspraxis in den entsprechen-
den Landern hin. Wurde das Analyseergebnis um diese beiden Fehler bereinigt,
stieg die Anzahl der Gemeinden ohne Fehler auf 794, dies entsprach 38 % der 6s-
terreichischen Gemeinden.

Nach diesem MaRstab lieferten 86 % der Tiroler und 84 % der steirischen Gemein-
den sowie rund drei Viertel der burgenlandischen Gemeinden fehlerfreie Daten.
Am anderen Ende des Spektrums fanden sich Niederosterreich (nur 5 % der Ge-
meindedatenbestande ohne Fehler), Karnten (24 %), Oberosterreich (22 %) und
Salzburg (21 %).

(7) Als weiterem Bewertungsmalstab ging der RH der Frage nach, wie viele der 132
implementierten Fehlerprifungen nach den Kriterien der Statistik Austria und je-
nen des RH tatsachlich zu einer Fehlermeldung fihrten:

— 42 Fehlerprifungen fihrten zu keiner einzigen Fehlermeldung.
— In der Steiermark verursachten 19 der implementierten Prifroutinen Fehler-

meldungen; dies war im Bundeslandervergleich der geringste Wert (siehe fol-
gende Tabelle 11 und Anhang IV).
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Tabelle 11: Anzahl der zumindest einmalig aufgetretenen Fehler nach Bundesldndern,
Basis Haushaltsdaten 2015

Steiermark
Vorarlberg
Gemeinden

o
c < <
o = =
[= o (7}
) = =
(4 [} o
5 = =

" wv
@ :0 o

Salzburg

Anzahl

Prufroutinen, die zu Fehlern fuhrten

(132 Priifroutinen) 33 41 67 64 47 19 25 36 90

in %

Anteil der Prifroutinen mit Fehlermeldung 25 | 31 | 51 | 48 | 36 | 14 | 19 | 27 | 68

Quellen: Statistik Austria; RH

Bei den Daten der niederdsterreichischen Gemeinden fiihrten 51 % der implemen-
tierten Prifschritte zu einer Fehlermeldung.

Zur Fehlerquote Vorarlbergs ist anzumerken, dass die Umrechnung von der Doppik
in eine mit der VRV 1997 konforme Darstellung teilweise fiir das Auftreten von als
Fehler klassifizierten Sachverhalten verantwortlich war.

Bei den Daten der Tiroler Gemeinden fiihrte rund ein Flinftel der implementierten
Prifroutinen auch zu Fehlermeldungen, zudem war die Haufigkeit der gefundenen
Fehler vergleichsweise gering (zur Haufigkeit der aufgetretenen Fehler siehe An-
hang IV).

21.2 Der RH stellte bei einer vertieften Analyse der Haushaltsdaten der Gemeinden fest,
dass erhebliche Qualitdtsunterschiede zwischen den Landern bestanden. 1.889 Ge-
meinden wiesen noch formale Fehler nach den empfohlenen Plausibilitdtsprifun-
gen der Statistik Austria aus.

Nach Ansicht des RH kdnnte die Datenqualitat bereits durch eine konsequente Um-
setzung der von der Statistik Austria empfohlenen Prifroutinen wesentlich verbes-
sert werden.

Der RH empfahl daher den Landern, als Mindeststandard die empfohlene Plausibi-
litatsprifung der Statistik Austria umzusetzen.

Darliber hinaus empfahl der RH der Statistik Austria und den Landern, den Leitfa-
den fir die Plausibilitatspriifung der Gemeindehaushaltsdaten (siehe TZ 8) zu er-
weitern und gemeinsam eine kontinuierliche Weiterentwicklung der Priifroutinen
zur einheitlichen Qualitatssicherung zu verfolgen.
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21.3

Das Land Karnten hielt in seiner Stellungnahme fest, dass es die Haushaltsdaten
der Karntner Gemeinden einer exakten Uberpriifung gemaR der von der Statistik
Austria bereitgestellten Plausibilitatsprifung unterziehe. Das Land Karnten sprach
sich zudem dafir aus, dass die Statistik Austria die vom RH verwendeten zusatzli-
chen Kriterien in die bereitgestellte Plausibilitdtsprifung Gbernehme. Das Land
wirde seine Prifroutinen dementsprechend adaptieren.

Laut Stellungnahme des Landes Niederdsterreich werde es die sukzessive Aktivie-
rung der im Portal implementierten Prifroutinen fortsetzen.

Das Land Steiermark begriRte die Empfehlung des RH zur Erweiterung des Leitfa-
dens und zu einer kontinuierlichen Weiterentwicklung der Prifroutinen ausdriick-
lich.

Qualitatssicherung durch die Statistik Austria

Allgemeines

22

Die Statistik Austria fihrte nach Einlangen der gesammelten Gemeindedaten von
den Landesbehérden eine Plausibilitatspriifung zur formellen sowie zur inhaltli-
chen Richtigkeit der Daten durch. Fiir die Plausibilitatsprifung der Rechnungsab-
schlussdaten samt Durchfiihrung der erforderlichen Nacherhebungen stand die
Statistik Austria im Wesentlichen der Monat Juni des Folgejahres zur Verfligung,*
weil die Gemeindehaushaltsdaten fiir die Berechnungen gemal ESVG 2010 bereits
Anfang Juli bendtigt wurden.

Plausibilitatsprifung

23.1

42

(1) Als ersten Schritt fiihrte die Statistik Austria eine Plausibilitatsprifung zur Kont-
rolle der formellen Richtigkeit durch. Die einzelnen Priifschritte dieser Plausibilitats-
prifung sollten mit der von der Statistik Austria empfohlenen Plausibilitdtspriifung
fur die Gemeinde— und Landesebene (ibereinstimmen, sodass bei ordnungsgemalRer
Durchfiihrung auf Gemeinde— und Landesebene keine Fehler mehr auftreten sollten.
Tatsachlich stellte die Statistik Austria bei ihrer Priifung — trotz eingeschrankter Kon-
trolle — in jedem Land Fehler in unterschiedlichem Ausmal? fest. Diese Fehler bei den
Jahresabschlussdaten fasste die Statistik Austria nach Satzarten zusammen und tber-
mittelte sie in einem jahrlichen Feedback Anfang Oktober an die Lander (siehe TZ 24).
Flr die Quartalsdaten kiindigte die Statistik Austria ein gesondertes Feedback bis
Jahresende 2017 an.

D.h. die Plausibilitatsprifung und Nacherhebung zu den Rechnungsabschlussdaten des Jahres 2015 fand im
Juni 2016 statt.
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43

44

45

46

(2) Die von der Statistik Austria durchgefihrte Plausibilitatsprifung wich in mehr-
facher Hinsicht von der von ihr fir die Gemeinde— und Landerebene empfohlenen
Plausibilitatspriifung ab:

— Die Statistik Austria implementierte zusatzliche Prifschritte (die Fehlercodes
3.11%%, 4.08 und 6.05), die sich aufgrund des Auftretens gehaufter Fehler nach
der Umstellung auf die neue Datenschnittstelle als erforderlich bzw. niitzlich
erwiesen. Der Leitfaden fir die empfohlene Plausibilitdtsprifung auf Lander—
und Gemeindeebene wurde jedoch nicht adaptiert, obwohl die beiden Leitfa-
den nahezu den gleichen Aktualisierungsstichtag auswiesen.*

— Weiters qualifizierte sie z.B. fehlende Satzarten als Warnung, wahrend dies auf
Gemeinde— und Landesebene als Fehler zu qualifizieren war.*®

Bei der durchgefihrten Plausibilitatsprifung der Jahresdaten 2015 waren auch die
neu aufgenommenen Priifschritte enthalten. Die aus dem Fehlercode 3.11 resultie-
renden Fehlermeldungen waren allerdings in der Feedbackmeldung nicht erfasst.
Die Lander erhielten somit zu diesem neu eingesetzten Priifschritt weder im Vor-
feld eine Information noch im Feedback eine Riickmeldung liber aufgetretene Feh-
ler. Die beiden anderen neuen Priifschritte konnten demnach in der Feedbackmel-
dung als fehlerhafte Daten angezeigt werden, selbst wenn die Lander die
empfohlene Plausibilitdtspriifung umgesetzt hatten. Siehe dazu die rot markierten
Bereiche im Anhang III.

Umgekehrt unterzog die Statistik Austria nur 46 der 90 empfohlenen Priifschritte*®
einer nochmaligen Kontrolle. Damit enthielt das Feedback auch keine vollstandige
Aussage Uber die Fehlerhaftigkeit der Daten entsprechend den Vorgaben der emp-
fohlenen Plausibilitatspriifung. Den Landern war weder bekannt, dass die Statistik
Austria nachfolgend nur eine Teilkontrolle durchfiihrte, noch, welche konkreten
Prifschritte in der Feedbackmeldung berticksichtigt waren.

Wenn Glaubiger 00 (= Bund, Bundesfonds und Bundeskammern), 01 (= Lander, Landesfonds und Landes-
kammern), 02 (= Gemeinde, Gemeindeverbdnde und —fonds (ausgenommen Gemeindeverbande mit
marktbestimmter Tatigkeit)), 03 (= Sozialversicherungstréager) ist, dann muss Land =, AT sein, andernfalls
Fehler FC 3.11.

empfohlene Plausibilitatspriifung fir die Gemeinde— und Landesebene, Stand 10. November 2015; (in-
terne) Plausibilitatspriifung der Statistik Austria auf formelle Richtigkeit, Stand 11. November 2015

Fehler waren jedenfalls zu beheben, Warnungen sollten noch einmal kontrolliert und gegebenenfalls bei
fehlerhaften Daten behoben werden.

Unter Berlicksichtigung der drei zusatzlich erganzten Prifschritte waren es insgesamt 49.
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23.2

47

48

49

(3) Die Priifung der formellen Richtigkeit erfolgte in drei Stufen:

Nach einer Datenbereinigung® erfolgte die Datenprifung und zuletzt eine automa-
tische Korrektur festgestellter Fehler.*® Diese automatischen Korrekturen bezogen
sich bspw. auf die unrichtige Verwendung von Wahrungscodes oder Landercodes.
Es waren aber auch in solchen Fallen automatische Korrekturen vorgesehen, bei
denen theoretisch mehrere Eingabemoglichkeiten bestanden, d.h. die automati-
sche Korrektur konnte auch unrichtig sein.*®* Mit den Landern und Gemeinden hielt
die Statistik Austria weder vor noch nach diesen automatischen Korrekturen Riick-
sprache, d.h. auch die korrigierten Daten wurden den Gemeinden nicht kommuni-
ziert. Diese Sachverhalte waren nicht Teil der durchgefiihrten Nacherhebung bei
unvollstandigen oder unplausiblen Daten (siehe TZ 25).

Der RH stellte kritisch fest, dass die von der Statistik Austria den Landern und Ge-
meinden empfohlene Plausibilitdatsprifung und ihre eigene Plausibilitatsprifung
zur formellen Richtigkeit, die der nachfolgenden Kontrolle dienen sollte, in einzel-
nen Prifschritten voneinander abwichen, obwohl beide Priifungen nach Ansicht
der Statistik Austria inhaltlich Gbereinstimmen sollten. Die Statistik Austria adap-
tierte ihre eigene Plausibilitdtsprifung durch zusatzliche Prifschritte aufgrund von
neuen Erfordernissen, ohne diese zusatzlichen Prifschritte auch in die empfohlene
Plausibilitatspriifung fir die Gemeinde— und Landesebene aufzunehmen.

Der RH empfahl der Statistik Austria, die den Ldndern und Gemeinden empfohlene
und die eigene Plausibilitatspriifung aufeinander abzustimmen, den zugrunde lie-
genden Leitfaden erforderlichenfalls zu aktualisieren und Anderungen des Leitfa-
dens auch aktiv zu kommunizieren.

Der RH stellte weiters kritisch fest, dass die Statistik Austria im Zuge der Plausibili-
tatsprifung auf formelle Richtigkeit eine automatische Korrektur auch von solchen
Sachverhalten ohne Riicksprache mit den Gemeinden durchfiihrte, bei denen meh-

Entfernung jener Daten, die Zwecken der Lander dienten, d.h. die Daten zur Mittelfristigen Finanzplanung;
oder andere Satzarten als 01 bis 09

z.B. in den Satzarten 03 (Schulden und Verbindlichkeiten) und 04 (Finanzvermégen und Forderungen) beim
Merkmal Wahrung abweichende Schreibweisen ersetzen: bei Eur durch EUR, bei SFR durch CHF, bei JEN
durch JPY; beim Landescode AO durch AT

Z.B. wenn bei den Finanzierungsinstrumenten Kredit (1) und Wertpapiere (2) als Deckungsart gemalR
VRV 1997 Anlage 6 lit. a nicht 1 (Schulden, deren Schuldendienst mehr als zur Halfte aus allgemeinen De-
ckungsmitteln getragen wird), 2 (Schulden fir Einrichtungen der Gebietskérperschaften, bei denen jahrliche
ordentliche Einnahmen in der Héhe von mindestens 50 % der ordentlichen Ausgaben erzielt werden), 3
(Schulden, die fir andere Gebietskorperschaften aufgenommen worden sind und deren Schuldendienst
mindestens zur Halfte erstattet wird) oder 4 (Schulden, die fiir sonstige Rechtstrager aufgenommen worden
sind und deren Schuldendienst mindestens zur Halfte erstattet wird) angegeben ist, wird automatisch auf
die Deckungsart 1 korrigiert.
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23.3

23.4

Feedback

24.1

rere Eingabemoglichkeiten bestanden. D.h. die automatische Korrektur konnte
auch unrichtig sein.

Der RH empfahl daher der Statistik Austria, kiinftig keine automatischen Korrekturen
der gemeldeten Daten ohne Riicksprache mit den Gemeinden vorzunehmen, wenn
mehrere Dateneingaben moglich sind und die automatische Korrektur nicht zwin-
gend die richtige darstellt. Dafiir konnte nach Ansicht des RH die Nacherhebung ge-
nutzt werden, welche die Statistik Austria ohnedies bei unvollstandigen oder unplau-
siblen Sachverhalten im Anschluss an die Plausibilitatsprifung durchfiihrte.

Die Statistik Austria teilte in ihrer Stellungnahme mit, dass sie zum Zwecke einer
effizienten, 6konomischen und vor allem raschen Aufarbeitung der 2,2 Millionen
Datensatze die automatische Korrektur beibehalte. Besonders wichtig erachte die
Statistik Austria dabei den Vergleich mit den Quartalsdaten, um zu gewahrleisten,
dass allfallige Fehler gleich korrigiert wiirden. Durch die Riickmeldung aller fehler-
haften Datensatze kdnnten die betroffenen Gemeinden angehalten werden, ent-
sprechende Korrekturen vorzunehmen.

Der RH blieb bei seiner Empfehlung, automatischen Korrekturen ohne Riicksprache
mit den Gemeinden, insbesondere bei jenen Sachverhalten mit mehreren Eingabe-
moglichkeiten, zu vermeiden. Inwieweit die von der Statistik Austria vorgeschla-
gene Rickmeldung aller fehlerhaften Datensatze an die Gemeinden wiederum eine
ausreichende Riickmeldung durch die Gemeinden an die Statistik Austria zur Folge
haben kann, war fiir den RH nicht beurteilbar.

(1) Aufgrund der Einfihrung der neuen Datenschnittstelle erstellte die Statistik
Austria im November 2015 einmalig ein ausfiihrliches Feedback zur ersten Daten-
meldung der Jahresdaten 2014. Dies sollte durch Klarung von haufig gestellten Fra-
gen und Hilfestellungen zu einer Verbesserung der Datenqualitdt der kommenden
Erhebungen beitragen.

In den Vor— und Folgejahren umfasste das Feedback zwei Teile: einerseits einen
Uberblick Giber Umfang und Qualitat der Daten je Bundesland mit einem Vergleich
zum Vorjahr und andererseits drei Tabellen Gber nicht VRV 1997—konforme Verbu-
chungen (detailliert auf Kontenebene je Gemeinde). Fiir die Quartalsdaten erstellte
die Statistik Austria ein gesondertes Feedback zuletzt im Juni 2015.

(2) Bei der formellen Kontrolle bewertete die Statistik Austria die Qualitdt der Daten
durch Bezifferung der von ihr festgestellten Fehler je Satzart je Bundesland und tber-
mittelte diese Bewertung in Form des Feedbacks im Herbst an die Lander. Von insge-
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24.2

50

samt 49 Priifschritten traten bei 22 Fehler auf, wovon 21 Fehlercodes in der Feed-
backmeldung erfasst waren.*° Die konkreten Detailinformationen zu den gepriiften
Fehlercodes und den zugrunde liegenden Fehlern — die Angabe der konkreten Ge-
meinde, des fehlerhaften Datensatzes und des Fehlercodes — stellte sie den Lédndern
aber nicht automatisch zur Verfligung. Einzelne Lander (Steiermark, Tirol und Vorarl-
berg) erkundigten sich aktiv bei der Statistik Austria mit dem Ersuchen, Detailinfor-
mationen zu den konkreten Fehlern zu erhalten, um erforderlichenfalls die eigenen
Priifroutinen nachzubessern.

Der RH stellte kritisch fest, dass die Statistik Austria den Landern die im Zuge ihrer
Plausibilitatspriifung festgestellten Fehler im Feedback nur durch Bezifferung der
festgestellten Fehler je Satzart je Bundesland kommunizierte. Eine vollstdndige und
konkrete Detailinformation zu den gepriiften Fehlercodes und den festgestellten
Fehlern Gbermittelte sie den Landern hingegen nicht. Die Lander mussten aktiv
erfragen, welche konkreten Fehler dieser Auswertung zugrunde lagen.

Der RH empfahl daher der Statistik Austria, den Landern kiinftig nach Abschluss der
Plausibilitatspriifung die Detailinformationen zu den gepriften Fehlercodes und
den festgestellten Fehlern bei der Priifung der formellen Richtigkeit automatisch
zur Verfigung zu stellen. Dabei wéaren die fehlerhaften Datensatze bzw. die Be-
zeichnung der jeweiligen Gemeinde und des fehlerhaften Datensatzes samt Fehler-
codes zu Ubermitteln.

Der RH stellte kritisch fest, dass nur einzelne Lander (Steiermark, Tirol und Vorarl-
berg) aktiv Detailinformationen zu den von der Statistik Austria im Feedback fest-
gestellten Fehlern einholten.

Er empfahl den Landern Burgenland, Karnten, Niederosterreich, Oberdsterreich
und Salzburg, kiinftig aktiv Detailinformationen bei der Statistik Austria einzuholen,
wenn die Gbermittelten Feedbacks zu festgestellten Fehlern keine ausreichend de-
taillierte Grundlage zur Verbesserung der eigenen Priifroutinen bieten.

Weiters kritisierte der RH, dass die Statistik Austria nur einmal jahrlich ein Feed-
back zu aufgetretenen Fehlern ibermittelte und nicht bereits zeitnah nach Priifung
der Quartalsdaten. Ein zeitnahes Feedback an die Landesstellen wiirde diesen er-
moglichen, eine Richtigstellung noch im laufenden Haushaltsjahr vor Erstellung des
Rechnungsabschlusses zu veranlassen.

Der RH empfahl daher der Statistik Austria, kiinftig den Landern zeitnah nach Pri-
fung der jeweiligen Quartalsdaten ein Feedback zu festgestellten formalen Fehlern
zu Ubermitteln.

Nicht erfasst waren die festgestellten Fehler zum zusatzlich eingefligten Priifschritt Fehlercode 3.11.
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Das Land Burgenland teilte in seiner Stellungnahme mit, es wiirde aktiv Detailinforma-
tionen bei der Statistik Austria einholen, sollte das Feedback der Statistik Austria keine
ausreichende Grundlage zur Verbesserung der eigenen Prifroutinen darstellen.

Das Land Karnten fiihrte in seiner Stellungnahme aus, dass es kiinftig die Statistik
Austria um die Ubermittlung eines detaillierten Fehlerberichts ersuchen werde, um
diesen als Grundlage zur Verbesserung der bisher vorgesehenen Priifroutinen her-
anziehen zu kénnen.

Das Land Niederosterreich teilte in seiner Stellungnahme mit, dass eine Abstim-
mung mit der Statistik Austria schon bisher problemlos moglich gewesen sei und
auch kiinftig — wenn auch nicht immer schriftlich dokumentiert — erfolgen werde.
Darliber hinaus hielt das Land Niederdsterreich fest, dass ein Feedback zu den
Quartalsdaten zwar hilfreich sein konnte, wies aber darauf hin, dass nur mit den
Jahresrechnungsabschliissen der Gemeinden alle Plausibilitatsparameter vorlagen.

Das Land Oberosterreich kiindigte in seiner Stellungnahme das kiinftige Einholen
detaillierter Informationen zu den Gbermittelten Feedbacks an. Es regte zudem an,
dass im Sinne einer Verwaltungsvereinfachung detaillierte Fehlerinformationen
durch die Statistik Austria proaktiv an die Lander Gbermittelt werden sollten.

Das Land Vorarlberg wies in seiner Stellungnahme darauf hin, dass es ein zeitnahes
und detailliertes Feedback der Statistik Austria zu den Jahres— und Quartalsmel-
dungen begriiBe, da auf dessen Basis die landesseitig angewendeten Prifroutinen
angepasst und optimiert wiirden.

Die Statistik Austria kilindigte in ihrer Stellungnahme an, dass sie ab der Erhe-
bung 2017 den Gemeindeaufsichten alle fehlerhaften Datensdtze mit den dazuge-
horigen Fehlermeldungen im Rahmen der Feedback—Meldung zu den Jahresdaten
zur Verfligung stellen werde. Darliber hinaus teilte die Statistik Austria mit, dass sie
aus zeitokonomischen Griinden kein zeitnahes Feedback zu allen Quartalsmeldun-
gen geben werde, aber ein regelmiRiges Feedback zeitnah nach der Ubermittlung
der Daten zum 3. Quartal an die Statistik Austria plane.

Inhaltliche Plausibilitatspriifung; Nacherhebung

25.1

(1) Nachdem die Statistik Austria die Daten auf deren formelle Richtigkeit geprift
und die Fehler behoben hatte, flihrte sie eine Plausibilitdtspriifung zur inhaltlichen
Richtigkeit der Daten vor. Diese Priifschritte hatte die Statistik Austria auch den
Lindern und Gemeinden fir ihre Plausibilitatsprifung empfohlen. Tatsachlich setz-
ten nur Tirol und die Steiermark eine solche inhaltliche Plausibilitatsprifung vor
Weiterleitung der Daten an die Statistik Austria um (siehe TZ 18).
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Die inhaltliche Plausibilitdtspriifung durch die Statistik Austria erfolgte einerseits
manuell anhand eines ausgedruckten Datenblatts je Gemeinde (Gemeindeblatt)
flr sdmtliche Gemeinden. Im Gemeindeblatt waren die wichtigsten Werte zum Teil
aggregiert und den Vergleichszahlen des Vorjahres gegeniibergestellt. Weiters
nahm die Statistik Austria auch einen elektronischen Abgleich des Datenbestands
vor. Die Beurteilung eines Sachverhalts® auf dessen Nacherhebungsrelevanz er-
folgte gesondert fiir jeden Einzelfall.

(2) Da fur die Statistik Austria ein plausibler Datenbestand auf aggregierter Ebene
und nicht auf Einzelkontenebene maRgeblich war, unterliel} sie einen Abgleich auf
Ubereinstimmung der Werte mit dem Vorjahr auf Einzelkontenebene. Die Feststel-
lung allfalliger Abweichungen, bspw. auf Ebene der einzelnen Darlehen bei nicht
korrekt gebuchten Umschuldungen, waren nicht Ziel und Inhalt der Plausibilitats-
prifung der Statistik Austria.

(3) Waren die Daten unvollstandig — fehlte etwa die Angabe des Hebesatzes fur die
Grundsteuer — oder wiesen die Werte auffallige Abweichungen zum Vorjahr auf
oder stimmten z.B. bei Darlehen und Haftungen die Endstande des Vorjahres nicht
mit den Anfangsstanden des aktuellen Jahres (iberein, erfasste die Statistik Austria
die jeweiligen Datensatze in einer Excel-Liste je Bundesland und tGbermittelte sie
den Landern zur Nacherhebung (siehe Anhang V).

(4) In der nachstehenden Tabelle ist die Anzahl der Gemeinden, bei denen in den
einzelnen Teilbereichen Nacherhebungen zu den Rechnungsabschlussdaten 2015
erforderlich waren, im Landervergleich dargestellt. Der RH fasste dafiir die 49 ein-
zelnen Kennzahlen, zu denen die Statistik Austria Nacherhebungen durchfiihrte, in
elf Gruppen (Sachverhalten) zusammen.

Die Statistik Austria unterzog 49 ausgewahlte Kennzahlen dieser inhaltlichen Plausibilitatsprifung (siehe
Anhang V).
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Tabelle 12: Anzahl der erforderlichen Nacherhebungen zum Rechnungsabschluss 2015 im
Landeriiberblick

2 s 5| o | 3 =

s e g 5 £ 2

@ 0 ) a & >

Anzahl
Gemeinden insgesamt 171 | 132 | 573 | 442 | 119 | 287 | 279 | 96 | 2.099
Gemeinden mit zumindest einer Nacherhebung zu folgendem Sachverhalt*
Gesamtschulden 4 11 48 4 7 2 0 4 80
Schulden Abschnitt 85-89 2 8 60 17 4 3 0 5 99
Beteiligungen 4 4 16 3 4 0 0 10 41
Wertpapiere 4 0 6 0 1 0 0 2 13
gegebene Darlehen 1 2 10 5 0 0 7 27
Riicklagen 2 1 19 4 4 1 0 10 41
Haftungen 13 5 29 19 7 1 1 9 84
Gemeindebedienstete 27 22 119 45 20 18 12 12| 275
vermietetes Personal 2 25 3 1 2 1 1 35
Hebesatz 1 4 0 7 40 42 0 0 26 119
Hebesatz 2 4 0 9 44 44 0 0 26| 127
nacherhobene Sachverhalte in den Gemeinden 65 55| 348| 181| 139 27 14| 112 941
Gemeinden mit Nacherhebung 39 31| 186 98 69 20 13 46| 502
in %

Anteil der Gemeinden mit Nacherhebung 228| 235| 325| 222| s80| 70| 47| 479 239

1 Der RH zihlte pro Gemeinde maximal eine Nacherhebung je Sachverhalt, d.h. nur eine Nacherhebung im Bereich Gesamtschulden,
auch wenn mehrere der Untergliederungen (Gliederung nach Deckungsart und nach Glaubiger) davon betroffen waren.

Quellen: Statistik Austria; RH

(5) Im Jahr 2016 waren insgesamt 502 Gemeinden von der Nacherhebung zu den
Jahresdaten 2015 betroffen. In vielen dieser Gemeinden waren zu mehreren Sach-
verhalten Nacherhebungen erforderlich, sodass die Anzahl der nacherhobenen
Sachverhalte bei 941 lag.

(6) In Tirol war der Anteil der Gemeinden, die von Nacherhebungen zu den Rech-
nungsabschlussdaten des Jahres 2015 betroffen waren, mit 4,7 % am niedrigsten.
13 von den insgesamt 14 erfassten Nacherhebungssachverhalten betrafen den Be-
reich Personal. Dariiber hinaus gab es nur eine Nacherhebung zu einer Haftung.
Das Land Tirol erstellte lberdies einen ausfiihrlichen Bericht lber seine durchge-
fUhrte Plausibilitatsprifung, sodass eine gesonderte Nacherhebung durch die Sta-
tistik Austria nicht mehr erforderlich war.
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(7) In der Steiermark war der Anteil der betroffenen Gemeinden mit rd. 7,0 %
ebenfalls verhaltnismaRig niedrig. Der hochste Anteil entfiel dort, wie auch in den
Landern Burgenland, Karnten, Niederdsterreich und Tirol, auf den Bereich Perso-
nal. In Oberdsterreich, Salzburg und Vorarlberg betraf der héchste Anteil die Hebe-
satze der Grundsteuer A und B.>?

(8) Der hochste Anteil an von der Nacherhebung betroffenen Gemeinden lag mit
rd. 58,0 % in Salzburg, gefolgt von Vorarlberg mit 47,9 % und Niederdsterreich mit
32,5 %. Dies resultierte daraus, dass diese drei Lander im Wesentlichen nur die
empfohlene Plausibilitatsprifung der Statistik Austria zur formellen Richtigkeit
durchfiihrten, aber keine weitergehenden Plausibilitdatsprifungen zur inhaltlichen
Richtigkeit (siehe TZ 17 und TZ 18).

(9) Stellte die Statistik Austria etwa Abweichungen bei den Endstédnden des Vorjah-
res gegenliber den Anfangsstanden des aktuellen Jahres fest, waren ihrer Ansicht
nach die ,korrekten” Werte malRgebend und von den Gemeinden nachzumelden.
Diese Werte konnten aber von den im Gemeinderat beschlossenen Werten abwei-
chen.

(10) Mit Ausnahme von Oberdsterreich nahmen die Lander an den elektronisch
vorhandenen Gemeindehaushaltsdaten keine Anpassungen vor. Der elektronische
GHD—Bestand auf Gemeinde— und Landesebene sowie die Werte der beschlosse-
nen Rechnungsabschliisse in Papierform wichen daher vom Datenbestand der Sta-
tistik Austria ab. In Oberdsterreich versuchte ein Mitarbeiter des Landes, die auf
aggregierter Ebene nachgemeldeten Daten auf Einzelkontenebene in der Original—
Text—Datei der jeweiligen Gemeinde zuzuordnen und zu korrigieren, und erstellte
notfalls ein fiktives Hilfskonto, um die Abweichungen laut Nacherhebung in den
Datenbestand ibernehmen zu kénnen.

Der RH stellte kritisch fest, dass die Lander mit Ausnahme von Steiermark und Tirol
keine inhaltliche Plausibilitatspriifung durchfiihrten, weshalb allfdllige Nacherhe-
bungen erforderlich waren, fir die nur ein kurzer Zeitrahmen von einem Monat zur
Verfligung stand. Wie der RH ebenfalls feststellte, verfligten die meisten Lander
bereits Uber die technischen Moglichkeiten dazu, jedoch wurden diese vor Weiter-
leitung der Daten an die Statistik Austria noch nicht vollstdndig genutzt.

Der RH bekraftigte daher seine Empfehlungen in TZ 18 an die Lander Burgenland,
Karnten, Niederosterreich, Oberdsterreich, Salzburg und Vorarlberg, vor Weiterlei-
tung der Daten an die Statistik Austria inhaltliche Plausibilitatsprifungen durchzu-
fUhren.

Diese war fir die Berechnung der Finanzkraft der Gemeinden nach dem FAG 2008 malgeblich.
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Weiters stellte der RH wiederholt kritisch fest, dass die Lander mit Ausnahme von
Tirol den vorgesehenen Bericht (iber die durchgefiihrte Plausibilitatsprifung nicht
an die Statistik Austria Gbermittelten. Am Beispiel von Tirol konnte der Nutzen ei-
nes derartigen Berichts aufgezeigt werden, weil darin die Griinde fiir Abweichun-
gen im Vorjahresvergleich angefiihrt waren, sodass eine gesonderte Nacherhebung
zu diesen Sachverhalten unterbleiben konnte.

Der RH verwies auf seine Empfehlung aus TZ 15 an die Léander Burgenland, Karnten,
Niederdsterreich, Oberdsterreich, Salzburg, Steiermark und Vorarlberg, den vorge-
sehenen Bericht Uber die durchgefiihrte Plausibilitatspriifung zu erstellen und an
die Statistik Austria zu ibermitteln.

Der RH stellte kritisch fest, dass die Nacherhebung durch gesonderte Excel-Dateien
im Ergebnis dazu fuhrte, dass der elektronische Bestand an Gemeindehaushaltsda-
ten, der auf Gemeinde— und Landesebene vorhanden war und den beschlossenen
Rechnungsabschlussdaten zu entsprechen hatte, vom Datenbestand der Statistik
Austria abwich. Nach Ansicht des RH musste dies zwangslaufig zu weiteren Abwei-
chungen zwischen dem Datenbestand der Statistik Austria und den von den Ge-
meinden gemeldeten Daten in den Folgejahren fihren.

Weiters stellte der RH kritisch fest, dass das Land Oberdsterreich die von den Ge-
meinden libermittelten beschlossenen Gemeindehaushaltsdaten auf Einzelkonten-
ebene anhand der aggregierten Korrekturwerte der Nacherhebung veranderte.
Auch dies musste nach Ansicht des RH in Folgejahren zwangsldufig zu Abweichun-
gen zwischen dem Datenbestand der Gemeinden und des Landes fiihren.

Der RH empfahl den Landern daher, die inhaltliche Plausibilitatsprifung bereits auf
Landesebene vorzusehen, um dadurch die Nacherhebung und daraus resultierende
divergierende Datenbestdnde auf Ebene der Gemeinden, der Lander und der Sta-
tistik Austria zu vermeiden.

Das Land Burgenland teilte in seiner Stellungnahme mit, dass eine vollstandige in-
haltliche Uberpriifung der Daten neben der kiinftig verfiigbaren Plausibilitatsprii-
fung durch die Portallésung weiterhin durch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
der Finanzabteilung erfolge. Das Land Burgenland sicherte weiters zu, ab dem
Jahr 2018 einen Bericht iber die Plausibilitatspriifungen zu erstellen und der Sta-
tistik Austria zu Ubermitteln.

Das Land Karnten teilte in seiner Stellungnahme mit, dass es inhaltliche Plausibili-
tatspriufungen bereits durch die zustdandige Fachabteilung durchfiihre und weitere
Schritte setze, um kiinftig die erforderlichen Nacherhebungen zu minimieren.
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Das Land Nieder¢sterreich nahm in seiner Stellungnahme die Empfehlung zur
Kenntnis, wies jedoch im Sinne eines verwaltungsdkonomischen und kostenspa-
renden Vorgehens darauf hin, dass aus seiner Sicht eine standardisierte inhaltliche
Plausibilitatspriifung bereits unmittelbar in den Anwendungsprogrammen bei den
Gemeinden und nicht erst im Nachhinein bei den Landern erfolgen solle.

Das Land Steiermark begriiSte ausdriicklich die Anerkennung durch den RH zur
Durchfiihrung einer inhaltlichen Plausibilitdtsprifung vor Weiterleitung der Daten
an die Statistik Austria und die Empfehlung des RH, diese bereits auf Landesebene
vorzusehen.

Das Land Vorarlberg merkte in seiner Stellungnahme an, dass bei 15 der betroffe-
nen 46 Gemeinden ausschlieBlich Nacherhebungen im Bereich der Hebesatze und
bei sieben weiteren Gemeinden lediglich Korrekturen im Bagatellbereich notwen-
dig gewesen seien. Aus Sicht des Landes Vorarlberg hatten diese Fehler vermieden
werden kénnen, wenn zu den vorangegangenen Meldungen ein zeitnahes Feed-
back durch die Statistik Austria Gbermittelt worden ware. Zudem seien die von der
Statistik Austria hinterlegten Prifroutinen des Kriteriums Plausibilitat nicht bekannt
gegeben worden und somit fiir das Land Vorarlberg nicht nachvollziehbar gewesen.

Entwicklungspotenziale und Best Practice-Lésungen

26.1

(1) Im Zusammenhang mit der Qualitatssicherung der Gemeindehaushaltsdaten
hob der RH die aus seiner Sicht wesentlichen Voraussetzungen fiir eine Ubermitt-
lung qualitativ hochwertiger Daten zusammenfassend hervor:

— eine klare Definition der erforderlichen QualitatssicherungsmaRnahmen auf Ge-
meinde— und Landesebene in der Gebarungsstatistik—VO (TZ 5),

— weiterfihrende Erklarungen, Erlduterungen, Hinweise, Definitionen etc. zur ein-
heitlichen Vorgangsweise z.B. in einem Benutzerhandbuch (TZ 7),

— die Definition eines Mindeststandards an Qualitatssicherung mit konkret vorge-
gebenen Prifschritten auf Gemeinde— und Landesebene (TZ 8),

— zeitliche Vorgaben (Fristen), die einen ausreichenden Zeitrahmen fiir die Plausi-
bilitatsprifung und eine allféllige Fehlerbehebung gewéhrleisten (TZ 11),

— landesgesetzliche Vorgaben (Fristen), die den Ldndern eine Ubermittlung von
Rechnungsabschlussdaten ermdéglichen, die bereits vom Gemeinderat geneh-
migt waren (TZ 12),



Qualitatssicherung der Gemeindehaushaltsdaten H

das AusschlieRen von Fehlerquellen bereits in den Haushaltsverrechnungssyste-
men der Gemeinden (TZ 10),

die Implementierung von weitreichenden formellen und inhaltlichen Priifrouti-
nen (TZ 17, TZ 18),

die Vollstandigkeit der Daten, die Gbermittelt werden (TZ 19) und

ein zeitnahes und detailliertes Feedback zu den festgestellten Fehlern durch die
Statistik Austria (TZ 24).

(2) Im Rahmen seiner Gebarungstberpriifung hielt der RH nachstehende Entwick-
lungspotenziale fest, die — vor allem im Zusammenhang mit der erforderlichen

Prifung der Rechnungsabschliisse der Gemeinden durch die Gemeindeaufsich-
ten — zu einer Hebung der Effizienz der Abldufe und/oder einer Steigerung der
Qualitdt der Gemeindehaushaltsdaten fiihren kénnen:

die Datentibermittlung tber ein Portal als eine ressourcenschonende Moéglich-
keit, Daten einer automatisierten Plausibilitdtskontrolle zuzufiihren (TZ 10),

die Nutzung einer Testprifung der Rechnungsabschliisse vor Beschlussfassung
durch den Gemeinderat (TZ 13),

die Nutzung der elektronischen Gemeindehaushaltsdaten zur Prifung der Rech-
nungsabschliisse der Gemeinden (TZ 18),

die Bereitstellung samtlicher Satzarten bei der Datenlieferung zum 4. Quartal
(statt der verpflichtend vorgeschriebenen Satzarten 01 bis 04) — festgestellte
Fehler kdnnen dadurch vor der Erstellung des Rechnungsabschlusses behoben
werden (TZ 14) und

Kontrollen Gber die Kontrollanforderungen der Statistik Austria hinaus fir eine
hohere Qualitat der Daten durch weiterfiihrende Priifungen, Plausibilisierungen
und Auswertungen (TZ 18).

(3) Der RH stellte in nachstehender Tabelle zur Ermittlung eines Best Practice—Mo-
dells ausgewahlte Qualitatsindikatoren dar:
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Tabelle 13:

Dateniiber-
mittlung®

elektronische
Priifung von

Rechnungs-

abschliissen?

Ermittlung Best Practice—Modell

Qualitat der

Priifroutinen der
Linder®

Gemeinden
ohne Fehler?

erforderliche
Nacherhebungen®

Burgenland E-Mail ja—nach Daten- |y benerfiillt |  >30% <80 % >10 % <30 %
Ubermittlung
Karnten Portal nein Vorgaben erfiillt <30 % 210 % <30 %
: . . VT ja—nach Daten- Zu wenige o o
Niederosterreich E—Mail/Portal Aol Vorgaben erfilllt <30 % >30 %
Oberosterreich E-Mail nein Vorgaben erfiillt <30 % 210 % <30 %
. . Zu wenige
Salzb E-Mail <309 >309
alzburg ai nein Vorgaben erfilllt 30 % 30 %
Steiermark Portal Ja = vor Daten- Vorgaben erfiillt >80 % <10 %
tbermittlung
Tirol Portal JE,‘. N vor.Daten- Vorgaben erfillt >80 % <10 %
Ubermittlung
Vorarlberg E-Mail nein vVor'gaben" nicht beurteilt® >30 %
teilweise erfillt

! siehe TZ 10, Tabelle 2

2 sieheTZ 18

3 siehe TZ 17, Tabelle 7

4 siehe TZ 21, Tabelle 10 (ohne die zwei hiufigsten Fehler)

5 siehe TZ 25, Tabelle 12

& Aufgrund des Haushaltssystems der Gemeinden Vorarlbergs auf doppischer Basis konnte der RH seine Fehleranalyse nicht durchfiihren.

26.2

Quellen: Statistik Austria; Lander Burgenland, Karnten,
Niederdsterreich, Oberosterreich, Salzburg, Steiermark, Tirol und Vorarlberg; RH

Nach Ansicht des RH bestand ein Zusammenhang zwischen den durch die Qualitat
der Prifroutinen der Lander erreichten niedrigeren Fehlerquoten und der Weiter-
verwendung der elektronischen Gebarungsdaten zur Prifung der Rechnungsab-
schliisse der Gemeinden. Die Lédnder Steiermark und Tirol, welche die umfassends-
ten Priifroutinen implementiert hatten, stellten auch im Prozessablauf sicher, dass
durch formelle und inhaltliche Plausibilitatsprifungen sowohl qualitatsgesicherte
Daten in die Rechnungsabschliisse einflossen als auch an die Statistik Austria wei-
tergeleitet wurden.

Der RH stellte fest, dass die Lander Steiermark und Tirol durch die Kombination aus
einem Datenportal als Ubertragungsweg, weitreichenden Priifroutinen und einem
schllssigen Prozessablauf die Qualitdtssicherung der Gemeindehaushaltsdaten so
durchfiihrten, dass die Fehler— und Nacherhebungsquote niedrig war. Dariber hin-
aus fuhrten die beiden Lander auch umfassende Priifungen der Rechnungsabschliisse
der Gemeinden noch vor deren Beschlussfassung im Gemeinderat durch.
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Der RH stufte deshalb die Qualitatssicherungssysteme der Lander Steiermark und
Tirol als Best Practice—Beispiele ein.

Das Land Steiermark begriiRte die Anerkennung durch den RH ausdriicklich.

Meldung von auBerbudgetdren Einheiten und Gemeindeverbanden

AuBerbudgetare Einheiten

27.1

27.2

Nach & 5 Gebarungsstatistik—VO 2014 waren die Gemeinden verpflichtet, kontrol-
lierte Einheiten des 6ffentlichen Sektors sowie neu geschaffene Einheiten an die
Statistik Austria zu melden. Im Rahmen der Erhebung der Gemeindehaushaltsda-
ten erfolgte die Datenmeldung dieser auRerbudgetdren Einheiten (bspw. Beteili-
gungen, Stiftungen, Fonds) mittels Webfragebogen direkt an die Statistik Austria.
Rechnungs— bzw. Jahresabschliisse konnten sowohl nach VRV 1997 als auch nach
Unternehmensgesetzbuch (UGB) libermittelt werden.

Die Statistik Austria fiihrte die Erhebung der aulRerbudgetaren Einheiten ohne Un-
terstitzung der Gemeindeaufsichten der Lander durch. Die Ermittlung der zu erhe-
benden Einheiten, das Anschreiben der Einheiten, die Datensammlung und Urgenz
sowie die Priifung der Gbermittelten Daten erfolgten ausschlieflich durch die Sta-
tistik Austria. Eine Weiterleitung der Daten der aullerbudgetdren Einheiten an die
Gemeindeaufsichten fand nicht statt.

Im Gegensatz zu den Gemeindehaushaltsdaten waren die Gemeindeaufsichten
vom Informations— und Datenfluss der auRerbudgetaren Einheiten abgeschnitten,
da diese ihre Ergebnisse direkt an die Statistik Austria meldeten. Die tiber die GHD—
Schnittstelle bei den Gemeinden erhobene und lber die Gemeindeaufsicht liber-
mittelte Satzart 08 enthielt zwar Daten iber auBerbudgetére Einheiten, diese dien-
ten aber nur der von der Statistik Austria durchgefiihrten Abgrenzung des Sektors
Staat.

Eine umfassende Priifkompetenz fir rechtlich selbststindige und ausgegliederte
Einheiten war bei keiner Gemeindeaufsicht gegeben. Diese konnten Informationen
nur bei der Prifung von Gemeinden hinsichtlich der Wahrnehmung der Beteili-
gungsrechte oder durch die Einholung einer Unterwerfungserklarung im Zuge der
Genehmigung neuer ausgegliederter Einheiten erhalten.

Nach Ansicht des RH ist eine inhaltliche Plausibilitatsprifung der Daten auBerbud-
getdrer Einheiten von Gemeinden nur unter Einbindung der Gemeindeaufsichten
wirkungsvoll, da diese den Zusammenhang mit den Daten der Gemeindehaushalte
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herstellen und dabei auf ihre Priiferfahrung als Gemeindeaufsicht in den jeweiligen
Gemeinden zuriickgreifen kdnnen.

In diesem Zusammenhang wies der RH auf die weitgehend fehlende Prifkompe-
tenz der Gemeindeaufsichten fiir aullerbudgetare Einheiten hin, wodurch diese
den bei vielen Gemeinden bestehenden Einfluss der auRerbudgetaren Einheiten
auf die Haushaltsgebarung nur eingeschrankt bei Beurteilung der finanziellen Lage
bericksichtigen konnten.

Der RH empfahl daher dem Ministerium und den Landern, in ihrem jeweiligen Wir-
kungsbereich Rahmenbedingungen zu schaffen, die den Gemeindeaufsichten eine
Datengrundlage fiir eine umfassende Beurteilung der finanziellen Gebarung der
einzelnen Gemeinden unter Einbeziehung der auBerbudgetdren Einheiten bietet.

Das Land Burgenland regte in seiner Stellungnahme an, dass die Statistik Austria den
Aufsichtsbehorden eine zusammenfassende Darstellung der gelieferten Daten zur Ver-
flgung stellen solle, solange keine landesgesetzlichen Regelungen fiir die umfassende
Beurteilung der finanziellen Gebarung der auRRerbudgetdren Einheiten vorgesehen
sind.

Das Land Niederosterreich beflirwortete in seiner Stellungnahme ein standardisier-
tes Vorgehen unter Federfiihrung des Ministeriums.

Das Land Steiermark unterstiitzte in seiner Stellungnahme die Uberlegung des RH.
Durch standardisierte Schnittstellen, Prozesse und Priifroutinen kdnnten — auch in
Bezug auf die Erhebung der auBerbudgetiren Einheiten — dem Osterreichischen
Koordinationskomitee bessere Daten als bisher zur Verfligung gestellt werden und
das Landeskoordinationskomitee Steiermark kdnnte seiner Steuerungsfunktion
besser als bisher nachkommen.

Das Land Tirol teilte in seiner Stellungnahme mit, es werde die Empfehlung des RH
prifen.

Gemeindeverbande

28.1

Von der Meldeverpflichtung gemaR § 5 Gebarungsstatistik—VO 2014 waren auch die
Gemeindeverbdande umfasst. Die Meldung der Gebarungsdaten der Gemeindever-
bande erfolgte direkt an die Statistik Austria Gber die Schnittstelle fir Gemeindehaus-
haltsdaten oder mittels Excel-Formular. Beide Erhebungsvarianten nutzten die Ge-
meindeverbdande in etwa gleichem AusmaB. Eine Weiterleitung der Daten der
Gemeindeverbdnde an die Gemeindeaufsichten durch die Statistik Austria fand nicht
statt.
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28.2

28.3

Bei der Erhebung der Gemeindeverbandsdaten nannte die Statistik Austria u.a.
zwei Problemfelder:

— Unvollstandige Erfassung: Eine eindeutige Definition von Gemeindeverbdanden
nach klaren Kriterien fehlte nach Ansicht der Statistik Austria. Eine Erfassung der

Gemeindeverbadnde in einem Register (z.B. Unternehmensregister fir Verwal-
tungszwecke) bzw. eine Namenskonvention zur Kennzeichnung von Gemeinde-
verbdanden war ebenfalls nicht gegeben, sodass die Statistik Austria eine voll-
standige Erfassung nicht gewahrleisten konnte.

— Doppelerfassung: Rechnungsabschliisse von Gemeindeverbianden waren in

manchen Fallen in den Gemeindehaushalten integriert und wurden aber zusatz-
lich noch an die Statistik Austria gemeldet.

Eine Prifkompetenz der Gemeindeaufsichten hinsichtlich der Gemeindeverbande
war in allen Landern gegeben. Die rechtlichen Regelungen zu den Gemeindever-
banden fanden sich teilweise in den jeweiligen Gemeindeordnungen oder in eige-
nen Landesgesetzen.

Nach Ansicht des RH war eine vollstandige Erfassung aller Gemeindeverbadnde durch
die Statistik Austria unter den derzeitigen Rahmenbedingungen nicht gesichert.

Der RH empfahl dem Ministerium und den Landern, in ihrem Wirkungsbereich die
Voraussetzungen fiir ein einheitliches Register von aktiven Gemeindeverbanden
unter Beriicksichtigung der bereits vorhandenen Datenbestdnde (veroffentlichter
Datenbestand des RH nach dem Medienkooperations— und —férderungs—Transpa-
renzgesetz, MedKF-TG) zu schaffen, um eine vollstandige Erfassung zu ermogli-
chen.

Das Ministerium teilte in seiner Stellungnahme mit, dass es ebenfalls die Notwen-
digkeit eines einheitlichen Registers der aktiven Gemeindeverbdnde sehe. Es habe
daher bereits Gesprache mit der Statistik Austria gefiihrt. Umsetzungsvorschlage
wirden nunmehr mit den Landern und Gemeinden diskutiert.

Das Land Burgenland flihrte in seiner Stellungnahme aus, dass jene Gemeindever-
bande, fur die die Fachabteilung gemaR dem Burgenlandischen Gemeindever-
bandsgesetz die Aufsichtsbehorde darstelle, erfasst seien.

Das Land Karnten beflirwortete in seiner Stellungnahme eine bundesweit einheit-
liche Vorgabe zur Erstellung eines Registers fiir Gemeindeverbande — unter Beriick-

sichtigung vorhandener Datenbestdnde.

Das Land Steiermark begriiRte die Empfehlung des RH ausdriicklich.
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Gebarungsstatistik und Osterreichischer Stabilititspakt

Uberblick

29

Die Statistik Austria erstellte auf Grundlage der Gebarungsstatistik—VO 2014 die
Gebarung des 6ffentlichen Sektors (Gebarungsstatistik) unter Anwendung europa-
ischer Rechtsvorschriften (TZ 2). In diesem Zusammenhang oblagen der Statistik
Austria auch entsprechende Lieferverpflichtungen an Eurostat.

Dariber hinaus erstattete die Statistik Austria entsprechend den Vorgaben des
Art. 18 OStP 2012 jhrlich einen Bericht an das Osterreichische Koordinationskomi-
tees3. Darin enthalten waren Haushaltskennzahlen von Bund, Landern und Gemein-
den (z.B. 6ffentlicher Haushaltssaldo). Die Daten der Gemeinden stammten aus der
GHD—-Erhebung.

Zweigleisige Erhebungswege

30.1

53

Neben den von der Statistik Austria aufgrund der Gebarungsstatistik—VO 2014 zu
erhebenden Haushaltsdaten der Gemeinden waren von den Gemeindeaufsichten
auf Basis des OStP 2012 ebenfalls Gemeindedaten (z.B. Personaldaten, Mittelfris-
tige Finanzplanung) zu erheben. Diese Daten waren an das zustandige Landeskoor-
dinationskomitee und weiter iiber den Weg des Ministeriums an das Osterreichi-
sche Koordinationskomitee zu Gibermitteln.

Inhalt und Ablauf dieser Datenerhebung waren im OStP 2012 geregelt. Die Daten
der Gemeinden sollten daraus folgend aggregiert fiir das jeweilige Bundesland im
Wege der Gemeindeaufsichten bereitgestellt werden.

Flr die Erhebung stellte das Ministerium den Gemeindeaufsichten eine tabellari-
sche Vorlage entsprechend Anhang 1 und 2 des OStP 2012 bereit, die diese fiir alle
Gemeinden ihres Bundeslandes zusammengefasst bis zum 31. August jeden Jahres
an das Ministerium zu Gbermitteln hatten (siehe TZ 31).

Das Ministerium bereitete die auf diesem Weg eingelangten Daten fiir das Oster-
reichische Koordinationskomitee auf. Nach Auskunft des Ministeriums waren wie-
derholt Riickfragen zu den Datenlieferungen erforderlich. Eine Aufzeichnung tber
die Qualitdt der Datenlieferungen (Fehlerarten, Fehlerhdufigkeit, Datenqualitat
usw.) konnte das Ministerium nicht vorlegen.

Gremium installiert nach Art. 14 OStP 2012, bestehend aus Vertreterinnen und Vertretern von Bund, Lan-
dern und Gemeinden, zur Haushaltskoordinierung, Beschlussfassung zu Fiskalregeln und gegenseitigen In-
formation
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30.2

30.3

Der RH wies kritisch darauf hin, dass neben der Erhebung der Gemeindehaushalts-
daten nach der Gebarungsstatistik—VO 2014 eine zusatzliche Erhebung — ebenfalls
von Gemeindehaushaltsdaten — im Rahmen des OStP 2012 vorgesehen war. Da-
durch kam es zu einem weiteren Erhebungsvorgang bei den Gemeinden und neben
den Gemeindeaufsichten zur Befassung einer zusatzlichen Institution (Ministerium)
im Erhebungsprozess. Die bereits etablierten Ablauf— und Kontrollschritte bei Erhe-
bung der Gemeindehaushaltsdaten sowie mogliche Synergien, bspw. durch einen
Abgleich mit anderen erhobenen Daten im Rahmen einer Plausibilitatspriifung,
wurden daher nicht genutzt.

Der RH empfahl dem Ministerium und den Ldndern, die Voraussetzungen fiir eine
Integration der zusatzlichen Datenanforderungen des Stabilitatspakts in die Geba-
rungsstatistikerhebung zu schaffen.

Zu diesem Zweck empfahl er dem Ministerium, von der Statistik Austria einen Um-
setzungsvorschlag fiir die Integration samtlicher nach dem OStP 2012 fiir das Os-
terreichische Koordinationskomitee erforderlichen Gemeindehaushaltsdaten in die
Gebarungsstatistikerhebung einzuholen.

Das Ministerium teilte in seiner Stellungnahme mit, dass es ebenfalls den Bedarf zur
Optimierung der Prozesse hinsichtlich der Erhebung, des Umfangs und der Qualitats-
sicherung der Daten sehe und es beabsichtige, die erforderlichen MaBnahmen mit
Léndern, Gemeinden und der Statistik Austria abzustimmen und umzusetzen.

Das Land Karnten flihrte in seiner Stellungnahme aus, dass die Erhebung samtlicher
nach dem OStP 2012 fiir das Osterreichische Koordinationskomitee jihrlich zu er-
mittelnden Gemeindehaushaltsdaten lber die Gebarungsstatistikerhebung nach
bundesweit einheitlichen Vorgaben erfolgen solle. Darliber hinaus schlug das Land
Karnten vor, das Ministerium solle einen Leitfaden fiir die Beflllung der gewiinsch-
ten Erhebungsdaten bereitstellen.

Das Land Niederosterreich und das Land Tirol beflirworteten in ihren Stellungnah-
men eine einheitliche, zusammengefasste Erhebung der Daten nach der Geba-

rungsstatistik—VO 2014 und dem OStP 2012.

Das Land Steiermark begriRte die Empfehlungen des RH ausdriicklich.

Erhebungsformulare zum OStP 2012

31.1

(1) Entsprechend den Formularen Anhang 2.1 und Anhang 2.2 des OStP 2012 wa-
ren bei den Gemeinden folgende Daten einschlieRlich ihrer auBerbudgetaren Ein-
heiten (siehe TZ 27) zu erheben:
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Nach Anhang 2.1 waren die Rechnungsabschlussdaten fiir das vorangegangene
und die Voranschlagsquerschnittsdaten fiir das aktuelle und die kommenden vier
Jahre anzugeben; dariiber hinaus waren Verbindlichkeiten der Krankenanstalten
sowie der Gemeindeimmobiliengesellschaften zu melden.

Nach Anhang 2.2 waren sonstige Daten anzufiihren. Darunter fielen der Maast-
richt=Saldo (einschlieRlich auBerbudgetarer Einheiten), EinmalmaRnahmen im
Sinne der Richtlinien zum OStP 2012, der strukturelle Saldo sowie Schulden (ein-
schlieBlich auRerbudgetarer Einheiten) und Haftungen.

(2) Bei den von den Landern an das Ministerium Gbermittelten Daten waren fol-
gende Abweichungen zu den Datenerfordernissen laut Anhang 2 des OStP 2012
feststellbar:

— Die Querschnittsdaten wurden in unterschiedlicher Art gerundet (z.B. rundete
das Land Burgenland auf der 100.000—EUR-Stelle, das Land Niederosterreich
auf der 1.000—EUR-Stelle und das Land Karnten auf der 1-Cent-Stelle).

— Das Land Vorarlberg wies die Gemeindedaten und jene der Gemeindeverbande
aus, obwohl nur die Gemeindedaten anzugeben waren.

— Die Mitberiicksichtigung der geforderten auRerbudgetdren Einheiten erfolgte
hingegen mit einer Ausnahme (Oberdsterreich) nicht.

(3) Bei der Zusammenfihrung der Gemeindedatenmeldungen der Léander durch
das Ministerium waren folgende Abweichungen von den Datenerfordernissen nach
dem OStP 2012 feststellbar:

— Bei der Gesamtdarstellung der Querschnittsdaten aller Gemeinden wurde der
Wert der Vorarlberger Gemeinden einschlieBlich der Gemeindeverbiande ge-
rechnet, bei den Gemeinden der anderen Lander nicht.

— Bei der Darstellung des 6ffentlichen Haushaltssaldos (,,Maastricht—Saldo*) wur-
den die Salden der Gemeinden von sieben Landern ohne aulRerbudgetare Ein-
heiten und die der oberdsterreichischen Gemeinden einschliefRlich der aulRer-
budgetdren Einheiten zusammengefasst, aber bei allen Gemeinden als Saldo
einschlieRlich der auBerbudgetdren Einheiten ausgewiesen.
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— Einige Lander (z.B. Tirol und Niederésterreich) wiesen das Ministerium darauf
hin, dass bei der Darstellung des Schuldenstands — entgegen der Datenanfor-
derung — die auRerbudgetaren Einheiten nicht bericksichtigt wurden. Andere
Bundeslander machten keine Angaben dariiber. Im ausgewiesenen Gesamt-
schuldenstand wurden die gemeldeten Angaben ohne Unterscheidung verwen-
det und als Schuldenstand einschlieRlich auRerbudgetéarer Einheiten ausgewie-
sen.

Nach Ansicht des RH lieBen die bestehenden Formulare eine erforderliche Differen-
zierung bei der Dateneingabe nicht zu. Ohne die Einholung zusatzlicher Informati-
onen bei den Gemeindeaufsichten war bspw. nicht ersichtlich, ob auBerbudgetére
Einheiten berlcksichtigt waren oder nicht. Zudem fehlten die Angaben bei einzel-
nen Erhebungsanforderungen (EinmalmaRnahmen, struktureller Saldo) ganzlich.

Der RH kritisierte darliber hinaus die unzuldssige Zusammenfassung und Darstel-
lung der in unterschiedlicher Form (mit und ohne auBerbudgetédren Einheiten) ge-
meldeten Daten durch das Ministerium.

Der RH empfahl dem Ministerium und den Landern, vorrangig die zusatzliche Erhe-
bung laut OStP 2012 mit der Gebarungsstatistikerhebung zusammenzufiihren und
damit deren Ablauf—und Kontrollprozesse fiir eine Verbesserung der Datenqualitat
zu nutzen (siehe TZ 30).

Im Falle einer Weiterflihrung des bestehenden Erhebungsvorgangs empfahl der RH
dem Ministerium, die Erhebungsformulare fiir Gemeinden zu adaptieren bzw. zu
erweitern, um eine klare und transparente Erhebung sicherzustellen (z.B. durchge-
hende Trennung von ,Kernhaushaltsdaten” und Daten der aulRerbudgetaren Ein-
heiten). Zudem sollten unvollstdndig erhobene Daten (z.B. fehlende auRerbudge-
tdre Einheiten) auch dementsprechend gekennzeichnet werden. Dadurch soll
vermieden werden, dass unterschiedliche Daten aggregiert und falschlich ausge-
wiesen werden.

Das Ministerium teilte in seiner Stellungnahme mit, dass es den Handlungsbedarf
sehe. Eine Anpassung der Formulare des OStP sei rechtlich nur durch eine Ande-
rung des OStP 2012 moglich. Anderungen des OStP 2012 als Anpassung an die
Empfehlungen des RH missten vom Nationalrat, von den Landtagen und den poli-
tischen Vertretungen der Stadte und Gemeinden beschlossen werden. Das Minis-
terium sagte aber zu, die Empfehlungen des RH bei ndchster Gelegenheit im Zuge
einer Anderung des OStP umsetzen zu wollen. Bis dahin seien in Absprache mit
Landern und Gemeinden MaRnahmen zu setzen, die die Formulare naher erklaren
bzw. verdeutlichen, um so die Empfehlungen des RH inhaltlich umzusetzen.



Qualitatssicherung der Gemeindehaushaltsdaten H

Das Land Niederosterreich merkte in seiner Stellungnahme an, dass eine Weiter-
fihrung des bestehenden Erhebungsvorgangs die vom RH aufgezeigten Probleme
nur prolongiere und sogar zusatzlicher Personal— und Sachaufwand durch zusatzli-
che Erhebungsmerkmale geschaffen werde.

Das Land Steiermark begriilte die Empfehlung des RH zur Zusammenfiihrung der
zusatzlichen Erhebung laut OStP 2012 mit der Gebarungsstatistikerhebung aus-
driicklich.

Abweichende Ergebnisse zwischen der OStP 2012—Erhebung und der
Gemeindehaushaltsdaten—Erhebung

32.1

in Mio. EUR

(1) Einzelne erhobene Daten wurden sowohl durch das Ministerium (auf seiner
Homepage) sowie durch die Statistik Austria (in Form der Gebarungsstatistik) ver-
offentlicht. Darunter fielen bspw. der 6ffentliche Schuldenstand sowie der 6ffentli-
che Haushaltssaldo des vorangegangenen Haushaltsjahres.

Die Meldung zum o6ffentlichen Schuldenstand der Gemeinden durch die Lander
liber den Weg des Ministeriums unterschied sich deutlich von den Werten, die die
Statistik Austria in ihrem Bericht an das Osterreichische Koordinationskomitee
Ubermittelte. Folgende Abbildung zeigt den offentlichen Schuldenstand des Jah-
res 2015 nach den Meldungen der Gemeindedaten durch die Lander und nach der
Gebarungsstatistik der Statistik Austria:

Abbildung 4: Offentlicher Schuldenstand der Gemeinden, 2015 in Mio. EUR
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in Mio. EUR
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Die hochsten prozentuellen Abweichungen gegeniiber den Werten der Statistik
Austria wiesen die Meldungen zu den Gemeinden im Burgenland (-54,0 %) und in
Karnten (+54,0 %) auf; die geringste Abweichung die Meldung zu den Gemeinden
in Oberosterreich (-14,1 %).

(2) Der o6ffentliche Haushaltssaldo (,,Maastricht—Saldo“) einschlielich der auRer-
budgetiren Einheiten war in der OStP 2012—Erhebung im Anhang 2.2 zu melden.
Der gemeldete Wert war im Jahr 2015 nahezu flachendeckend (Ausnahme Oberds-
terreich) ident mit dem im Anhang 2.1 gemeldeten ,,Maastricht—Saldo“ fir den Ge-
meindehaushalt (ohne auRerbudgetare Einheiten).

Der offentliche Haushaltssaldo aufgrund der Meldungen der Lander an das Minis-
terium im Zuge der OStP 2012—Erhebung unterschied sich deutlich von den Ergeb-
nissen der Statistik Austria im Bericht an das Osterreichische Koordinationskomi-
tee, wie folgende Abbildung zeigt:

Abbildung 5: Offentlicher Haushaltssaldo der Gemeinden, 2015 in Mio. EUR
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Die hochsten prozentuellen Abweichungen gegeniiber den Werten der Statistik
Austria wiesen die Meldungen zu den Gemeinden in Oberdsterreich (+239,4 %),
Tirol (+218,6 %) und im Burgenland (+215,1 %) auf; die geringste Abweichung die
Meldung zu den Gemeinden in Salzburg (+12,5 %).

(3) Auf die Frage nach den Ursachen fiir die Abweichungen flhrten die Lander fol-
gende Erklarungen an:
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Gemeindeaufsicht

Tabelle 14: Erklarungen fiir die Abweichung zwischen der Gebarungsstatistikerhebung und den
Meldungen der Linder

des Landes Erkldrung
Burgenland Seitens der Aufsichtsbehorde kann nicht beurteilt werden, warum diese Abweichungen entstehen.
Karnten Abweichungen kdnnen im Interpretationsspielraum bei den Eingabefeldern begriindet sein.

Niederdsterreich

Auf die immer wieder auftretenden Differenzen und nachtraglichen Erklarungsversuche zwischen
gemeldeten und veroffentlichten Daten der Statistik Austria fir die Meldungen an Eurostat wird
hingewiesen.

Oberosterreich

Abweichungen wurden auf Anfrage bei der Statistik Austria geklart. Die Mitteilung, dass die Investi-
tions— und Tilgungszuschiisse nicht mehr ausgabenneutral zu bericksichtigen sind, konnte nicht
mehr rechtzeitig berticksichtigt werden.

Abweichende Berechnungen durch die Statistik Austria kdnnen von der Gemeindeaufsicht nicht

Salzburg nachvollzogen werden.
. Die Abweichungen entstehen zu einem Teil durch die Gemeindeverbdnde und zu einem groRen Teil

Steiermark . .
durch die ausgelagerten Unternehmungen der Gemeinden.
Abweichungen kdnnen dadurch begriindet werden, dass die ausgegliederten Einheiten nicht in die
Meldung einflieRen. Da die Daten durch die Statistik Austria erhoben werden, wird auf eine zusatz-

Tirol liche Erhebung verzichtet.

iro

Zudem wird darauf hingewiesen, dass keine Priifkompetenz der Gemeindeaufsicht flr ausgelagerte
Einheiten mit eigener Rechtspersonlichkeit besteht und diese etwa fiir Kapitalgesellschaften durch
den Landesgesetzgeber auch nicht vorgesehen werden kann.
Ein Hinweis fir die Abweichung kénnten unterschiedliche Grundlagendaten sein

Vorarlberg

(bspw. Berlicksichtigung ausgegliederter Einheiten).

54

Quellen: Lander Burgenland, Karnten, Niederdsterreich,
Oberosterreich, Salzburg, Steiermark, Tirol und Vorarlberg

Zusammenfassend konnte daher aus Sicht der Gemeindeaufsichten die Nichtbe-
ricksichtigung folgender Daten und Veranderungen als Ursache fir die Abwei-
chung festgestellt werden:

— Gebarung der auRerbudgetaren Einheiten (siehe TZ 27),
— Gebarung der Gemeindeverbande (siehe TZ 28) und
— Anderung in der Bewertung des Investitions— und Tilgungszuschussess4.

Das Ministerium erklarte die Abweichungen damit, dass die Daten in der Regel nicht
dem gleichen Wissenstand entsprachen, da sie zu unterschiedlichen Zeitpunkten er-
mittelt wurden. Dariiber hinaus existierten nach Ansicht des Ministeriums auf Seiten
der Gebietskorperschaften noch Verbesserungspotenziale betreffend eine Nachbil-
dung der Maastricht—Rechnung. Die Gebietskorperschaften waren laut Ministerium
aufgefordert, ihre Systeme dahingehend zu optimieren, dass sowohl bei ex—post als

Der Investitions— und Tilgungszuschuss ermoglichte, die Bezuschussung der Darlehenstilgung marktbe-
stimmter Betriebe aus dem Gemeindehaushalt fur eine Verbesserung des &ffentlichen Haushaltssaldos
(,,Maastricht—Saldos”) zu nutzen.
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32.2

auch bei ex—ante Berechnungen moglichst die gleichen Ergebnisse wie jene der Sta-
tistik Austria erzielt werden.

Der RH sah die Unterschiede zwischen den Darstellungen kritisch, weil das Ministe-
rium Werte zu KenngroRen veroffentlichte, die von jenen der Statistik Austria abwi-
chen.

Nach Ansicht des RH gab es zudem einen erheblichen Abstimmungs— und Klarungs-
bedarf zwischen dem Ministerium und den Gebietskérperschaften hinsichtlich der
Ermittlung von Datengrundlagen fiir die Berechnung von ESVG-relevanten Kenn-
zahlen (z.B. ,Maastricht—Saldo“). Das galt insbesondere flir auBerbudgetéare Einhei-
ten.

Der RH verwies dementsprechend auf seine Empfehlungen in TZ 35.

Nutzung der Gemeindehaushaltsdaten—-Schnittstelle fiir die OStP 2012—-Erhebung

33.1

33.2

Die Gemeindeaufsichten der Lander Burgenland, Niederdsterreich, Oberosterreich,
Salzburg, Steiermark und Tirol nutzten die von der Statistik Austria entsprechend
der Gebarungsstatistik-VO 2014 eingerichtete Schnittstelle GHD 3.7 zumindest
teilweise auch fiir die Datenanforderungen im Rahmen des OStP 2012. Die Lander
Karnten und Vorarlberg erhoben diese Daten ausschlieBlich auf direktem Wege (in
Form von Datenblattern) bei den Gemeinden.

Im Hinblick auf die Umstellung auf die VRV 2015 teilte die Statistik Austria mit, dass
die Nutzung der Datenschnittstelle fiir gesonderte Datenerhebungen der Gemein-
deaufsichten kiinftig nicht mehr vorgesehen sei. Darunter fielen auch die zusatzli-
chen Datenanforderungen des OStP 2012.

Durch die Verwendung der fiir die Gebarungsstatistik von der Statistik Austria konzi-
pierten Datenschnittstelle (GHD—Schnittstelle) fiir die zusatzliche Erhebung im Rah-
men des OStP 2012 kénnten nach Ansicht des RH Synergien genutzt werden. Der RH
sah den Zeitpunkt der Umstellung auf die VRV 2015 aufgrund der dadurch notwendi-
gen Adaptierung als glinstig an, die zusatzlichen Datenerfordernisse im Rahmen des
OStP 2012 in die neue Datenschnittstelle der Statistik Austria zu integrieren.



Qualitatssicherung der Gemeindehaushaltsdaten

Steuerung und Kontrolle durch die Gemeindeaufsicht

Steuerungsdefizite

34.1

55

(1) Nach Art. 14 OStP 2012 sollte die Haushaltsfiihrung von Bund, Ldndern und
Gemeinden koordiniert werden. Hinsichtlich der Haushalte in den einzelnen Bun-
deslandern kam den Lander—Koordinationskomitees® eine koordinierende Auf-
gabe zu. Die Gemeindeaufsichten wiederum stellten, neben ihrer Prifkompetenz
fur die Gemeindehaushalte, die im Rahmen des OStP 2012 erhobenen Gemeinde-
haushaltsdaten den Lander—Koordinationskomitees zur Verfliigung (Art. 15
OStP 2012). Dadurch kam den Gemeindeaufsichten nicht nur die Rolle als Informa-
tionsschnittstelle, sondern auch eine steuernde Aufgabe hinsichtlich der Zielvorga-
ben des OStP 2012 fiir die Gemeinden zu.

(2) Die Gebarungsstatistik der Statistik Austria bildete die Grundlage fir die
ESVG 2010-Kennzahlen (z.B. 6ffentlicher Saldo, 6ffentlicher Schuldenstand), wel-
che die Statistik Austria fiir alle Gemeinden eines Bundeslandes nur in Summe aus-
wies. Eine Darstellung fiir einzelne Gemeinden war nicht vorgesehen und wurde
von der Statistik Austria aus folgenden Griinden nicht erstellt:

— fehlende Zuordenbarkeit vieler Beteiligungen zu einzelnen Gemeinden,
— verspatete Verfligbarkeit der Jahresabschlussdaten nach UGB sowie

— nicht erforderlicher Detaillierungsgrad gemals den Vorgaben der europaischen
Rechtsvorschriften.

Eine Unterteilung in Gemeindehaushalte insgesamt und in auBerbudgetare Einhei-
ten insgesamt fand jedoch statt.

(3) Der OStP 2012 legte die Stabilitatskriterien (z.B. 6ffentlicher Schuldenstand
oder 6ffentlicher Haushaltssaldo) ebenfalls fiir alle Gemeinden eines Bundeslandes
als Summe fest. Die Zielvorgaben der Stabilitatskriterien waren ebenfalls nur fir die
Gemeinden eines Bundeslandes als Summe vorgesehen.

(4) Im Falle eines Verfehlens der Zielvorgaben sah der OStP 2012 einen Sanktions-
mechanismus vor, der zur Einhebung eines Sanktionsbeitrags bei jenen Einheiten
flhren kann, bei denen eine Verletzung der Zielvorgaben festgestellt wurde. Auf
welche Weise — ohne Verfiigbarkeit von Einzelgemeindedaten — einzelne Ge-

In den Lander—Koordinationskomitees waren Vertreterinnen und Vertreter des Landes sowie der jeweiligen
Landesverbinde des Osterreichischen Gemeindebundes und des Osterreichischen Stadtebundes (siehe
OStP 2012 Art. 14 (1)b).
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34.2

meinden bei Uberschreitung des landesweit giiltigen Gemeindeziels sanktioniert
werden kénnten, erlduterte der OStP 2012 nicht.

Der RH wies kritisch darauf hin, dass den Gemeindeaufsichten zwar eine steuernde
Rolle im Hinblick auf die Einhaltung der haushaltspolitischen Zielvorgaben des
OStP 2012 zukam, diese aber nicht (iber alle erforderlichen Daten (z.B. betreffend
auBerbudgetare Einheiten) verfligten, um diese Rolle auch wirksam ausiiben zu
kénnen.

Eine praventive Kontrolle und Steuerung der finanziellen Entwicklung durch die
Gemeindeaufsichten war daher ebenso nicht moglich, wie eine verursacherge-
rechte Sanktionierung bei Verfehlen der OStP 2012-Ziele auf Ebene der Einzelge-
meinde.

Der RH verwies dementsprechend auf seine Empfehlung in TZ 35.

Steuerung unter Beriicksichtigung der auRerbudgetédren Einheiten und der Gemeindeverbande

35.1

(1) Die auBerbudgetéren Einheiten und die Gemeindeverbande Ubermittelten ihre
Gebarungsdaten direkt an die Statistik Austria. Da die Statistik Austria diese Daten
nicht an die Gemeindeaufsichten weiterleitete, standen die Daten den Gemein-
deaufsichten tber diesen Erhebungsweg nicht zur Verfligung.

Aus diesem Grund war es den Gemeindeaufsichten nur durch zusatzliche Erhebun-
gen bei den Gemeinden moglich, die fiir eine Berechnung der Fiskalregeln laut
OStP 2012 erforderlichen Daten zu erhalten und Steuerungsaufgaben im Sinne des
OStP 2012 nachzukommen. Eine derartige Erhebung fiihrte allerdings nur die Ge-
meindeaufsicht des Landes Oberdsterreich durch (siehe TZ 31). Die anderen Lander
verwiesen zum Teil auf ihre eingeschrankte Priifkompetenz und die Erhebung durch
die Statistik Austria.

(2) Am Beispiel des offentlichen Haushaltssaldos kann gezeigt werden, dass die au-
Rerbudgetaren Einheiten diese Kennzahl mafRgeblich beeinflussten:
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Abbildung 6: Offentlicher Haushaltssaldo der Gemeindeebene (ohne Wien) — Gemeindehaus-
halt und auBerbudgetdre Einheiten, 2012-2015
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(3) Die Gemeindeverbinde wurden im OStP 2012 explizit nicht erwihnt, waren
aber nach ESVG 2010 den Gemeinden zuzurechnen. Durch den direkten Erhe-
bungsvorgang der Statistik Austria hatten die Gemeindeaufsichten der Lander keine
unmittelbare Information Uber die Gebarungsdaten der Gemeindeverbande und
missten diese somit gesondert erheben, um eine jahrlich aktualisierte Datenlage
zu erhalten.
35.2 Der RH wies darauf hin, dass die Gemeindeaufsichten zur Steuerung der im

OStP 2012 vorgesehenen Zielwerte {iber keine ausreichende Datengrundlage ver-
flgten. Die finanzielle Entwicklung der aulRerbudgetaren Einheiten hatte wesentli-
chen Einfluss auf die Gesamtgebarung und damit auf die Erflllung der Vorgaben
des OStP 2012, weshalb eine Beurteilung der finanziellen Situation einer Gemeinde
ohne Berticksichtigung dieser Einheiten nur eine sehr eingeschrankte Aussagekraft
hat.

Der RH empfahl dem Ministerium und den Landern, in ihrem jeweiligen Wirkungs-
bereich auf rechtliche Rahmenbedingungen hinzuwirken, die den Gemeindeauf-
sichten eine umfassende Beurteilung der finanziellen Situation der Gemeinden
einschlieRlich ihrer auRerbudgetaren Einheiten ermoglicht.
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35.3

Dariber hinaus empfahl der RH dem Ministerium und den Landern, die in der Ge-
barungsstatistik—VO 2014 festgelegten Erhebungswege bei auRerbudgetédren Ein-
heiten und Gemeindeverbanden so zu optimieren, dass flr die Gemeindeaufsich-
ten eine verbesserte Grundlage fiir die Steuerung durch Kennzahlen gegeben ist.

Das Land Karnten beflirwortete in seiner Stellungnahme eine Ausweitung der be-
stehenden eingeschrankten rechtlichen Rahmenbedingungen.

Das Land Niederosterreich wiederum fiihrte in seiner Stellungnahme aus, dass den
Gemeindeaufsichten die direkte Priifung der Gebarung der auRerbudgetaren Ein-
heiten nicht zustiinde. Damit sei aus Sicht des Landes Niederosterreich eine Beur-
teilung der finanziellen Situation und somit auch eine Koordinierungsfunktion
kaum maglich. An einer konstruktiven Losung zu einer einheitlichen Datenmeldung
in ein zentrales Register fiir alle Gemeinden, Gemeindeverbdnde und offentlichen
Einheiten mit Einsichtsmoglichkeiten fiir die Lander werde das Land Niederoster-
reich jedoch mitarbeiten.

Das Land Steiermark begriiRte in seiner Stellungnahme die Empfehlungen des RH
ausdriicklich. Darliber hinaus teilte es mit, es wolle Rahmenbedingungen schaffen,
damit die an die Statistik Austria gemeldeten Daten der aulRerbudgetédren Einheiten
auch dem Land Steiermark rechtskonform zur Verfligung stehen.
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Schlussempfehlungen

36

Der RH hob die nachfolgenden Empfehlungen hervor:

Bundesministerium fiir Finanzen

Statistik Austria

(1)

(2)

(3)

(4)

(5)

(6)

In der Gebarungsstatistik—VO 2014 sollten die von den Liandern und den
Gemeinden jeweils durchzufiihrenden QualitatssicherungsmalRnahmen der
Gemeindehaushaltsdaten inhaltlich klar beschrieben werden. (TZ 5)

Ein Umsetzungsvorschlag fiir die Integration samtlicher im OStP 2012 (fiir
das Osterreichische Koordinationskomitee) erforderlichen Gemeindedaten
in die laufende Gemeindehaushaltsdaten—Erhebung sollte von der Statistik
Austria eingeholt werden. (TZ 30)

Im Falle einer Weiterfihrung des bestehenden Erhebungsvorgangs sollten
die Erhebungsformulare fir Gemeinden adaptiert bzw. erweitert werden,
um eine klare und transparente Erhebung sicherzustellen (z.B. durchgehen-
de Trennung von ,Kernhaushaltsdaten” und Daten der aulerbudgetaren
Einheiten). Zudem sollten unvollstéandig erhobene Daten (z.B. fehlende au-
Rerbudgetdre Einheiten) auch dementsprechend gekennzeichnet werden.
Dadurch soll vermieden werden, dass unterschiedliche Daten aggregiert und
falsch ausgewiesen werden. (TZ 31)

Die erforderlichen Priifschritte fiir die Gemeinde— und Landesebene sollten
im Einzelnen festgelegt und mit den Begriffen und Abgrenzungen der un-
terschiedlichen QualitatssicherungsmaRnahmen in der Gebarungsstatistik—
VO 2014 abgestimmt werden. (TZ 8)

Die den Landern und Gemeinden empfohlene und die eigene Plausibilitats-
prifung waren aufeinander abzustimmen, der zugrunde liegende Leitfaden
wire erforderlichenfalls zu aktualisieren und Anderungen des Leitfadens wé-
ren auch aktiv zu kommunizieren. (TZ 23)

Kiinftig sollten keine automatischen Korrekturen der gemeldeten Daten ohne
Ricksprache mit den Gemeinden vorgenommen werden, wenn mehrere Da-
teneingaben moglich sind und die automatische Korrektur nicht zwingend
die richtige darstellt. (TZ 23)
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(7)

(8)

Nach Abschluss der Plausibilitatsprifung sollten den Landern kiinftig die De-
tailinformationen zu den gepriften Fehlercodes und den festgestellten Feh-
lern bei der Prifung der formellen Richtigkeit automatisch zur Verfiigung
gestellt werden. Dabei waren die fehlerhaften Datensatze bzw. die Bezeich-
nung der jeweiligen Gemeinde und des fehlerhaften Datensatzes samt Feh-
lercodes zu Ubermitteln. (TZ 24)

Nach Prifung der jeweiligen Quartalsdaten sollte den Landern zeitnah ein
Feedback zu festgestellten formalen Fehlern Gbermittelt werden. (TZ 24)

Bundesministerium fiir Finanzen; Lander

(9)

(10)

(11)

(12)

(13)

Im jeweiligen Wirkungsbereich waren die Voraussetzungen fir ein einheitli-
ches Register von aktiven Gemeindeverbdnden unter Berlcksichtigung der
bereits vorhandenen Datenbestdnde (veroffentlichter Datenbestand des
RH nach dem Medienkooperations— und —forderungs—Transparenzgesetz,
MedKF-TG) zu schaffen, um eine vollstandige Erfassung zu ermoglichen.
(TZ 28)

Die Voraussetzungen fir eine Integration der zusatzlichen Datenanforderun-
gen des Stabilitatspakts in die Gebarungsstatistikerhebung wéren zu schaf-
fen. (TZ 30)

Die zusitzliche Erhebung laut OStP 2012 sollte vorranging mit jener der
Gebarungsstatistikerhebung zusammengefiihrt und deren Ablauf- und
Kontrollprozesse fiir eine Verbesserung der Datenqualitat genutzt werden.
(TZ 31)

Im jeweiligen Wirkungsbereich ware auf rechtliche Rahmenbedingungen
hinzuwirken, die den Gemeindeaufsichten eine umfassende Beurteilung der
finanziellen Situation der Gemeinden einschlieflich ihrer auRerbudgetaren
Einheiten ermoglicht. (TZ 27, TZ 35)

Die in der Gebarungsstatistik—VO 2014 festgelegten Erhebungswege bei au-
Rerbudgetaren Einheiten und Gemeindeverbadnden sollten so optimiert wer-
den, dass fir die Gemeindeaufsichten eine verbesserte Grundlage fir die
Steuerung durch Kennzahlen gegeben ist. (TZ 35)



Qualitatssicherung der Gemeindehaushaltsdaten

Statistik Austria; Lander

(14)

(15)

Ein Standard fiur erforderliche Priifroutinen ware gemeinsam festzulegen
und dieser exakt zu spezifizieren, um eine einheitliche Umsetzung der Plau-
sibilitatsprifung sicherzustellen. (TZ 17)

Der Leitfaden fir die Plausibilitatsprifung der Gemeindehaushaltsdaten
sollte erweitert werden und gemeinsam eine kontinuierliche Weiterentwick-
lung der Prifroutinen zur einheitlichen Qualitatssicherung verfolgt werden.
(Tz 21)

Linder (mit Ausnahme Wien)

(16)

(17)

(18)

(19)

(20)

Land Burgenland

(21)

Die Lander als Gemeindeaufsichtsbehodrden sollten darauf hinwirken, dass
in den kommunalen Haushaltsverrechnungssystemen nur solche Eingaben
moglich sind, die im Einklang mit dem vorgegebenen Satzaufbau der Daten-
schnittstelle und dem jeweils aktuellen Kontenplan stehen. (TZ 10)

Auf eine vollstindige Ubermittlung aller erforderlichen Satzarten durch die
Gemeinden sollte hingewirkt werden. (TZ 19)

Auf Basis des Feedbacks der Statistik Austria sollten kontinuierlich geziel-
te Verbesserungen in den Datenkontrollsystemen vorgenommen und dabei
gegebenenfalls auch die notigen Detailinformationen eingeholt werden.
(TZ 20)

Zur Verbesserung der Datenqualitat ware als Mindeststandard die empfoh-
lene Plausibilitatsprifung der Statistik Austria umzusetzen. (TZ 21)

Die inhaltliche Plausibilitatspriifung ware bereits auf Landesebene vorzuse-
hen, um dadurch die Nacherhebung und daraus resultierende divergierende
Datenbestinde auf Ebene der Gemeinden, Lander und der Statistik Austria
zu vermeiden. (TZ 25)

Die vorhandenen technischen Mdoglichkeiten zur Datenplausibilisierung vor
Weiterleitung an die Statistik Austria waren zu nutzen. (TZ 18)
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Lander Burgenland, Karnten, Niederdsterreich, Oberdsterreich und Salzburg

(22) Detailinformationen sollten kiinftig aktiv bei der Statistik Austria eingeholt
werden, wenn die Gbermittelten Feedbacks zu festgestellten Fehlern keine
ausreichend detaillierte Grundlage zur Verbesserung der eigenen Prifrouti-
nen bieten. (TZ 24)

Lander Burgenland, Karnten, Niederosterreich, Oberosterreich, Salzburg und
Vorarlberg

(23) Den Gemeinden sollte eine testweise Ubermittlung der Haushaltsdaten und
zumindest eine Kontrolle der formellen Richtigkeit vor der Beschlussfassung
des Rechnungsabschlusses durch den Gemeinderat ermoglicht werden.
(TZ 13)

(24) Im Zuge der Testpriifung ware bereits eine Kontrolle der inhaltlichen Richtig-
keit der Gemeindehaushaltsdaten vorzusehen, um durch diese Uberpriifung
eine Fehlerkorrektur noch im laufenden Jahr sicherzustellen. (TZ 13)

Lander Burgenland, Karnten, Niederosterreich, Oberosterreich, Salzburg,
Steiermark und Vorarlberg

(25) Der vorgesehene Bericht liber die durchgefiihrte Plausibilitatspriifung sollte
kiinftig erstellt und an die Statistik Austria Gbermittelt werden. (TZ 15)

Lander Burgenland, Karnten, Salzburg und Vorarlberg

(26) Die Termine fiir die Dateniibermittlung der Gemeinden sollten so gesetzt
werden, dass ausreichend Zeit fiir die Plausibilitatspriifung zur Verfiigung
steht und eine allfallige Fehlerbehebung durch die Gemeinden noch termin-
gerecht erfolgen kann. (TZ 11)

Land Karnten
(27) Auf eine verpflichtende Vorlage der beschlossenen Rechnungsabschlisse

durch die Gemeinden an das Land ware in den gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen hinzuwirken. (TZ 12)
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Lander Karnten, Niederosterreich, Oberosterreich und Salzburg

(28) Die Moglichkeit, bei der Datenlieferung zum 4. Quartal bereits samtliche
Satzarten abzuverlangen und die dabei gewonnenen Informationen friihzei-
tig fUr die Qualitatssicherung der Jahresabschlussdaten zu verwenden, sollte
Uberdacht werden. (TZ 14)

Lander Karnten, Salzburg und Vorarlberg
(29) Auch im Hinblick auf die Nacherhebungserfordernisse waren inhaltliche
Prifroutinen zu implementieren und diese tatsachlich zur Verbesserung der
Datenqualitat vor Weiterleitung an die Statistik Austria zu nutzen. (TZ 18)
Land Niederosterreich
(30) Die vorhandenen Madglichkeiten zur Datenplausibilisierung sollten tatsach-
lich zur Verbesserung der Datenqualitat vor Weiterleitung an die Statistik
Austria genutzt werden. (TZ 18)
Land Oberésterreich
(31) Die vorhandenen Mdoglichkeiten zur Datenplausibilisierung sollten tatsach-
lich zur Verbesserung der Datenqualitdt vor Weiterleitung an die Statistik
Austria und zur Priifung der Rechnungsabschliisse der Gemeinden genutzt
werden. (TZ 18)
Lander Oberosterreich, Salzburg, Steiermark und Tirol
(32) Auf eine verpflichtende Vorlage der beschlossenen Rechnungsabschlisse
durch die Stadte mit eigenem Statut an das Land ware in den gesetzlichen
Rahmenbedingungen hinzuwirken. (TZ 12)

Lander Salzburg und Niederosterreich

(33) Die eigenen Prifroutinen waren unter Bericksichtigung der empfohlenen
Prifroutinen der Statistik Austria zu Gberarbeiten. (TZ 17)

Lander Salzburg und Vorarlberg

(34) Zur Ubermittlung der Gemeindehaushaltsdaten sollte auf eine Portallésung
samt implementierter Plausibilitatspriifung umgestiegen werden. (TZ 10)
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(35) In Bezug auf die landesgesetzlichen Fristen fiir die Beschlussfassung und
Vorlage der Rechnungsabschliisse von Gemeinden ware auf eine Anpassung
der gesetzlichen Rahmenbedingungen hinzuwirken, um den Gemeindeauf-
sichten die Erflllung der ihnen nach der Gebarungsstatistik—VO 2014 oblie-
genden Aufgaben — zur Erzielung eines qualitativ hochwertigen Datenbe-
stands — zu ermoglichen. (TZ 12)

(36) Die noch zu implementierenden Priifroutinen sollten zur Priifung der Rech-
nungsabschliisse der Gemeinden verwendet werden. (TZ 18)

Linder Steiermark und Tirol

(37) Durch einen Erfahrungsaustausch sollten die vorhandenen Systeme und Pro-
zesse zur Haushaltsdatenprifung weiterentwickelt werden. (TZ 18)
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Anhang I:

Auszug aus dem Satzaufbau gemaf}

GHD-Datenschnittstelle V3.7

Tabelle A:

Auszug aus dem Satzaufbau gemal GHD-Datenschnittstelle V3.7

Anmerkung

Von | Bis |Léinge| Typ |Quarta|| Bezeichnung

Satzart 01 (Allgemeine Daten)
1 4 4 c X Haushaltsjahr Rechnungsjahr=Berichtsjahr laut Rechnungsabschluss
5 5 1 c X Quartal Berichtsquartal (1-4), fur Lieferung von Quartalsdaten; sonst "0"
6 7 2 c X Monat Berichtsmonat (01-12), fur Lieferung von Monatsdaten; sonst "00"
3 10 3 . « ID-Art der Einheit Art der Einheiten—Identifikationsnummer (GKZ, GVB, FBN, ZVR,
uID)
. Einheiten—Identifikationsnummer, linksblindig mit Blankauffillung
11 21 11 ID-Nr. der Einheit
¢ X - OeTEINNEIt |, B. 10101, 37001, 0234564, 731505993, ATU63087304)
22 23 2 c X Satzart (=01)
24 103 80 a X Name der Einheit | Name der Einheit
104 | e | e |
Datum (JJJJMMTT) des Gemeinderatsbeschlusses zum Mittelfristi-
344 351 8 c Datum—-MFP gen Finanzplan (MFP), ("00000000=vorlaufiger MFP) <MFP t+1 bis
t+4>
352 400 49 b blank
Satzart 02 (Haushaltskonten)
1 4 4 c X Haushaltsjahr Rechnungsjahr=Berichtsjahr laut Rechnungsabschluss
5 5 1 c X Quartal Berichtsquartal (1-4), fur Lieferung von Quartalsdaten; sonst "0"
6 7 2 c X Monat Berichtsmonat (01-12), fur Lieferung von Monatsdaten; sonst "00"
3 10 3 c « IDArt der Einheit Art der Einheiten—Identifikationsnummer (GKZ, GVB, FBN, ZVR,
uiD)
o Einheiten—Identifikationsnummer, linksbiindig mit Blankauffiillung
11 21 11 ID-Nr. der Einheit !
? X r-OerEINNelt |, B. 10101, 37001, 285192a, 731505993, ATU63087304)
22 23 2 c X Satzart (=02)
Haushaltskonto— 1 Stelle Haushaltshinweis (0, 1, 2, 5, 6, 9) gemal VRV § 7(1) lit. a
24 24 1 c X . . .
Hinweis sowie Anlage 1
2% 30 6 c « Haushaltskonto— 6 St. Ansatz gemaR VRV § 7 (1) lit. b, (2) u. (3) sowie Anlage 2,
Ansatz linksbiindig (bei durchlaufender Gebarung "000000")
Haushaltskonto—
31 36 6| ¢ X P;Jts ANSKONLO™ | 6 st Post gemaR VRV § 7 (1) lit. ¢, (4) sowie Anlage 3b, linksbiindig
Haushaltskonto— 3 St. Sonstige Untergliederung (optional: falls nicht verwendet,
37 39 3 c X R I
sonstige Ugl. 000")
20 20 1 c " Kennzeichen f. 0=Keine Verglitung, 1=Vergilitung; Kennzeichnung der Vergiitungen
Vergiitungen zwischen Verwaltungszweigen gemal VRV § 2 (2)
n 54 14 n N Anfangliche Reste | 11+2 Dez., erste Stelle Vorzeichen; Anfangliche Zahlungsriickstande
Rechnungsjahr gemaB VRV §15(1)Z1
Soll Rech -
55 68 14 n X 'aohr (fcuzrtr;lg/s 11+2 Dez., erste Stelle Vorzeichen, Vorgeschriebene Betrage (Soll)
Janri=q gemaR VRV § 15 (1) Z 2 <RA t-1>
—monat)
69 | ...
327 400 74 b blank

Quellen: Statistik Austria; RH
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In der nachfolgenden Tabelle sind als Beispiel die ersten 59 Satzzeichen der ersten
drei Zeilen einer Textdatei entsprechend dem vorgegebenen Satzaufbau zur Veran-
schaulichung dargestellt (zum entsprechenden Satzaufbau siehe obige Tabelle).

Tabelle B: Auszug der ersten drei Zeilen aus einer Textdatei einer Beispielgemeinde

Jahr Monat ID-Nr. der Einsatz (GKZ) Gemeindename (rechts mit Leerzeichen auffiillen)
2015000GKZ40«xx x 0O1Beispielgemeinde
2015000GKZ40x x x 0200000002700000000+00O0OO0OO0OO02598413+ 0000 ..
2015000GKZ40x x x 0200000002700100000+0O0O0O0O0OO0O0OO0OO0OO0OOO0OOOT+O0O0O0OTQ 0 ..

Quartal Art der ID Satzart Ansatz Post sonstige Anfangliche Reste Soll

Ugl.
Haushaltshinweis Kennzeichen Vergiitung

Quelle: RH
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Anhang ll: Vorgaben zu den Lieferfristen der
Gemeindehaushaltsdaten

In der nachstehenden Tabelle sind die Lieferfristen fur die Gemeindehaushaltsda-
ten an die Statistik Austria gemaR Gebarungsstatistik—VO 2014, die von der Statistik
Austria jahrlich vorgegebenen Liefer(end)termine und die landerweise unter-
schiedlichen Vorgaben zu den Lieferfristen fiir die Gemeinden samt daraus resultie-
render Zeitfenster flr die Bearbeitung der Daten auf Landesebene beispielhaft flr
das Jahr 2016 Uberblicksweise dargestellt.

Weiters dargestellt sind die unterschiedlichen landesrechtlichen Regelungen zu
Fristen bzw. Terminen fir die Beschlussfassung und Vorlage des Rechnungsab-

schlusses bei der Gemeindeaufsicht.

Tabelle C: Unterschiedliche Vorgaben zu den Lieferfristen im Uberblick fiir das Jahr 2016

-] x

c < < = D
s = = © )
[= o [ £ 2
[7) = = - =
oo 7] ] 9 ©
= ) ) ] =
3 17 17 - (=)
o0 o} 0 n >

Quartalsdaten innerhalb von 4 Wochen nach Quartalsende (d.h. spatestens 28. April
1. Quartal) und Rechnungsabschlussdaten bis spatestens 31. Mai des Folgejahres an
die Statistik Austria

Gebarungsstatistik-VO

Daten 1. Quartal

Terminkalender STATAT Lander In 4 Teillieferungen: 8. April 2016 — 15. April 2016 — 22. April 2016 — 29. April 2016
Terminkalender STATAT Gemeinden 22. April 2016

Vorgabe durch Lander 25. April | 11. April | 20. April | keine! ’rgl)trtl'le 25. April | 15. April | 4. April
Zeitfenster fir Prifung?® 4 Tage 18 Tage 9 Tage 7 Tage | 14 Tage®® | 4 Tage 14 Tage | 25 Tage
Daten 2. Quartal

Terminkalender STATAT Lander In 4 Teillieferungen: 8. Juli 2016 — 15. Juli 2016 — 22. Juli 2016 — 29. Juli 2016
Terminkalender STATAT Gemeinden 22.Juli 2016

Vorgabe durch Lénder 25.Juli | 13.Juli | 18.Juli | keine' |MitteJuli| 25.Juli | 15.Juli | 4.Juli
Zeitfenster fiir Priifung?® 4Tage | 18Tage | 11Tage | 7Tage |14Tage'®| 4Tage | 14Tage | 25 Tage

Daten 3. Quartal

In 4 Teillieferungen: 7. Oktober 2016 — 14. Oktober 2016 — 21. Oktober 2016 —

Terminkalender STATAT Lander 28. Oktober 2016

Terminkalender STATAT Gemeinden 21. Oktober 2016

Vorgabe durch Lander 25. Okto- | 10. Okto- | 28. Okto- Keine! Mitte 25. Okto- | 15. Okto- | 3. Okto-
ber ber ber? Oktober ber ber. ber

Zeitfenster fur Prifung® 3Tage | 18Tage | OTage 7Tage |13Tage'™| 3Tage | 13Tage | 25Tage |

Daten 4. Quartal

In 4 Teillieferungen: 13. Janner 2017 — 20. Janner 2017 — 27. Janner 2017 —

Terminkalender STATAT Lander 10. Februar 2017

Terminkalender STATAT Gemeinden 3. Februar 2017
Vorgabe durch Lander 31.Jan- | 30.Jdn- | 10. Feb- keine! Mitte 25.Jan- | 15, Jan- 9. Janner
ner ner ruar? Februar ner ner
Zeitfenster fur Prifung® 10Tage | 11Tage | OTage 7Tage' | -4Tage | 16Tage | 26 Tage | 32 Tage
nein

- . . ) : (ab ) . : 18 18

In Teillieferungen weitergeleitet nein nein 4. Quartal ja ja nein nein nein
geplant)
Rechnungsabschlussdaten
Terminkalender STATAT Lander 1.Juni 2016
\S/gtg;be durch Lander an Gemeinden und Stadte mit | 30 ) | 97 Mai | 9.Mai | keine! | 15.Mai | 31.Mai* | 30. April | 23.Mai
Zeitfenster fur Prifung?® 32Tage | 15Tage | 23 Tage | k.A.m.! | 17 Tage 1Tag 32 Tage 9 Tage
Vorlage beschlossener Rechnungsabschluss Gemeinden (Papierausfertigung)
Vorlage

Gemeindeordnung . | vorBe- ) ) ) .4 | Beschluss s
Vorlage beschlossener RA an Gemeindeaufsicht 30. April schluss 30. April | 30. April | 31. Mai | 30. April 31. Marz® 30. Juni

30. April®
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Burgenland
Karnten
osterreich
osterreich
Salzburg
Steiermark
Vorarlberg

Zeitfenster fiir Abgleich, ob GHD mit beschlossenen | | R | |
Daten Uibereinstimmt vor erstmaliger Weiterleitung®” 32 Tage 23Tage | kAm. 1Tag 1Tag 32Tage | OTage
Vorlage beschlossener Rechnungsabschluss Stadte mit eigenem Statut (Papierausfertigung)
keine
s . ) Frist? ) . . .
Stadtrechte von Stadten mit Statut” keine 31, Julit® nicht nicht nicht nicht v
Vorlage beschlossener RA an Gemeindeaufsicht Frist? Bestc’hluss : geregelt™ | geregelt?? | geregelt™ | geregelt** o
is
30. April
Zeltfenfter fl.Jr Apgle|ch, ob GHD r.mt besc.hloss-enenn k.A.m. k.AA.m. | null Tage [ k.A.m. k.A.m. k.A.m. k.A.m. n.v.
Daten Ubereinstimmt vor erstmaliger Weiterleitung

Farblegende: Datenlieferung Gber Portal

k.A.m. = keine Angaben moglich
n.v. = nicht vorhanden
1

=
1)

-

-
]

-
@

=
S

i
&

2R
® S

In Oberosterreich ergingen keine zusatzlichen Vorgaben oder Schreiben zu dem Terminkalender der Statistik Austria; damit war fir die Quartals-
daten die Frist laut Terminkalender der Statistik Austria maRgeblich; bei den Rechnungsabschlussdaten war den Gemeinden der Liefertermin an
die Statistik Austria bekannt; sie lieferten auch ohne Vorgabe eines konkreten Termins ab Beschlussfassung ihrer Rechnungsabschlisse; begin-
nend im April und im Mai wurden vom Land erforderlichenfalls Erinnerungsschreiben versendet. Eine Bezifferung eines Mindestzeitfensters war

deshalb in der Tabelle nicht moglich.
Die Lieferung der Daten fir das 2. Quartal erfolgte erstmals Giber das Portal und nicht mehr per E-Mail, und fiir das 3. und 4. Quartal samt Plau-

sibilitatsprifung im Zuge des Uploads auf das Portal, d.h. keine weiteren Plausibilitatsprifungen auf Landesebene vor Weiterleitung der Daten

an die Statistik Austria.
GemaR Karntner Allgemeine Gemeindeordnung war der Rechnungsabschluss vom Gemeinderat bis spatestens 30. April des Folgejahres zu be-

schlieRen und analog den Bestimmungen zum Voranschlag spatestens mit der Kundmachung vor der Beschlussfassung der Landesregierung

vorzulegen. Eine Vorlage des vom Gemeinderat beschlossenen Rechnungsabschlusses war hingegen nicht vorgesehen.
GemaR Richtlinien zum Rechnungsabschluss waren die Rechnungsabschlussdaten bereits vor Beschlussfassung im Gemeinderat in Form eines

GHD-Datentragers als Test-Upload im Portal der Gemeindeaufsicht zur Priifung zu Gbermitteln. D.h. die Prifung fand bereits vor dieser Frist zur

Ubermittlung der beschlossenen GHD-Daten statt.
GemaR Tiroler Gemeindeordnung 2001 war der Rechnungsabschluss bis spatestens 31. Méarz zu beschlieRen und der Bezirkshauptmannschaft

als Gemeindeaufsichtsbehorde unverziiglich zu Gbermitteln.
spatester Termin bei Ausnutzen aller Fristen gemal § 78 Vorarlberger Gemeindegesetz
Eisenstadt (B), Graz (St), Innsbruck (T), Klagenfurt am Wérthersee (K), Krems an der Donau (NO), Linz (00), Rust (B), Salzburg (S), St. Polten (NO),

Steyr (00), Villach (K), Waidhofen an der Ybbs (NO), Wels (00), Wr. Neustadt (NO)
In den Stadtrechten von Eisenstadt und Rust war eine Vorlage des Rechnungsabschlusses nach Genehmigung durch den Gemeinderat vorgese-

hen. Weder fur die Beschlussfassung noch fiir die Vorlage war eine Frist vorgesehen. Mit Gemeinderechts—Sammelnovelle vom 1. Dezem-
ber 2016, LGBI. 83/2016, in Kraft ab 2. Oktober 2017, erfolgte eine Anpassung der Stadtrechte an die Burgenladndische Gemeindeordnung durch

Festlegung derselben Frist (spatestens 30. April) fur die Vorlage der Rechnungsabschlisse bei der Gemeindeaufsicht.
In den Klagenfurter und Villacher Stadtrechten war eine Ubermittlung des Rechnungsabschlusses nach dessen Feststellung durch den Gemein-

derat geregelt, ohne gass hiefiir eine Frist vorgesehen war.

gemaR § 67 Abs. 2 NO Stadtrechtsorganisationsgesetz

In den Stadtrechten von Linz, Steyr und Wels war fur die Beschlussfassung des Rechnungsabschlusses keine Frist festgelegt; die Vorlage des be-
schlossenen Rechnungsabschlusses war nicht explizit normiert. Die Stadte mit eigenem Statut legten ihre Rechnungsabschlisse gemaR & 18
Abs. 5 RHG vor der Beschlussfassung durch den Gemeinderat der Gemeindeaufsicht vor.

Nach dem Salzburger Stadtrecht war der Rechnungsabschluss spatestens bis 30. Juni dem Gemeinderat vorzulegen. Fir die Beschlussfassung war
keine Frist festgesetzt. Eine Vorlage des Rechnungsabschlusses bei der Gemeindeaufsicht war nicht explizit normiert. In der Praxis erfolgte jedoch

die Vorlage des beschlossenen Rechnungsabschlusses.
Nach dem Statut der Landeshauptstadt Graz war der Rechnungsabschluss bis spatestens 31. Madrz dem Gemeinderat zur Beschlussfassung vor-

zulegen. Fir die Beschlussfassung war keine Frist festgesetzt. Eine Vorlage des Rechnungsabschlusses bei der Gemeindeaufsicht war nicht ver-
pflichtend vorgesehen. In der Praxis erfolgte die Vorlage des Rechnungsabschlusses auf Ersuchen der Gemeindeabteilung auch in Papier bis Ende
Mai; je nachdem, ob der Rechnungsabschluss zu diesem Zeitpunkt bereits beschlossen war, handelte es sich um den vorldufigen oder den end-
gultigen.
Nach dem Stadtrecht der Landeshauptstadt Innsbruck war der Rechnungsabschluss dem Gemeinderat bis spatestens 30. Juni vorzulegen. Fir die
Priifung und Erledigung durch den Gemeinderat war keine Frist festgelegt. Eine Vorlage des Rechnungsabschlusses bei der Gemeindeaufsicht
war nicht verpflichtend vorgesehen. Die Stadt Innsbruck legte, wie auch gemaR § 18 Abs. 5 RHG vorgesehen ist, den Rechnungsabschluss vor
Behandlung im Gemeinderat der Gemeindeaufsicht vor.
gerechnet von der landesinternen Frist flir Gemeinden bis zur gesetzten Frist fiir die Weiterleitung der Daten laut Terminkalender der Statistik
Austria
jeweils ausgehend vom 15. des Monats
Es bestand allerdings noch die Méglichkeit, bis 30. Juni nachzuliefern bzw. nachtraglich festgestellte Abweichungen zu korrigieren.
Tirol und Vorarlberg liefern die Quartalsdaten zwar gesammelt, aber bereits zum erstmdoglichen Termin.

Quellen: Statistik Austria; Lander Burgenland, Karnten, Niederdsterreich,

Oberosterreich, Salzburg, Steiermark, Tirol und Vorarlberg; RH
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Anhang lll: Prufroutinen der Lander

In der nachstehenden Tabelle weisen gelb gekennzeichnete Zeilen die Priifroutinen
jener Fehlercodes aus, bei denen die Statistik Austria im Rahmen ihrer Prifung von
der an die Lander im Leitfaden kommunizierten Vorgabe abwich.

Tabelle D: Priifroutinen der Lander nach Fehlercodes der Statistik Austria

Burgenland
osterreich
Osterreich
Salzburg
Steiermark
Vorarlberg

Statistik Austria

Allgemeine Priifschritte
ja, Liste L ja, Liste Weiterfih- Weiterfiih-
: ja, Liste .
mit feh- it feh mit feh- rende rende
lenden mit feh- lenden Prif- Pruf-
FC 0.01: Satzarten 1 und 2 . lenden . . . X
A . Satzarten/ ja Satzarten/ ja schritte ja schritte
missen vorhanden sein . Satzarten/ .
Gemeinde X Gemeinde setzen SA setzen SA
Gemeinde
ausgege- ausgege- lund?2 lund?2
erstellt
ben ben voraus voraus
FC 0.02: Satzart—Code ist in ia ia ia ia teilweise ia ia ia
jeder Datenzeile vorhanden ! ! ) ) . ! !
FC 0.03: ID-Art (,,GKZ“) und
Gemeinde—Kennziffer in jeder
Datenzeile vorhanden; 1. Stelle ja ja ja ja ja ja ja ja
der Gemeindekennziffer ent-
spricht Bundesland
FC 0.04: Haushaltsjahr in jedem ia ia ia i3 i ia ia ia
Datensatz vorhanden ! ! ) ) ) . ! !
teilweise
FC 0.05: Quartal und Monat in .(Quartal
X R . . . ja, Monat . . . .
jedem Datensatz gleich 0 ja ja ja d ja ja ja ja
keine Rou-
(Jahresdaten) R
tine gefun-
den)
roRteils | "€ teil-
Allgemeine Prifschritte erfullt erfillt erfullt gerfl’.‘lllt weise Ab- erflllt erfullt erfillt
weichung
Satzart 01
FC 1.01: Angabe zur verwende-
ten Schnittstellendefinition ja ja ja ja ja ja ja ja
(,GHD-V3.7“) vorhanden
Feststellen
vorlaufiger
Daten —
FC 1.02: Erstellungsdatum ia i3 i3 ia Routine i ia ia
vorhanden; Format JJJIMMTT J J J J fir feh- J ! J
lende
Werte
fraglich
FC 1.03: Haushaltsjahr = Erstel- ia ia ia i3 3 i3 ia ia
lungsjahr -1 J J J J J J J J
eine teil-
Satzart 01 — Allgemeine Daten erfullt erfillt erflllt erfullt weise Ab- erflllt erfullt erfillt
weichung
Satzart 02
FC 2.01: Richtiger Datentyp je ja ja teilweise ja teilweise ja ja ja
Datensatzmerkmal ! ! ) . ! !
FC 2.02: Haushaltshinweis ist 0, ia ia ia ia nein ia ia ia
1,2,5,60der9 . ! ) ) ) . !
FC 2.03: Giiltiger Haushalts- . . . . . . . .
Konto—Ansatz ja ja ja ja nein ja ja ja
FC 2.04: Glltige Haushalts- ia ia ia ia nein i3 i3 ia
konto—Post ! ! . ) . ! !
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g 5 5 3 3
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Statistik Austria @ X :0 :0 »n @ >
FC 2.05: Gultige sonstige Unter- . . . . . . . .
gliederung des Haushaltskontos Ja Ja Ja Ja nein Ja Ja Ja
FC 2.06: Kennzeichen fur Vergu- . . . . R R . .
tung ist 0 oder 1 Ja Ja Ja Ja nein Ja Ja Ja
Satzart 02 — Haushaltskonten erflllt erfillt grol’i}ells erfullt mc.,ht erflllt erflllt erfillt
erfillt erfullt
Satzart 03
FC 3.01: Richtiger Datentyp je . . I . . . . .
Datensatzmerkmal ja ja teilweise ja nein ja ja ja
FC 3.02: Gultiger Ansatz des . . . . . . . Test auf
Schuldenkontos Ja Ja Ja Ja nein Ja Ja Befillung
FC 3.03: Gultige Codierung: . . . . R . . .
Finanzierungsinstrument Ja Ja Ja Ja nein Ja Ja Ja
FC 3.04: Gultige Codierung: . . . R . . . .
Glaubiger ja ja ja ja nein ja ja ja
FC 3.05: Giltige Codierung: . . ) Ja—we- ) Ja—we- . .
Land ja ja ja nige gul- nein nige gul- ja ja
tige Werte tige Werte
FC 3.06: Gultige Codierung: . . . . . . . .
Empfinger ja ja ja ja nein ja ja ja
FC 3.07: Gultige Codierung: . . . . . . . .
Deckungsart ja ja ja ja nein ja ja ja
FC 3.08: Gilltige Codierung: . . . Ja—we- ) Ja—we- . .
Wiahrung ja ja ja nige gul- nein nige gul- ja ja
tige Werte tige Werte
FC 3.09: Gultige Codierung: . . . . . . . .
Kondition ja ja ja ja nein ja ja ja
FC 3.10: Gultige Kombination:
Finanzierungsinstrument/ nein ja ja ja ja ja ja nein
Deckungsart
groRteils
groRteils 322;&?12
Satzart 03 — Finanzschulden erfullt erfilt | beider | erfillt nicht erfiillt erfully | tellweise
(eine Ab- Datentyp- erfullt erfillt
weichung) iiberprii-
fung)
Satzart 04
FD(;:é gslétl;:;f;tl'f;ralljatentyp Je ja offen teilweise ja nein ja ja ja
Struktur-
test (regu-
FC 4.02: Gultiger Ansatz des . . . . R . . larer Aus-
Schuldenkontos Ja Ja Ja Ja nein Ja Ja druck),
keine Liste
hinterlegt
FC 4.03: Glltige Vermogens- ) ) . . . . . .
ja ja ja ja nein ja ja ja
gruppe
FC 4.04: Gliiltige Codierung: . . . . . . . .
Schuldner ja ja ja ja nein ja ja ja
Struktur-
test (regu- | . .
FC 4.05: Giiltige Codierung: . . larer Aus- | 13~ W& ) Ja—we- . )
Land ja ja druck) nige gul- nein nige gul- ja ja
keine Lis'te tige Werte tige Werte
hinterlegt
Struktur-
test (regu- | . )
FC 4.06: Giiltige Codierung: ia ia larer Aus- ;?g_evgvjl a IJ‘?g_e VgVSI ia ja
Wahrung ke?;:clﬁ?slte tige Werte tige Werte
hinterlegt
Struktur-
test (regu-
FC 4.07: Gliltige Codierung: . . . . . . . larer Aus-
notleidendes Darlehen Ja Ja Ja Ja nein Ja Ja druck),
keine Liste
hinterlegt |
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Statistik Austria

Burgenland

osterreich

osterreich

Salzburg

Steiermark

Vorarlberg

teilweise — | teilweise — teilweise — sl teilweise —
FC 4.08: Gultige Kombination: Liste mit Liste mit . Liste mit it hinter- Liste mit . .
Schuldner/Vermégensgruppe Abwei- Abwei- nein Abwei- mit inter Abwei- Ja Ja
chungen chungen chungen LB chungen
. .. grofteils groRteils teilweise grofteils nicht grofteils . groRteils
satzart 04 - Finanzvermogen erfillt erfiillt | erfulle | erfullt | erfullt | erfallt erfillt | "o rfute
Satzart 05
FC 5.01: Richtiger Datentyp je . £ . . . . . .
Datensatzmerkmal Ja oren nein Ja nein Ja Ja Ja
FC 5.02: Giiltiger Ansatz des . . . teilweise . . . Test auf
Vermdogenskontos ja Ja nein erfillt nein Ja ja Beflllung |
FC 5.03: Gliltige Vermogens- . . . . . . . Test auf
ja ja nein ja nein ja ja .
gruppe Befiillung |
Satzart 05 — Vermogen ohne . groRteils nicht groRteils nicht . . groRteils
Finanzvermégen erfallt erfullt erfullt erfullt erfullt erfallt erfallt erfullt
Satzart 06
FC 6.01: Richtiger Datentyp je . £ teilwei . . . nicht zu- .
Datensatzmerkmal Ja orten eliwelse Ja nein a treffend; Ja
FC 6.02: Gultiger Ansatz ja ja ja ja nein ja d?S Land Tes"t auf
Tirol ge- | Befillung |
FC 6.03: Glltige Meldegruppe ja ja ja ja nein ja neriert die ja
Satzart 06
auf Basis
derim
Portal ge-
flhrten
FC 6.04: Giiltiger Personenkreis ja ja ja ja nein ja Dienstpos- ja
tennach-
weise
(Aus-
nahme:
Innsbruck)
teilweise — teilweise —
abwei- abwei-
FC 6.05: Gultige Kombination: chende . chende
X . . grofteils . .. .
Mg_ldegruppe/Personenkrels/ zuldssige offen nein erfiillt nein zulassige ja
VZA Werte- Werte-
kombinati- kombinati-
onen onen
grofteils groRteils teilweise groRteils nicht grofteils nicht groRteils
satzart 06 — Personal erfillt erfillt | erfullt | erfalll | erfullt | erfullt | zutreffend | erfullt
Satzart 07
batensatmeremal | o | ofen | s B | nen | o o
teilweise,
vorhan-
FC 7.02: Positionsnummer: . . . den, aber . . . .
gultige Codierung Ja Ja Ja abwei- nein Ja Ja Ja
chend
spezifiziert
FC 7.03: Positionsnummern 001
und 002 (Hebesé&tze der Grund- ja ja ja ja nein ja ja ja
steuer) sind vorhanden
. . . groRteils . grofteils nicht . . .
Satzart 07 — Finanzstatistik erfillt . erfillt . " erflllt erfullt erfillt
erfillt erfullt erfullt
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Statistik Austria a 3 S 3 & S
Satzart 08
FD(;,:se' g:;gﬁ:?f;;?atentyp Je ja offen teilweise ja nein ja ja ja
FC 8.02: Beteiligungsverhiltnis: . . . . . . . .
glltige Codierung Ja Ja Ja Ja nem Ja Ja Ja
FC 8.03: Sektor: giiltige Codie- . . R R . . . .
run ja ja nein ja nein ja ja ja
_ i " groRteils nicht . nicht . . .
Satzart 08 — Beteiligungen erfullt erfiillt erfiillt erfillt erfiillt erfullt erfullt erfillt
Satzart 09
FC 9.01: Richtiger Datentyp je . 4 . . . . . .
Datensatzmerkmal ja offen nein ja nein ja ja ja
FC 9.02: Sektor des Haftungs- ia ia i3 i3 nein 2 ia ia
nehmers: giiltige Codierung ) ! ! ! ) ) !
_ . groRteils nicht . nicht " . .
Satzart 09 — Haftungen erflllt erfiillt erfillt erfallt erfillt erflllt erflllt erfillt

Quellen: Statistik Austria; Lander Burgenland, Kérnten, Niederdsterreich,
Oberosterreich, Salzburg, Steiermark, Tirol und Vorarlberg; RH
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Anhang IV: Priufroutinen des RH auf Basis der Vorgaben
der Statistik Austria und der Priifroutinen des
Landes Steiermark

Tabelle E: Priifroutinen des RH auf Basis der Vorgaben der Statistik Austria und der Priif-
routinen des Landes Steiermark, Anwendung auf Haushaltsdaten 2015

-] x

c < < = oo
i© = = 00 S o
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Fehlercode/Fehlerbeschreibung

Gemeinden mit Fehler: Anzahl (in %)

Priifroutinen nach Statistik Austria — Plausibilitatsprifung!

Allg.1.1 — Stat. Aust. Allg: Satzartangabe ungiiltig - - - - - - — -

Allg.1.2 — Stat. Aust. Allg: Jahr nicht 2015 - - - - 1(1%) - - -

Allg.1.3 — Stat. Aust. Allg: Quartal nicht 0 (Jahresdaten) - - - 1(0%) - - - -

Allg.1.4 — Stat. Aust. Allg: Monat nicht 0 (Jahresdaten) - - - - - - - -

Allg.1.5 — Stat. Aust. Allg: ID-Art nicht 'GKZ' - - - - - - _ _

Allg.1.6 — Stat. Aust. Allg: ID-Nr ist keine 5—stellige Zahl - - - - - - - -

1.1.1 — SAO01 Stat. Aust.: Verantwortlicher fehlt - 4(3%) - 237 (54 %) - - - -

1.1.2 — SAO1 Stat. Aust.: Sachbearbeiter fehlt - - —-| 61(14%) - - - -

1.1.3 — SAO1 Stat. Aust.: Telefonnummer fehlt - - - - - - - -

1.1.4 — SAO1 Stat. Aust.: Schnittstellenversion fehlt - - - - - - - -

1.2.1 - SA01 Stat. Aust.: Erstellungsdatum fehlt - - - - - - — _

1.2.2 - SAO1 Stat. Aust.: Beschlussdatum RA fehlt - - - - - - - -

1.2.3 — SA01 Stat. Aust.: Datum VA laufendes Jahr fehlt - - - 31(7%) 2(2%) - - -

1.2.4 - SAO1 Stat. Aust.: Datum VA Folgejahr fehlt - - - - - - - -

1.2.5 - SA01 Stat. Aust.: Datum MFP fehlt - - - - - - - -

2.0.1 - SAO02 Stat. Aust.: Satzart 2 fehlt - - - - - - - -

2.1.0 — SA02 Stat. Aust.: Alle Betragsfelder Null - - - - - - - -

2.1.1 - SAO02 Stat. Aust. HH—Konto: ungiltiger Ansatz - - - - - - - -

2.1.2 — SA02 Stat. Aust. HH—Konto: ungultiger Ansatz 3(2%) 2(2%)| 24(4%) - - - - 1(1%)

2.1.3 —SA02 Stat. Aust. HH—Konto: ungultige Postengruppe 22 (13 %)| 85 (64 %)[479 (84 %)| 26 (6 %) 13 (5 %) 1(0%) 1(1%)

2.1.4 —SA02 Stat. Aust. HH—Konto: HH-Hinweis 1 | 2 | 5| 6

) ; 23(13%)| 49 (37 %)| 499 (87 %)| 179 (40 %)| 79 (66 %)| 29 (10 %)| 273 (98 %) 1(1%)
—keine VA-wirksame Post

2.1.5 - SA02 Stat. Aust. HH—Konto: HH-Hinweis 0 | 9 — VA—

; 169 (99 %) (132 (100 %) | 570 (99 %) | 438 (99 %)| 117 (98 %)| 29 (10 %) [279 (100 %) -
wirksame Post

2.1.6 — SA02 Stat. Aust. HH-Konto: Ausgaben—Posten nicht

- 6(5% 6(1% - 1(1% - 1(0% -
inHH 1 od. 5 (5%) (1%) (1%) (0%)
2.1.7 — SA02 Stat. Aust. HH—Konto: ordentl. Ausgaben—Pos-
ten (5) nichtin HH 1
2.1.8 — SA02 Stat. Aust. HH—Konto: ordentl. Ausgaben—Pos-
- 2(2%)|238 (42 %) 1(0%) - - 1(0 %) -

ten (65) nichtin HH 1

2.1.9 — SA02 Stat. Aust. HH—Konto: Einnahmen—Posten (8)
nicht in HH 2 oder 6

2.1.10 — SA02 Stat. Aust. HH—Konto: ordentl. Ausgaben—Pos-

1(1% 2(2%)|102 (18 % 3(1%)| 13(11% 4(1% 8 (3% 5(5%
ten (65) nicht in HH 1 (1%) (2%)| 102 (18 %) (1%)] 13(11%) (1%) (3%) (5%)




Qualitatssicherung der Gemeindehaushaltsdaten

Steiermark
Vorarlberg

T

c = E=1

S = = o0

c ] 7 e

g = = 2

0 [ Q N

5 2 2 o
17 |7 ©

-] =] o v

Fehlercode/Fehlerbeschreibung

Gemeinden mit Fehler: Anzahl (in %)

2.1.11 - SA02 Stat. Aust. HH—Konto: PUKI. 83 / 84 / 853-857

: 32%)| 5(4%)[208(36%)| 8(2%)| 16(13%) - 3(1%) 2(2%)
in falschen AUAs

2.1.12 — SA02 Stat. Aust. HH—Konto: Postengruppen 850 u.

- - 3% - - - 10%| 10%
852 nicht in HH 2 (1%) (0%) (1%)

2.1.13 — SA02 Stat. Aust. HH—Konto: Ertragsanteile: nicht
Ansatz 925 oder nicht HH 2

2.1.14 — SA02 Stat. Aust. Codierung: Ungiltiges Kennzeichen

. 1(1%)| 4(3%)| 23(4%) 1(0%) 1(1%)| 2(1%) 2 (1%) -
f. Vergltung

2.1.15 — SA02 Stat. Aust. Codierung: Fehlende Ansatz-

- - 14(2% 1(0% - - 1(0% -
bezeichnunginHH 1, 2,5, 6 (2 %) (0%) (0%)

2.1.16 — SA02 Stat. Aust. Codierung: Fehlende Postbezeich-
nung

3.1.0 — SAO03 Stat. Aust.: Alle Betragsfelder Null - 2(2%) - 2(0%) - - - -

3.1.1 — SAO3 Stat. Aust. Codes: Inexistentes Finanzierungs-
instrument

3.1.2 — SA03 Stat. Aust. Codes: Ansatz nicht in VRV - - 4(1%) 2 (0%) - - - -

3.1.3 — SA03 Stat. Aust. Codes: Glaubiger / Sektor ungiiltig - - - - - - - -

3.1.4 — SA03 Stat. Aust. Codes: Landercode ungiiltig - - - - - - - -

3.1.5 — SA03 Stat. Aust. Codes: Wahrungscode ungtiltig - - 5(1%) 2(0%) - - - -

3.1.6 — SA03 Stat. Aust. Codes: Empfanger ungiiltig - - - - - - - —

3.1.7 — SAO3 Stat. Aust. Codes: Wahrungscode ungiiltig - 1(0 %) - - - - -

3.1.8 — SA03 Stat. Aust. Codes: Wahrungscode ungiiltig - - - - - - - -

3.1.9 — SA03 Stat. Aust. Kombis: Finanzierungsinstrument /

Conditi 1(1%)| 4(3%)|265(46%)| 40(9%)| 22 (18 %) - —-| 15(16%)
ondition
3.1.10 — SAO3 Stat. Aust. Kombis: Finanzierungsinstrument /
2(1%) - 19(3%) - - - - -

Deckungsart
3.1.11 — SA03 Stat. Aust. Kombis: Glaubiger passt nicht zu

- - 1(0%) - - - - -
Land
3.1.12 — SA03 Stat. Aust. Summen: Endstand nicht Anfangs-

-l 1(1%) - -l 1(1%) - - -
stand +Zugang —Abgang
3.1.13 — SAO03 Stat. Aust. Laufzeit: Start unglltig - - 1(0%) - - - - 2(2%)
3.1.14 — SA03 Stat. Aust. Laufzeit: Ende ungiiltig - - - - 6(5%) - - -
3.1.15 — SAO03 Stat. Aust. Laufzeit: Ende vor Anfang - 4(3%) 1(0%) - 6 (5 %) - - -
3.2.1 - SAO03 Stat. Aust. Codes: Finanzierungsinstrument
passt nicht zu Glaubiger/Sektor
4.1.0 — SA04 Stat. Aust.: Alle Betragsfelder Null - 1(1%) - - - - - -
4.1.1 — SA04 Stat. Aust. Codes: Ansatz nicht in VRV - 8(6%) 1(0%) - - - - -
4.1.2 — SA04 Stat. Aust. Codes: Vermdgensgruppe nicht in
b gensgrupp _ 1(1%) 6(1%) — - - —| 28(29%)
4.1.3 — SA04 Stat. Aust. Codes: Ungliltige Vermogensgruppe - 1(1%)| 12(2%) 1(0%) - - —| 87(91%)
4.1.4 — SA0O4 Stat. Aust. Codes: Schuldner unglltig - - 5(1%) - - - - -
4.1.5 — SA04 Stat. Aust. Codes: Landercode ungliltig - - - - - - - -
4.1.6 — SA04 Stat. Aust. Codes: Wahrungscode ungiiltig - - 1(0%) 4(1%) - - - -
4.1.7 — SA04 Stat. Aust. Codes: Kennzeichnung notleidend
unglltig
4.1.8 — SA04 Stat. Aust. Codes: Firmenbuchnummer ungltig 1(1%) 9(7%)| 30(5%)| 62(14%)| 41(34%)| 17(6%) - 21(22%)
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Fehlercode/Fehlerbeschreibung
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osterreich

Salzburg

Steiermark

Gemeinden mit Fehler: Anzahl (in %)

Vorarlberg

4.1.9 — SA04 Stat. Aust. Summen: Endstand nicht Anfangs-
- 2(2%) 3(1%) - 1(1%) - 2(1%) 1(1%)

stand +Zugang —Abgang
4.1.10 — SA04 Stat. Aust. Laufzeit: Start ungtltig - - 1(0%) 2(0%) - - - 1(1%)
4.1.11 — SA04 Stat. Aust. Laufzeit: Ende ungiiltig - - 1(0%) 2(0%) 1(1%) - - 1(1%)
4.1.12 — SA04 Stat. Aust. Laufzeit: Ende vor Anfang 5(3%) 5(4%) 16(3%) 8(2%) 6(5%) - - 1(1%)
5.1.0 — SAO5 Stat. Aust.: Alle Betragsfelder Null - - - - - - - -
5.1.1 — SAO5 Stat. Aust. Codes: Ansatz nicht in VRV 402%)| 5(4%)| 81%| 133%)| 4(3%) -l 2(1%) -
5.1.2 — SA05 Stat. Aust. Codes: Vermdgensgruppe nicht in
- BENsgrupp 11(6%)| 7(6%)| 34(6%| 123%)| 6(5%)| 8(3%)| 22(8%)| 23(24%)
5.1.3 —SAO5 Stat. Aust. Codes: Ungiiltige Vermogensgruppe - - 5(1%) - 3(3%) - - 5(5%)
5.1.4 — SAO5 Stat. Aust. Summen: Endstand nicht Anfangs- 1(0%)
stand +Zugang —Abgang 5
6.1.1 — SA06 Stat. Aust.: ungiiltiger Ansatz laut VRV / ungil- 5 (1%)
tiger Code ;
6.1.2 — SA06 Stat. Aust.: ungultige Meldegruppe - - 20(3%) 1(0%) 5(4%) - - -
6.1.3 — SAO6 Stat. Aust.: unglltiger Personenkreis - - 22(4%) 1(0%) 5(4 %) - - -
7.1.1—SAQ7 Stat. Aust.: ungiiltiger Ansatz laut VRV / ungiil-
tiger Code
7.1.2 — SAO7 Stat. Aust.: Pos.Nr.1 fehlt - - - - - - - -
7.1.3 — SAQ7 Stat. Aust.: Pos.Nr.2 fehlt - - 1(0%) 4(1%) 1(1%) - - -
7.1.4 — SAO7 Stat. Aust.: GS—Hebesatz ungiltig - - 3(1%) - 4(3%) - - 2(2%)
8.1.1 — SAOS Stat. Aust.: Beteiligungsverhaltnis ungtltig - - - - - - - -
8.1.2 —SA08 Stat. Aust.: Sektor d. Beteiligung ungtiltig - - - - - - - -
8.1.3 —SA08 Stat. Aust.: ID-Art d. Beteiligung ungultig 2(1%) - 29(5%) 1(0%)| 17 (14 %) - —| 49(51%)
8.1.4 — SA08 Stat. Aust.: ID-Nummer d. Beteiligung ungiltig 3(2%) —| 66 (12 %) 4(1%)| 15(13%) - - 5(5%)
8.1.5 —SA08 Stat. Aust.: ID-Art d. Mutter d. ind. Beteiligung

i - -| 112%)| 20%)| 101%| 1(0%) - 4%
ungultig
8.1.6 — SA08 Stat. Aust.: Name der Einheit fehlt 2(1%) 2(2%) - 1(0%) - - - -
8.1.7 — SA0S Stat. Aust.: Postleitzahl der Einheit fehlt 3(2%) 5(4%) 16(3%) 1(0%) - - - -
8.1.8 — SAO8 Stat. Aust.: Ort der Einheit fehlt 32%) 5(@%)| 122%) 1(0%) - - - -
9.1.1 — SA09 Stat. Aust.: Ungiiltige Risikoklasse 200%)|  5(a%)| 34(6%)| 21(5%)| 15(13%)| 11(4%) - -
9.1.2 — SAQ9 Stat. Aust.: Ungliltiger Sektorcode - - - - - - - -
9.1.3 — SAOQ9 Stat. Aust.: Endstand nicht
Anfangsstand+Zugang—Abgang
9.1.4 — SAQ9 Stat. Aust. Laufzeit: Start ungiltig - - 1(0%) 1(0%) - - - -
9.1.5 —SA09 Stat. Aust. Laufzeit: Ende unglltig - - 3(1%) 2(0%) 2(2%) - - -
9.1.6 — SAO09 Stat. Aust. Laufzeit: Ende vor Anfang 1(1%) 5(4%) 15(3%) 26(6%) 10(8%) - 2(1%) -
9.1.7 — SA09 Stat. Aust.: Name des Haftungsnehmers fehlt - - 2(0%)| 38(9%) - - - -

1 werden zu einem Fehlercode keine Gemeinden mit Fehler ausgewiesen, wird dies durch nachstehendes Zeichen dargestellt.

Quellen: Statistik Austria; RH
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Anhang V: Datenblatt der Statistik Austria zur Nacherhebung 2015

Tabelle F:

Niederdsterreich anonymisiert

Datenblatt der Statistik Austria zur Nacherhebung 2015, Beispielgemeinde aus

) . Wert in )
Wert in [ Wertin EUR Wert in
Bezeichnung| Bezeichnung | EUR End- | Anfangs- Endstand EUR Kor- Nach- Anmerkung
1 2 stand Vor- [stand Daten- Datenlie rektur | erhebung XXX*
jahr lieferung Endstand
ferung
3 3XX [ 3XXXX | 011 |Ausgaben ordentlich 2.030.865 — |2.245.573
3 | 3xx | 3%000¢| 012 |Ausgaben |7URET 546.182 - |2.412.246
ordentlich
3 3XX [ 3XXXX | 021 |Einnahmen |ordentlich 2.030.945 — |2.245.660
3 | 3xx | 30| 022 |Einnahmen [2UB€T 546.184 - |2.412.245
ordentlich
3| 3xx | 3xx| 101 |Gesamt Deckungs- 540.748| 577.411 | 507.510 ja |Endstand bitte
schulden artl kontrollieren
3 | 3xx | 30| 102 |Gesamt |Deckungs- 810.216| 246.216 | 268.240 ja | Endstandbitte
schulden art2 kontrollieren
3 axx | 3o | 103 Gesamt- Deckungs- _ _ _ ja Endstan.d bitte
schulden art3 kontrollieren
3 axx | 3o | 104 Gesamt- Deckungs- _ _ _ ja Endstan.d bitte
schulden art4 kontrollieren
3| 3xx | 30| 109 [G€S2ME |Summe 1350.964| 823.627 | 775.750 ja | Endstandbitte
schulden Deckungsart kontrollieren
Gesamt- Glaubiger 11 . Endstand bitte
3 3XX | 300X | 111 schulden (1a, VRV) Ja kontrollieren
Gesamt- Glaubiger 12 . Endstand bitte
3 3XX | 3XKXX | 112 schulden (1b, VRV) Ja kontrollieren
Gesamt- Glaubiger 21 . Endstand bitte
3 3XX | 3XXXX 121 schulden (2a, VRV) 1.301.953 774.617 724.491 ja kontrollieren
Gesamt- Glaubiger 22 . Endstand bitte
3 3XX | 3XXXX | 122 schulden (2b, VRV) 12 kontrollieren
Gesamt- Glaubiger 31 . Endstand bitte
3 3XX | 3XXxX | 131 schulden (3a, VRV) Ja kontrollieren
Gesamt- Glaubiger 32 . Endstand bitte
3 3XX | 3XXXX 132 schulden (3b, VRV) 49.011 49.010 51.259 ja kontrollieren
Gesamt- Glaubiger 33 . Endstand bitte
3 3XX | 30X | 133 schulden (3¢, VRV) Ja kontrollieren
Gesamt- Glaubiger 34 . Endstand bitte
3 3XX | 30X | 134 schulden (3d, VRV) Ja kontrollieren
Gesamt- Glaubiger 41 . Endstand bitte
3 3XX | 300X | 141 schulden (4a, VRV) Ja kontrollieren
Gesamt- Glaubiger 42 . Endstand bitte
3 3XX | 3XXXX | 142 schulden (4b, VRV) Ja kontrollieren
3| 3xx | 30| 149 |GESAME |SUMME 1.350.964 | 823.627 | 775.750 ja|Endstand bitte
schulden Glaubiger kontrollieren
3 axx | 3o | 201 Schulden AS |Deckungs- B 36.666 33.333 ja Endstan.dbltte
85-89 artl kontrollieren
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) . Wert in )
Wert in [ Wertin EUR Wert in
Bezeichnung| Bezeichnung | EUR End- | Anfangs- Endstand EUR Kor- Nach- Anmerkung
1 2 stand Vor- [stand Daten- Datenlie rektur | erhebung XXX*
jahr lieferung Endstand
ferung
3 | 3xx | 300 | 202 [Schulden AS |Deckungs- 810216 | 246216 | 268.240 ja  |Endstand bitte
85-89 art 2 kontrollieren
Schulden AS |Deckungs- . Endstand bitte
3 3XX | 3XKXX | 203 85-89 art3 la kontrollieren
Schulden AS |Deckungs- . Endstand bitte
3 3XX | 3XXXX | 204 85-89 art4 - - - la kontrollieren
Summe De- .
3| 3xx | 30| 200 |SNUIGENAS | ngsartAs | 810.216| 282882 | 301.573 ja |Endstand bitte
85-89 kontrollieren
85-89
Schulden AS |Glaubiger 11 . Endstand bitte
3| 3XX3XOX] 211 ae g9 (1a, VRV) 13 | kontrollieren
Schulden AS |Glaubiger 12 . Endstand bitte
3| 3XXIXRXK 212 g g (1b, VRV) - - - 13 | kontrollieren
Schulden AS |Glaubiger 21 . Endstand bitte
3 3XX | 3XXXX [ 221 85-89 (2a, VRV) 761.205 233.872 250.314 ja kontrollieren
Schulden AS |Glaubiger 22 . Endstand bitte
3| 3K 3XK | 222 gg gg (2b, VRV) 13 | kontrollieren
Schulden AS |Glaubiger 31 . Endstand bitte
3 XX | 3XKXX | 231 85-89 (3a, VRV) Ja kontrollieren
Schulden AS |Glaubiger 32 . Endstand bitte
3 3XX | 3XXXX [ 232 85-89 (3b, VRV) 49.010 49.010 51.259 ja vontrollieren
Schulden AS |Glaubiger 33 ) Endstand bitte
3 3XX | 3XXXX | 233 85-89 (3c, VRV) Ja kontrollieren
Schulden AS |Glaubiger 34 ) Endstand bitte
3 3XX | 3XXXX | 234 85-89 (3d, VRV) Ja kontrollieren
Schulden AS |Glaubiger 41 . Endstand bitte
3 3XX | 3X00x | 241 85-89 (4a, VRV) - - - la kontrollieren
Schulden AS |Glaubiger 42 . Endstand bitte
3 3XX | 3XXXX | 242 85-89 (4b, VRV) 13 kontrollieren
SUMME
£ .
3| 3xx | 30| 249 [SCNUIdeNAS | ibigerAs | 810.215| 282.882 | 301.573 ja ndstand bitte
85-89 kontrollieren
85-89
3| 3xx | 30| 301 |Betelligun- - - -
gen
3 3XX | 3XXXX | 302 |Wertpapiere - - -
3 | 3xx | 30| 303 |Gegebene - - -
Darlehen
3 3XX [ 3XXXX | 304 |Rucklagen 15.000 15.000 15.060
3 3XX | 3XXXX | 305 [Haftungen - - -
Gemeinde- |Zahl der Be-
3 3XX | 3XXXX | 401 bedienstete [amten (VZA) - B -
Gemeinde- Zahl der Off.
3 3XX | 3XXXX | 402 R Bediensteten 7,07 - 7,07
bedienstete -
(VZA)
3 axx | 3o | 403 Gerr)elnde- Z.ahllder Pen- _ B _
bedienstete [sionisten
Vermietetes |Zahl der Be-
3 3XX | 300X | 411 Personal amten (VZA) B - -




Bericht des Rechnungshofes

Qualitatssicherung der Gemeindehaushaltsdaten

Wertin |Wertin EUR \Wertin Wert in
Bezeichnung| Bezeichnung [ EUR End- | Anfangs- Endstand EUR Kor- Nach- Anmerkung
1 2 stand Vor- [stand Daten- Datenlie- rektur | erhebung XXX*
jahr lieferung Endstand
ferung
Vermietetes Zah! der Off
3 3XX | 3XXXX | 412 personal Bed'i'ensteten - - -
(VZA)

3 axx | 3o | 413 Vermietetes |Zahl der Pen- _ _ _

Personal sionisten
3 3XX | 3XXXX | 501 [Hebesatz1 500 - 500
3 3XX | 3XXXX | 502 [Hebesatz2 500 - 500
BDL = Bundesland
POL= Politischer Bezirk
GKZ = Gemeindekennzahl

1 Name der Mitarbeiterin der Statistik Austria anonymisiert

Quelle: Statistik Austria

’

Rechnungshof
Osterreich

Wien, im Juni 2018
Die Prasidentin:

Dr. Margit Kraker












	_Ref347997301
	_Ref353438516
	_Ref354413359
	_Ref350673883
	_Ref351125431
	_Ref350438986
	_Ref350438980
	_Ref350439012
	_Ref351383936
	_Ref354413547
	_Ref351895637
	_Ref351899322
	_Ref351641966
	TZ_36
	TZ_29
	TZ_22
	TZ_16
	TZ_9
	TZ_6
	TZ_{Blg_Gebarungsstatistik–VO_2014 BGBLA_2013_II_345_pdf} {Blg Standarddoku–Gebarungsstatistik ab 2014.pdf}
	TZ_4
	TZ_3
	TZ_2
	TZ_1
	TZ_35_3
	TZ_35_2
	TZ_35_1
	TZ_34_2
	TZ_34_1
	TZ_33_2
	TZ_33_1
	TZ_32_2
	TZ_32_1
	TZ_31_3
	TZ_31_2
	TZ_31_1
	TZ_30_3
	TZ_30_2
	TZ_30_1
	TZ_28_3
	TZ_28_2
	TZ_28_1
	TZ_27_3
	TZ_27_2
	TZ_27_1
	TZ_26_3
	TZ_26_2
	TZ_26_1
	TZ_25_3
	TZ_25_2
	TZ_25_1
	TZ_24_3
	TZ_24_2
	TZ_24_1
	TZ_23_4
	TZ_23_3
	TZ_23_2
	TZ_23_1
	TZ_21_3
	TZ_21_2
	TZ_21_1
	TZ_20_3
	TZ_20_2
	TZ_20_1
	TZ_19_3
	TZ_19_2
	TZ_19_1
	TZ_18_3
	TZ_18_2
	TZ_18_1
	TZ_17_3
	TZ_17_2
	TZ_17_1
	TZ_15_4
	TZ_15_3
	TZ_15_2
	TZ_15_1
	TZ_14_3
	TZ_14_2
	TZ_14_1
	TZ_13_3
	TZ_13_2
	TZ_13_1
	TZ_12_3
	TZ_12_2
	TZ_12_1
	TZ_11_4
	TZ_11_3
	TZ_11_2
	TZ_11_1
	TZ_10_3
	TZ_10_2
	TZ_10_1
	TZ_8_2
	TZ_8_1
	TZ_7_2
	TZ_7_1
	TZ_5_3
	TZ_5_2
	TZ_5_1
	Abbildung 1:	Darstellung des Sektors Staat und Datenübermittlung der Gemeindeebene
	Abbildung 2:	Prozess der Qualitätssicherung der Gemeindehaushaltsdaten im Überblick
	Abbildung 3:	Zeitfenster für Landesbehörden zur Qualitätssicherung, Rechnungsabschluss 2015 und Quartalsdaten 2016
	Abbildung 4:	Öffentlicher Schuldenstand der Gemeinden, 2015 in Mio. EUR
	Abbildung 5:	Öffentlicher Haushaltssaldo der Gemeinden, 2015 in Mio. EUR
	Abbildung 6:	Öffentlicher Haushaltssaldo der Gemeindeebene (ohne Wien) – Gemeindehaushalt und außerbudgetäre Einheiten, 2012–2015
	Tabelle 1:	Art der Datenübermittlung der Gemeindehaushaltsdaten im Jahr 2016
	Tabelle 2:	Zuständigkeit für die Datenübermittlung der Gemeindehaushaltsdaten im Jahr 2016
	Tabelle 3:	Vorlage beschlossener Rechnungsabschlüsse der Gemeinden an die Gemeinde­aufsichten, Rechnungsabschluss 2015
	Tabelle 4:	Vorlage beschlossener Rechnungsabschlüsse der Städte mit eigenem Statut an die Gemeindeaufsichten
	Tabelle 5:	Testprüfung im Jahr 2016
	Tabelle 6:	Umfang der 4. Quartalsdatenlieferung
	Tabelle 7:	Zusammenfassung der Prüfroutinen der Länder nach Satzarten und Gegenüber­stellung mit dem Kontrollniveau der Statistik Austria
	Tabelle 8:	Vollständigkeit der Satzarten – Haushaltsjahr 2015 / Übermittlungszyklus 2016
	Tabelle 9:	Datenqualität anhand der Feedbackmeldungen der Statistik Austria, Gemeinden mit Fehlern pro Fehlercode (FC) und Bundesland; Haushaltsdaten 2015
	Tabelle 10:	Anzahl der Gemeinden ohne Fehler nach Bundesländern, Basis Haushaltsdaten 2015
	Tabelle 11:	Anzahl der zumindest einmalig aufgetretenen Fehler nach Bundesländern, ­Basis Haushaltsdaten 2015
	Tabelle 12:	Anzahl der erforderlichen Nacherhebungen zum Rechnungsabschluss 2015 im ­Länderüberblick 
	Tabelle 13:	Ermittlung Best Practice–Modell
	Tabelle 14:	Erklärungen für die Abweichung zwischen der Gebarungsstatistikerhebung und den Meldungen der Länder
	Abkürzungsverzeichnis
	Kurzfassung
	Kenndaten
	Prüfungsablauf und –gegenstand
	Rechtsgrundlagen und einheitliche Vorgaben
	Europäische Rechtsgrundlagen
	Nationale Rechtsgrundlagen
	Vorgaben der Statistik Austria

	Übermittlung und Qualitätssicherung Gemeindehaushaltsdaten
	Prozess der Qualitätssicherung
	Zeitliche Vorgaben der Länder an die Gemeinden zur Datenlieferung
	Landesrechtliche Rahmenbedingungen
	Bericht über Plausibilitätsprüfung

	Qualitätssicherung auf Ebene der Länder
	Allgemeines
	Qualität der Prüfroutinen der Länder
	Qualität der an die Statistik Austria übermittelten Daten

	Qualitätssicherung durch die Statistik Austria
	Allgemeines
	Plausibilitätsprüfung
	Feedback
	Inhaltliche Plausibilitätsprüfung; Nacherhebung
	Entwicklungspotenziale und Best Practice–Lösungen

	Meldung von außerbudgetären Einheiten und Gemeindeverbänden
	Außerbudgetäre Einheiten
	Gemeindeverbände

	Gebarungsstatistik und österreichischer Stabilitätspakt
	Überblick
	Zweigleisige Erhebungswege
	Erhebungsformulare zum ÖStP 2012
	Abweichende Ergebnisse zwischen der ÖStP 2012–Erhebung und der Gemeindehaushaltsdaten–Erhebung
	Nutzung der Gemeindehaushaltsdaten–Schnittstelle für die ÖStP 2012–Erhebung
	Steuerung und Kontrolle durch die Gemeindeaufsicht

	Schlussempfehlungen
	Anhang I:	�Auszug aus dem Satzaufbau gemäß GHD–Datenschnittstelle V3.7
	Anhang II:	�Vorgaben zu den Lieferfristen der Gemeindehaushaltsdaten 
	Anhang III:	Prüfroutinen der Länder
	Anhang IV:	�Prüfroutinen des RH auf Basis der Vorgaben der Statistik Austria 
	Anhang V:	Datenblatt der Statistik Austria zur Nacherhebung 2015



